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Dieses Blatt dient Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen Informationen finden 
Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte 
alle Unterlagen durch. 

Um welche Art von Versicherung handelt es sich? 
Wir bieten Ihnen eine Wohngebäudeversicherung an. Diese schützt Sie vor den finanziellen Folgen von Sachschäden an Ihrem Gebäude.   

 
 
 

 Wo bin ich versichert? 
 ✓ Sie haben für den in dem Versicherungsschein be-

zeichneten Versicherungsort Versicherungsschutz. 
 

Wohngebäudeversicherung 
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 

ADLER Versicherung AG      Produkt: 
mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland    VGV 2022  
Genehmigungs-Nr.: 5581      Premium-Plus 

 Was ist versichert? 
 ✓ Versichert sind Ihr Gebäude, das Gebäudezubehör, 

die Gebäudebestandteile und unmittelbar an das 
Gebäude anschließende Terrassen, die beschädigt 
oder zerstört werden oder infolge eines Versiche-
rungsfalls abhandenkommen; 

 ✓ weiteres Zubehör sowie Grundstücksbestandteile 
auf dem Versicherungsgrundstück; 

 ✓ Nebengebäude bis 60 qm Grundfläche sowie Gara-
gen und Carports, jeweils auf dem Versicherungs-
grundstück. 

 Versicherte Gefahren 
 ✓ Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Ex-

plosion, Implosion, Fahrzeuganprall, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder La-
dung, Verpuffung, Überdruckschallwellen, 
Terrorismus; 

 ✓ Leitungswasser; 

 ✓ Naturgefahren wie Sturm, Hagel; 
Unbenannte Gefahren, soweit diese gesondert ver-
einbart sind. 
Weitere Naturgefahren, soweit diese gesondert ver-
einbart sind. Das sind die Elementargefahren 
Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsen-
kung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen und 
Vulkanausbruch. 

 Versicherte Schäden 
 ✓ Sachschaden infolge von Zerstörung, Beschädi-

gung oder Abhandenkommen der versicherten 
Sachen infolge eines Versicherungsfalls. 

 ✓ Mietausfall infolge eines Versicherungsfalls. 

 Versicherte Kosten 
 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls not- 
 wendigen und tatsächlich angefallenen  

 ✓ Schadenabwendungs- und Schadenminderungs-
kosten;  

 ✓ Aufräumungs- und Abbruchkosten;  

 ✓ Bewegungs- und Schutzkosten; 

 ✓ Der Versicherer ersetzt bis zu dem hierfür verein- 
  barten Betrag die infolge eines Versicherungsfalls 
  tatsächlich entstandenen Aufwendungen für not- 
  wendige Mehrkosten durch behördliche Wiederher- 
  stellungsbeschränkungen;  
 ✓ Preissteigerungen nach Eintritt des Versicherungs- 
  falls; 
 ✓ Gebäudebeschädigung durch Dritte, auch Graffiti; 

 ✓ innere Unruhen, Streik, Aussperrung; 

 ✓ Wiederherstellung gärtnerischer Anlagen. 
   
 
 

   

 Was ist nicht versichert? 
 Zu den nicht versicherten Sachen zählen beispielsweise: 
 X gewerblich genutzte Nebengebäude; 
 X Nebengebäude, die größer als 60 qm sind. 

 Zusätzlich können Sie folgenden Bausteine für Ihr  
 Wohngebäude abschließen: 
 Wohngebäude Smart Home  
 Wohngebäude Smart Home bietet Versicherungsschutz  
 insbesondere für fest mit dem Gebäude verbundene Ge- 
 räte, sofern diese internetfähig sind oder eine Smart  
 Home-Funktion haben sowie sonstige elektrotechnische  
 oder elektronische Anlagen und Geräte, die der Redu- 
 zierung des Energieverbrauchs dienen. Versichert ist die  
 Zerstörung und/oder Beschädigung durch ein unvorher- 
 sehbares Ereignis sowie Abhandenkommen versicher- 
 ter Sachen durch Diebstahl, Raub oder Plünderung. 
 Rohbau-Feuerversicherung 
 Gebäude und die notwendigen Baustoffe auf dem Bau- 
 grundstück sind während der Zeit des Rohbaus bis zur  
 bezugsfertigen Herstellung beitragsfrei gegen Feuer ver- 
 sichert, längstens bis zum vertraglich vereinbarten Ende  
 der Laufzeit der Rohbau-Feuerversicherung. 

 Versicherungswert 
 Für die Entschädigungsberechnung ist der Versiche- 
 rungswert (Wiederbeschaffungspreis in neuwertigem 
 Zustand) maßgeblich. Grundlage ist hierbei die Wohn- 
 fläche der versicherten Wohnung. Weicht die angege- 
 bene Wohnfläche von der tatsächlichen ab, können  
 Nachteile bei der Entschädigungsberechnung entste- 
 hen. Für bestimmte versicherte Sachen und Kosten gel- 
 ten die vereinbarten Höchstentschädigungen. 
 

 Gibt es Deckungsbeschränkungen? 
Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versiche-
rungsschutz eingeschränkt sein kann. In jedem Fall vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen sind zum Beispiel: 
! Krieg; 

 ! Kernenergie; 
 ! Schwamm; 
 ! Sturmflut;  
 ! Schäden, die Sie vorsätzlich herbeigeführt haben. 

http://www.manaug.de/
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 Welche Verpflichtungen habe ich? 
 Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten: 
 - Bitte machen Sie im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben.  
 - Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich das versicherte Risiko verändert hat. 
 -  Es ist möglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstände zu beseitigen. 
 -  Zeigen Sie uns jeden Schadenfall unverzüglich an, auch wenn gegen Sie noch keine Schadensersatzansprüche geltend gemacht wor-

den sind. 
 - Sie sind verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und uns durch wahrheitsgemäße Schadenberichte 

bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. 

 

 Wann und wie zahle ich? 
Den ersten oder den einmaligen Beitrag müssen Sie unverzüglich nach Erhalt des Versicherungsscheins, jedoch nicht vor Versicherungsbe- 
ginn, zahlen. Wann Sie die weiteren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung zwischen uns kann 
das monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, den Beitrag von 
Ihrem Konto einzuziehen. 

   
 
 Wann beginnt und wann endet die Deckung? 
 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten Versiche- 
 rungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er sich automa- 
 tisch, außer Sie oder wir kündigen den Vertrag.   
 

 Wie kann ich den Vertrag kündigen? 
 Sie können den Vertrag ebenso wie wir zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ende der dann laufenden Versiche- 
 rungsperiode kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer bzw. danach bis spätestens drei Monate vor  
 Ende der dann laufenden Versicherungsperiode geschehen). Ebenfalls können Sie und wir nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls den  
 Versicherungsvertrag kündigen. Dann endet die Versicherung schon vor Ende der vereinbarten Dauer.   
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 Welche Verpflichtungen habe ich? 
 - Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahr- 
  heitsgemäß und vollständig beantworten. 

- Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig 
  und vollständig bezahlen. 

- Im Versicherungsfall müssen Sie uns vollständige 
  und wahrheitsgemäße Informationen geben. 

- Sie müssen die Kosten des Schadens gering hal- 
  ten. 

- Wenn sich Ihre vorhandenen Risikoumstände wäh- 
rend der Vertragslaufzeit wesentlich ändern, müs-
sen Sie uns ansprechen, damit der Vertrag ggf. 
angepasst werden kann. 

 

 

 

 

 

Dieses Blatt dient Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen Informationen finden 
Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte 
alle Unterlagen durch. 

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?  
Wir bieten Ihnen eine Glasversicherung an. Diese schützt Sie vor den finanziellen Folgen Beschädigung oder Zerstörung der versicherten Sachen.

 

 

Glasversicherung 
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 

ADLER Versicherung AG      Produkt: 
mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland    VGl 2022  
Genehmigungs-Nr.: 5581      Premium-Plus 

 Was ist versichert? 
 Versichert ist  

 ✓ Gebäudeverglasung. Dazu zählen beispielsweise: 

  ✓ fertig eingesetzte oder montierte Scheiben oder 
   Platten aus Glas oder Kunststoff von Fenstern,  
   Türen, Balkonen, Terrassen, Wänden, Winter- 
   gärten, Veranden, Loggien, Wetterschutzvor 
   bauten, Dächern, Brüstungen, Sonnenkollekt- 
   oren, Photovoltaikanlagen und Lichtkuppeln; 

   ✓ Spiegel, die an Türen und direkt an dem Ge- 
    bäude befestigt sind;   

  ✓ Glasbausteine, Profilbaugläser und Bauele-
mente, die fest mit dem Gebäude verbunden 
sind.  

 ✓ Mobiliarverglasung. Dazu zählen beispielsweise: 

  ✓ Scheiben oder Platten aus Glas oder Kunststoff 
von Aquarien, Bildern, Schränken, Terrarien, 
Vitrinen, Stand-, Wand- und Schrankspiegel 

  ✓ Glasscheiben und Sichtfenster von Öfen, 
Elektro- und Gasgeräten; 

  ✓ Duschkabinen (inklusive Rahmen); 

  ✓ Glaskeramikkochflächen (inklusive der Elektro-
nik); 

  ✓ Künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -spiegel 
und -platten bis 2.500 EUR je Versicherungs-
fall. 

 Versicherte Gefahren und Schäden 
 ✓ Die Zerstörung oder Beschädigung durch Bruch der 
  versicherten Sachen. 

 Versicherte Kosten 
 ✓ Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls 
  notwendigen und tatsächlich angefallenen Kosten 
  für das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Not- 
  verschalungen, Notverglasungen); 

 ✓ das Abfahren von versicherten Sachen zum nächs- 
  ten Ablagerungsplatz und für die Entsorgung 
  (Entsorgungskosten). 

 Was ist nicht versichert? 
 Zu den nicht versicherten Sachen zählen beispielsweise: 
 X Verglasungen von elektronischen Geräten, z. B.  
  Displays von Smartphones, Laptops oder Pads oder 
  Scheiben von Fernsehgeräten, Bildschirmen o.ä.; 
 X Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt 
  sind; 
 X Beleuchtungskörper. 

  

 Gibt es Deckungsbeschränkungen? 
 Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versiche- 
 rungsschutz eingeschränkt sein kann. In jedem Fall vom 
 Versicherungsschutz ausgeschlossen sind zum Beispiel: 

! Krieg; 
 ! Innere Unruhen; 
 ! Kernenergie; 
 ! Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten  
  (z. B. Schrammen, Muschelausbrüche); 
 ! Undichtwerden der Randverbindungen von Mehr-

scheiben-Isolierverglasungen. 

 Wo bin ich versichert? 

 ✓ Versicherungsort sind die in dem Versicherungs- 
  schein bezeichneten Gebäude oder Räume von Ge- 
  bäuden. Bewegliche Sachen sind innerhalb des  
  Versicherungsortes versichert. 

 Wann und wie zahle ich? 
Den ersten oder den einmaligen Beitrag müssen Sie unverzüglich nach Erhalt des Versicherungsscheins, jedoch nicht vor Versicherungsbe- 
ginn, zahlen. Wann Sie die weiteren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung zwischen uns kann 
das monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, den Beitrag von 
Ihrem Konto einzuziehen. 
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 Wann beginnt und wann endet die Deckung? 
 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten Versiche- 
 rungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er sich automa- 
 tisch, außer Sie oder wir kündigen den Vertrag.   
 

 Wie kann ich den Vertrag kündigen? 
 Sie können den Vertrag ebenso wie wir zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ende der dann laufenden Versiche- 
 rungsperiode kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer bzw. danach bis spätestens drei Monate vor  
 Ende der dann laufenden Versicherungsperiode geschehen). Ebenfalls können Sie und wir nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls den  
 Versicherungsvertrag kündigen. Dann endet die Versicherung schon vor Ende der vereinbarten Dauer.   
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Identität und ladungsfähige Anschrift des Versicherers sowie 
vertretungsberechtigte Personen 
ADLER Versicherung AG 
Joseph-Scherer-Str. 3 
44139 Dortmund 
HRB 20214, AG Dortmund 

E-Mail: info@adler.de 

Vertreten durch die Vorstände: Jörg Krieger, Dr. Andreas Reinhold, 
Torsten Uhlig und Dr. Norbert A. Vogel 

Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers 
Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im Abschluss 
und in der Verwaltung sowie Durchführung von Versicherungsverträ-
gen. 

Identität und ladungsfähige Anschrift des Assekuradeurs so-
wie vertretungsberechtigte Personen 
Für die vorher genannten Versicherer handeln wir namens und in 
Vollmacht als Ihr Assekuradeur aus Augsburg: 

Manufaktur Augsburg GmbH 
Proviantbachstr. 30 
86153 Augsburg 
HRB 27590, Amtsgericht Augsburg 

Vertreten durch die Geschäftsführer: Armin Christofori, Gerhard Lip-
pert, Thomas Müller 

Hinweis zu den Unterlagen des Versicherers 
Sämtliche verwendete Personenbezeichnungen in den Unterlagen 
des Versicherers (z. B. Versicherungsbedingungen, Vorschlag, Antrag, 
Versicherungsschein) sind geschlechtsneutral formuliert. 

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung, insbeson-
dere Art, Umfang und Fälligkeit 
Einzelheiten finden Sie in den Versicherungsbedingungen sowie in 
Ihrem persönlichen Vorschlag bzw. im Antrag. 

Preis der Versicherung 
Den Gesamtpreis finden Sie in Ihrem persönlichen Vorschlag bzw. im 
Antrag sowie auch die Preise der einzelnen rechtlich selbstständigen 
Verträge innerhalb der angebotenen Versicherung. 

Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen 
Die übergebenen Informationen haben 6 Wochen Gültigkeit. 

Zustandekommen des Vertrages 
Der Vertrag kommt durch den Antrag des Antragstellers auf Versi-
cherungsschutz und die Annahme durch den Versicherer zustande. 
Diese Antragsannahme wird vom Versicherer durch die Ausstellung 
eines Versicherungsscheins oder einer Annahmeerklärung bestätigt. 
Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt, sofern 
die Erstprämie rechtzeitig gezahlt wird. 

 

Widerrufsbelehrung 
Abschnitt 1 
Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise 

Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne  
Angaben von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerru-
fen. Die Frist beginnt, nachdem Ihnen  

 der Versicherungsschein, 
 die Vertragsbestimmungen 

einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der Tarif-
bestimmungen, 

 diese Belehrung, 
 das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 
 und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen 

jeweils in Textform zugegangen sind. 

Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt sie jedoch 
nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312i Abs. 1 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 246c des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 

Manufaktur Augsburg GmbH, Proviantbachstraße 30, 86153 Augs-
burg E-Mail: info@manaug.de 

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnum-
mer zu richten: 0821 / 71008 -599. 

Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz 
und der Versicherer hat Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Wi-
derrufs entfallenen Teil der Prämien zu erstatten, wenn Sie 
zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum 
Zugang des Widerrufs entfällt, darf der Versicherer in diesem Fall ein-
behalten; dieser Anteil berechnet sich wie folgt: 

Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat, mul-
tipliziert mit: 

 1/360 der Jahresprämie 
 1/180 der Halbjahresprämie 
 1/90 der Vierteljahresprämie 
 1/30 der Monatsprämie 

Die jeweilige Versicherungsprämie finden Sie in Ihrem aktuellen Ver-
sicherungsschein. 

Der Versicherer hat zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätes-
tens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten. 

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Wider-
rufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene 
Leistungen zurück zu gewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zin-
sen) herauszugeben sind. 

Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrückli-
chen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

03 
KUNDENINFORMATIONEN ZUR SACH- UND HAFTPFLICHT-VERSICHERUNG 
Informationen nach § 1 VVG-Informationspflichtenverordnung (VVG-InfoV) 

http://www.manaug.de/
mailto:info@manaug.de
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Widerrufsbelehrung 
Abschnitt 2 
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren In-
formationen 
Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informatio-
nen werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen 
aufgeführt: 

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen 
Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu 
stellen: 
1. die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, 

über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist 
auch das Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetra-
gen ist, und die zugehörige Registernummer; 

2. die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere 
Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versi-
cherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, 
Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines 
Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermitt-
lung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen 
einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form; 

3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers; 
4. die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbe-

sondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung 
des Versicherers; 

5. den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern 
und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prämien einzeln 
auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere 
selbstständige Versicherungsverträge umfassen soll, oder, wenn 
ein genauer Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu 
den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprü-
fung des Preises ermöglichen; 

6. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbe-
sondere zur Zahlweise der Prämien; 

7. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbeson-
dere über den Beginn der Versicherung und des 

Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, während der 
der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll; 

8. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie 
die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Na-
men und Anschrift derjenigen Personen, gegenüber denen der 
Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs 
einschließlich Informationen über den Betrag, den Sie im Falle 
des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die Mit-
teilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen er-
folgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und 
deutlich gestalteten Form; 

9. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages; 
b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages; 

10. Angaben zur Beendigung des Vertrages; soweit die Mitteilung 
durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen 
die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestal-
teten Form; 

11. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der 
Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Ab-
schluss des Versicherungsvertrages zugrunde legt; 

12. das auf den Vertrag anwendbare Recht, 
13. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in die-

sem Abschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt 
werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer ver-
pflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während 
der Laufzeit dieses Vertrages zu führen; 

14. einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen 
Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls 
die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich 
darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg 
zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt; 

15. Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie 
die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde. 

Ende der Widerrufsbelehrung

Kündigung/Beendigung des Vertrages 
Beträgt die vereinbarte Laufzeit mindestens 1 Jahr, verlängert der 
Vertrag sich stillschweigend, wenn nicht 3 Monate vor dem Ablauf 
der anderen Partei eine Kündigung zugegangen ist. Bei Verträgen mit 
mehr als 3 Jahren Vertragslaufzeit besteht bereits zum Ablauf des 
dritten Versicherungsjahres die Kündigungsmöglichkeit. Beträgt die 
Vertragsdauer weniger als 1 Jahr oder liegt ein Vertrag mit Einmalbei-
trag vor, endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

Weitere Kündigungsmöglichkeiten (z. B. im Versicherungsfall) erge-
ben sich aus den Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 

Sämtliche Kündigungen müssen in Textform erfolgen. 

Mitgliedsstaaten der EU, deren Recht zur Aufnahme von 
Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss des 
Versicherungsvertrages zugrunde gelegt wird 
Es wird das Recht der Bundesrepublik Deutschland zugrunde gelegt. 

 

Anwendbares Recht/zuständiges Gericht 
Das auf den Vertrag anwendbare Recht ist das Recht der Bundesre-
publik Deutschland. Das zuständige Gericht für den Vertrag ist 
dasjenige Gericht, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer seinen 
Wohnsitz hat (§ 215 VVG). Soweit es sich bei dem Vertrag um eine 
betriebliche Versicherung handelt, kann der Versicherungsnehmer 
seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung 
des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen. 
Information weiterer zum Vertrag genannter Personen 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die mit dem Abschluss des 
Vertrages oder auch später eingeschlossenen mitversicherten Perso-
nen über deren Mitversicherung zu informieren. Bitte informieren 
Sie diese und andere Personen, die im Vertrag genannt, aber nicht 
mitversichert sind, darüber, dass wir deren Daten erheben und ver-
wenden unter Berücksichtigung der Einwilligungsklausel nach dem 
Bundesdatenschutzgesetz und der Datenschutzhinweise zum An-
trag. 
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Sprache der Vertragsbedingungen und der Vertragsinformati-
onen/Sprache der Kommunikation von Versicherer und 
Versicherungsnehmer während der Vertragslaufzeit 
Die Versicherungsbedingungen und die vorab ausgehändigten Infor-
mationen werden in deutscher Sprache verfasst. Der Versicherer 
verpflichtet sich, die Kommunikation während der Laufzeit des Ver-
trages in deutscher Sprache zu führen. 
Möglichkeiten des Zugangs zu einem außergerichtlichen Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
Fragen zum Versicherungsschutz und etwaige Beschwerden können 
gerichtet werden an: 
Manufaktur Augsburg GmbH 
- Abteilung Beschwerdemanagement - 
Proviantbachstr. 30, 86153 Augsburg 
Um dem Versicherungsnehmer den Zugang zu einer außergerichtli-
chen Einigung bei Beschwerden oder Meinungsverschiedenheiten 
zwischen ihm und dem Versicherer zu ermöglichen, kann eine 
Schlichtungsstelle eingeschaltet werden. 
Der Schlichtungssuchende kann sich wenden an den 
Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 08 06 32 
10006 Berlin 
Die Möglichkeit des Versicherungsnehmers, den Rechtsweg zu be-
schreiten, bleibt davon unberührt. 
Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde 
Eine Beschwerde des Versicherungsnehmers kann auch direkt ge-
richtet werden an die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
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§ 1 Versicherte Sachen 
§ 2 Versicherte Kosten 
§ 3 Versicherter Mietausfall, Darlehenszinsen 
§ 4 Versicherte Gefahren und Schäden 
§ 5 Brand; Nutzwärmeschäden; Blitzschlag; Überspannung 

durch Gewitter; Explosion; Implosion; Fahrzeuganprall; An-
prall/Absturz von Luftfahrzeugen; Verpuffung; 
Überschalldruckwellen; Terrorismus 

§ 5a Feuer-Rohbau  
§ 6 Leitungswasser 
§ 7 Rohrbruch; Frost 
§ 8 Sturm; Hagel 
§ 9 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen, nicht versi-

cherte Sachen und Schäden 
§ 10 Gefahrerhöhung 
§ 11 Sicherheitsvorschriften 
§ 12 Versicherung für fremde Rechnung  
§ 13 Umfang und Anpassung der Versicherung 
§ 14 Entschädigung, Garantien 
§ 15 Unterversicherung 
§ 16 Beitrag; Beginn und Ende der Haftung 
§ 17 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versiche-

rungsfall 
§ 18 Wegfall der Entschädigungspflicht 
§ 19 Sachverständigenverfahren 
§ 20 Zahlung der Entschädigung 
§ 21 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
§ 22 Zurechnung von Kenntnis und Verhalten 
§ 23 Anzeigen; Willenserklärungen 
§ 24 Vollmachten 
§ 25 Wechsel des Versicherers 
§ 26 Anpassung von Versicherungsbedingungen  
§ 27 Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände  
§ 28 Schlussbestimmung 
_______________________________________________________________________ 

§ 1 Versicherte Sachen 
1 Versichert sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten 
Gebäude. 

2 Zubehör, das der Instandhaltung eines versicherten Gebäudes 
oder dessen Nutzung zu Wohnzwecken dient, ist mitversichert, 
soweit es sich in dem Gebäude befindet oder außen an dem Ge-
bäude angebracht ist. Hierzu zählen auch Sonnenkollektoren. 

3 Weiteres Zubehör sowie sonstige Grundstücksbestandteile auf 
dem im Versicherungsvertrag bezeichneten Grundstück (Versi-
cherungsgrundstück) sind mitversichert; hierunter fallen: 
Einfriedungen, Hof- und Gehsteigbefestigungen, elektrische Frei-
leitungen, Ständer, Masten, Hundezwinger, Müllbehälterboxen, 
Antennen und SAT-Schüsseln, Beleuchtungs- und Briefkastenan-
lagen, Gegensprech- und Klingelanlagen, 
Terrassenbefestigungen, Überdachungen, Pergolen, Garten-, Ge-
räte- und Gewächshäuser (soweit ausschließlich privat genutzt), 
Schaukästen, Vitrinen und Werbeträger, Zisternenanlagen, fest 
mit dem Boden verankerte Kinderspielgeräte, Swimming- und 
Whirlpools inkl. Abdeckung sowie dazugehörige Pumpenanlagen, 

privat genutzte, fest mit den versicherten Wohngebäuden, Ne-
bengebäuden, Carports, Garagen oder dem 
Versicherungsgrundstück verbundene E-Ladeboxen (Wallboxen). 

4 Auf dem Versicherungsgrundstück sind versichert:  

4.1 Nebengebäude, die privat genutzt werden und dem Haupt-
gebäude der Größe nach erkennbar untergeordnet sind, mit 
einer Grundfläche von bis zu 60 qm; 

4.2 Garagen und Carports, die privat genutzt werden. Eine Ga-
rage ist ein abgeschlossener umbauter Autostellplatz. Nicht als 
Garagengebäude anzusehen sind - auch ehemals – landwirt-
schaftlich oder gewerblich genutzte Nebengebäude. Unter den 
Versicherungsschutz fallen zudem Garagen in der Nähe des Ver-
sicherungsgrundstücks. Voraussetzung ist, dass die Garage sich 
im Eigentum des Versicherungsnehmers befindet und nicht wei-
ter als 1 km vom Versicherungsgrundstück entfernt ist. 

5 Mitversichert sind die auf dem Versicherungsgrundstück be-
findlichen Gas-, Fernsprech-, Wasser- und elektrischen Anlagen, 
auch wenn diese fremdes Eigentum sind (z. B. von Energieversor-
gern). Hierzu gehört ebenfalls ein Blockheizkraftwerk bis 15 kW 
Leistung. Eine Entschädigung aus anderen Versicherungen geht 
dieser Deckung vor (Subsidiärdeckung). 

6 Mitversichert sind in das Gebäude eingefügte Sachen, die ein 
Mieter auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat und für 
die er die Gefahr trägt. Dazu gehören insbesondere sanitäre An-
lagen und leitungswasserführende Installationen mit deren Zu- 
und Ableitungsrohren sowie Einbaumöbel bzw. Einbauküchen, 
die individuell für das Gebäude raumspezifisch geplant und ge-
fertigt sind. 

§ 2 Versicherte Kosten 
1 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls angefalle-
nen und nachgewiesenen Kosten 

1.1 für Maßnahmen, auch erfolglose, die der Versicherungsneh-
mer zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte (Schadenabwendungs- oder Schadenminderungs-
kosten); 

1.2 wenn zum Schutz versicherter Sachen bis zur Wiederherstel-
lung der endgültigen Schutz- und Sicherungseinrichtungen 
Öffnungen vorläufig verschlossen werden müssen (Notverscha-
lungen) oder versicherte Sachen beschädigt wurden und eine 
endgültige Reparatur noch nicht möglich ist (provisorische Siche-
rungsmaßnahmen); 

1.3 für das Aufräumen und den Abbruch von Sachen, die durch 
vorliegenden Vertrag versichert sind, für das Abfahren von 
Schutt und sonstigen Resten dieser Sachen zum nächsten Abla-
gerungsplatz und für das Ablagern oder Vernichten 
(Aufräumungs- oder Abbruchkosten); 

1.4 die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wiederherstel-
lung oder Wiederbeschaffung von Sachen, die durch 
vorliegenden Vertrag versichert sind, andere Sachen bewegt, ver-
ändert oder geschützt werden müssen (Bewegungs- und 
Schutzkosten); 

1.5 für die Beseitigung von Gefahren innerhalb und/oder außer-
halb des Versicherungsgrundstücks, zu denen der 

04 
VERSICHERUNGSBEDINGUNGEN FÜR WOHNGEBÄUDE 
(VGV 2022 Premium-Plus) 
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Versicherungsnehmer aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschrif-
ten verpflichtet ist (Verkehrssicherungsmaßnahmen); 

1.6 durch Schäden an den versicherten Sachen, die als Folge ei-
nes unter die Versicherung fallenden Schadenereignisses durch 
auf dem Versicherungsgrundstück betriebsbedingt vorhandene 
oder verwendete radioaktive Isotope entstehen, insbesondere 
Schäden durch Kontamination und Aktivierung. 

Das gilt nicht für radioaktive Isotope von Kernreaktoren.  

Kosten für Abbruch, Aufräumung, Abfuhr und Isolierung radioak-
tiv verseuchter Sachen infolge eines Versicherungsfalls nach 
Absatz 1. werden nur ersetzt, soweit die Maßnahmen gesetzlich 
geboten sind; 

1.7 für Hotel- oder ähnliche, angemessene Unterbringung inkl. 
Frühstück ohne sonstige Nebenkosten (z. B. Telefon), wenn das 
durch den Versicherungsnehmer bewohnte Gebäude infolge ei-
nes Versicherungsfalls unbewohnbar geworden ist und ihm auch 
die Beschränkung auf einen etwa bewohnbaren Teil nicht zumut-
bar ist. Die Hotelkosten werden längstens für die Dauer von 365 
Tagen gezahlt und beschränken sich auf maximal 500 EUR am 
Tag; 

1.8 für die Mehrkosten der Rückreise aus dem Urlaub, wenn der 
Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häuslicher Gemein-
schaft lebende Person wegen eines Versicherungsfalls ab einer 
voraussichtlichen Höhe von mind. 5.000 EUR vorzeitig eine Ur-
laubsreise abbricht und an den Schadenort reist;  

1.9 für die Bewachung versicherter Sachen, wenn das versicherte 
Gebäude infolge eines Versicherungsfalls unbewohnbar wurde 
und die Schließvorrichtungen und sonstigen Sicherungen keinen 
ausreichenden Schutz bieten. Die Kosten werden bis zu dem 
Zeitpunkt ersetzt, an dem die Sicherungen wieder voll funktions-
fähig sind, längstens für die Dauer von 72 Stunden; 

1.10 für persönliche Auslagen wie z. B. Porto und Fahrtkosten.  

Die Entschädigung ist auf 500 Euro je Versicherungsfall begrenzt. 

1.11 für die Wiederherstellung oder Reproduktion von privaten 
Unterlagen (z. B.: Notarverträge, Urkunden, Zertifikate) sowie 
elektronisch gespeicherten Daten das versicherte Gebäude be-
treffend. Voraussetzung für die Entschädigung ist eine 
nachgewiesene Notwendigkeit der Wiederherstellung. Zudem 
muss die Wiederherstellung 2 Jahre nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls sichergestellt sein. 

1.12 für die erforderliche Neueinstellung von Antennen und Sa-
tellitenschüsseln durch einen Fachbetrieb infolge eines Schadens 
durch die unter § 4 genannten Gefahren. 

2 Versichert sind die angefallenen und nachgewiesenen Kosten, 
die 

2.1 für die Beseitigung von Schäden an versicherten Gebäuden/ 
Sachen entstehen, wenn diese durch unmittelbare Zerstörungen 
oder Beschädigungen (auch Graffiti) durch Dritte verursacht wer-
den. 

Beschädigungen und Zerstörungen, die vom Versicherungsneh-
mer oder den Benutzern des versicherten Gebäudes verursacht 
wurden, sind nicht versichert. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich zudem auf Schäden an 
Türen, Schlösser, Fenster (ausgenommen Schaufenstervergla-
sung), Rolläden und Schutzgitter eines versicherten Gebäudes, 
die durch einen Einbruch oder Einbruchsversuch durch unbe-
fugte Dritte verursacht wurden. 

Eine Entschädigung aus anderen Versicherungen geht dieser De-
ckung vor (Subsidiärdeckung); 

2.2 durch den Diebstahl von fest mit dem  

2.2.1 Gebäude verbundenen Sachen entstehen. Hierzu zählen 
auch die dafür notwendigen Instandsetzungskosten; 

2.2.2 Grund und Boden des Versicherungsgrundstücks verbun-
denen Sachen entstehen. Hierzu zählen auch die dafür 
notwendigen Instandsetzungskosten; 

2.2.3 Gebäude verbundenen Gebäudezubehör entstehen. 
Hierzu zählen auch die dafür notwendigen Instandsetzungskos-
ten; 

2.3 für die Beseitigung von Schäden, die unmittelbar durch Tier-
verbiss oder Spechtschlag an 

2.3.1 elektrischen Leitungen und elektrischen Anlagen, welche 
sich in den versicherten Gebäuden, Garagen bzw. Carports befin-
den oder außen an diesen angebracht sind, 

2.3.2 Dämmungen und Unterspannbahnen von Dächern und Au-
ßenwänden, 

2.3.3 der Fassade des versicherten Gebäudes entstehen. 

Folgeschäden aller Art, z. B. durch das Fehlen elektrischer Span-
nung, fallen nicht unter den Versicherungsschutz; 

2.4 für die Beseitigung von Wespen-, Hornissen-, und Bienennes-
tern, die bei Vertragsabschluss noch nicht vorhanden waren. 
Eine Umsiedelung der Nester steht der Beseitigung gleich. Vo-
raussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass die 
Beseitigung bzw. Umsetzung fachgerecht durchgeführt wird und 
aus rechtlichen Gründen zulässig ist (Artenschutz); 

2.5 für die Beseitigung von Schäden durch innere Unruhen ent-
stehen.  

Innere Unruhen liegen vor, wenn zahlenmäßig nicht unerhebli-
che Teile der Bevölkerung in einer die öffentliche Ruhe und 
Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und Gewalt ge-
gen Personen oder Sachen verüben; 

2.6 für die Beseitigung von Schäden durch Streik oder Aussper-
rung entstehen.  

Streik ist die planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel 
gerichtete gemeinsame Arbeitseinstellung einer verhältnismäßig 
großen Zahl von Arbeitnehmern.  

Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete, planmä-
ßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen Zahl von 
Arbeitnehmern. 

3 In der Feuerversicherung sind versichert  

3.1 die infolge eines Versicherungsfalls angefallenen und nachge-
wiesenen Kosten, die der Versicherungsnehmer zur 
Brandbekämpfung für geboten halten durfte (Feuerlöschkosten); 
hierbei sind auch Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr 
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oder anderer im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung Ver-
pflichteter versichert, wenn diese Leistungen aus grob 
fahrlässiger Schadenverursachung resultieren, im öffentlichen In-
teresse erbracht und dem Verursacher in Rechnung gestellt 
werden; 

3.2 die Kosten für die Beseitigung von Aufbruchspuren durch das 
gewaltsame Eindringen der Polizei, Feuerwehr oder sonst zur Hil-
feleistung verpflichteter Personen in die versicherte Wohnung 
aufgrund eines Fehlalarms durch Rauch-, Rauchwarn-, Brandgas- 
oder Rauchgasmelder. Nicht versichert sind die Kosten, die 
dadurch entstehen, dass der Fehlalarm durch Tabakrauch, Koch-
dünste oder dergleichen verursacht wurde; 

3.3 die Kosten für die Reparatur von Undichtigkeiten an Gaslei-
tungen.  

4 In der Leitungswasserversicherung sind versichert die angefal-
lenen und nachgewiesenen 

4.1 Kosten für die Beseitigung von Rohrverstopfungen an den 
gemäß § 7 versicherten Ableitungsrohren; 

4.2 Leckortungskosten bei nicht versicherten Leitungswasser-
schäden.  Ersetzt werden die Kosten der Leckortung durch einen 
Fachbetrieb, wenn ein versicherter Leitungswasserschaden ver-
mutet, aber nicht festgestellt wird. 

Voraussetzung für die Kostenübernahme ist, dass der Versiche-
rungsnehmer vorab die Zustimmung des Versicherers eingeholt 
hat. 

5 In der Feuer- und Sturmversicherung sind die angefallenen 
und nachgewiesenen 

5.1 Kosten für das Entfernen, den Abtransport und die Entsor-
gung durch Sturm oder Blitzschlag 

 inklusive Baumwurzel umgestürzter, 
 entwurzelter, 
 im Stamm oder im Leittrieb (Starkast) geknickter oder gebro-

chener  

Bäume versichert. 

Nicht unter den Versicherungsschutz fallen 

 bereits abgestorbene Bäume oder Starkäste, 
 Kosten für das Ausfräsen und Roden von Baumwurzeln umge-

stürzter Stämme, 
 reine Astbrüche; 

5.2 Kosten für die Wiederherstellung gärtnerischer Anlagen versi-
chert. Hierzu gehören auch die Wiederaufforstung von Bäumen 
mit jungen Bäumen bis zu 1,5 m Höhe oder das Setzen von jun-
gen Trieben für Sträucher, Hecken, Zier- und Kletterpflanzen 
sowie die Reparatur von Gartenteichen.  

Voraussetzung ist, dass die Bäume und gärtnerischen Anlagen 
sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden und eine natür-
liche Regeneration nicht zu erwarten ist. Nicht ersetzt werden 
Bäume und Gartenbepflanzungen, die zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalls bereits abgestorben waren. 

Die Entschädigung ist auf 50.000 Euro je Versicherungsfall be-
grenzt. 

6.1 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls angefalle-
nen und nachgewiesenen Kosten, die dem Versicherungsnehmer 
aufgrund behördlicher Anordnungen entstehen, um 

6.1.1 Erdreich des Versicherungsortes zu untersuchen oder zu 
dekontaminieren oder auszutauschen (Dekontaminierungskos-
ten); 

6.1.2 den Aushub in die nächstgelegene und geeignete Deponie 
zu transportieren, dort abzulagern oder zu vernichten; 

6.1.3 infolge einer Maßnahme gemäß 6.1.1 den Zustand des 
Grundstückes vor Eintritt des Versicherungsfalls wiederherzustel-
len. 

6.2 Die Aufwendungen gemäß 6.1 werden nur ersetzt, sofern die 
behördliche Anordnung 

6.2.1 aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen ist, 
die vor Eintritt des Versicherungsfalls erlassen waren und 

6.2.2 eine Kontamination betrifft, die nachweislich durch den 
Versicherungsfall entstanden ist und von versicherten Sachen 
ausgelöst wurde und 

6.2.3 innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versiche-
rungsfalls ergangen ist und sie dem Versicherer ohne Rücksicht 
auf Rechtsmittelfristen innerhalb von drei Monaten seit Kenntnis 
der Anordnung angezeigt wurde.  

6.3 Wird durch den Versicherungsfall eine bereits bestehende 
Kontamination des Erdreiches erhöht, so werden nur die Auf-
wendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der 
bestehenden Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen, 
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag 
ohne den Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. 

6.4 Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnun-
gen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des 
Versicherungsnehmers einschließlich der so genannten Einliefer-
erhaftung werden nicht ersetzt.  

6.5 Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungs-
nehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Entschädigung 
beanspruchen kann. 

§ 3 Versicherter Mietausfall, Darlehenszinsen 
1 Der Versicherer ersetzt 

1.1 den Mietausfall einschließlich etwaiger fortlaufender 
Mietnebenkosten, wenn Mieter von Wohn- oder Büroräumen in-
folge eines Versicherungsfalls berechtigt sind, die Zahlung der 
Miete ganz oder teilweise zu verweigern; 

1.2 den ortsüblichen Mietwert von Wohn- oder Büroräumen, die 
der Versicherungsnehmer selbst nutzt und die infolge eines Ver-
sicherungsfalls unbenutzbar geworden sind, falls dem 
Versicherungsnehmer die Beschränkung auf einen etwa benutz-
bar gebliebenen Teil der Räumlichkeiten nicht zugemutet werden 
kann. 

1.3 Darlehenszinsen nach vollständiger Unbewohnbarkeit des 
selbstgenutzten Ein-/Zweifamilienhauses. Der Anspruch entsteht 
ein Jahr nach Eintritt des Versicherungsfalls. Der Versicherer er-
setzt die durch Bankbestätigung nachgewiesenen gezahlten 
laufenden Zinsen für ein Darlehen, wenn 
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 das Darlehen der Finanzierung des im Versicherungsvertrag 
bezeichneten Gebäudes dient, 

 das Darlehen durch eine auf dem Versicherungsgrundstück 
lastende Hypothek oder Grundschuld gesichert ist, 

 es sich bei dem Gebäude um ein Ein- oder Zweifamilienhaus 
handelt, das vom Versicherungsnehmer ständig bewohnt wird 
und 

 das versicherte Gebäude infolge eines ersatzpflichtigen Scha-
dens vollständig unbewohnbar geworden ist. 

Ersetzt werden die Darlehenszinsen anteilig für den vom Versi-
cherungsnehmer selbst genutzten Teil des Gebäudes. 

2 Mietausfall, Mietwert oder Darlehenszinsen werden bis zu dem 
Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung oder die Büroräume wie-
der benutzbar sind, höchstens jedoch für einen Zeitraum von 24 
Monaten seit dem Eintritt des Versicherungsfalls. Entschädigung 
wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer die Möglich-
keit der Wiederbenutzung nicht schuldhaft verzögert. 

3 Darüber hinaus ersetzt der Versicherer 

3.1 den Mietausfall einschließlich fortlaufender Nebenkosten bis 
zur Neuvermietung, wenn das Mietverhältnis infolge des Versi-
cherungsfalles nach den vertraglich vereinbarten Bedingungen 
endet, und die Mieträume zum Zeitpunkt der Wiederherstellung 
nicht vermietet werden können – maximal jedoch 3 Monate über 
die Haftzeit hinaus; 

3.2 den Mietausfall einschließlich fortlaufender Mietnebenkos-
ten, wenn die Mieträume zur Zeit des Eintritts des 
Versicherungsfalls vermietet waren, aber aufgrund des Versiche-
rungsfalles nach den vertraglich vereinbarten Bedingungen nicht 
bezogen werden können, und der Versicherungsnehmer die Ver-
mietung nachweißt. Ersetzt wird der ab dem 
Vermietungszeitpunkt entstandene Mietausfall bis zum Ablauf 
der Haftzeit; 

3.3 den Mietausfall einschließlich fortlaufender Mietnebenkos-
ten, wenn die Mieträume nicht vermietet waren und aufgrund 
des Versicherungsfalles nach den vertraglich vereinbarten Bedin-
gungen trotz Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
zum Zeitpunkt der Wiederherstellung nicht vermietet werden 
können. Ersetzt wir der entstandene Mietausfall bis zur Neuver-
mietung, höchstens jedoch bis zum Ablauf der Haftzeit. 

§ 4 Versicherte Gefahren und Schäden 
1 Entschädigt werden versicherte Sachen, die durch  

1.1.1 Brand; Nutzwärmeschäden; Blitzschlag; Überspannung 
durch Gewitter; Explosion; Implosion; Fahrzeuganprall; An-
prall/Absturz von Luftfahrzeugen; Verpuffung; Überschall-
druckwellen; Terrorismus (§ 5); 

1.1.2 Feuerrohbauversicherung (§ 5a)  

1.2 Leitungswasser (§ 6); 

1.3 Sturm, Hagel (§ 8) 

zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Er-
eignisses abhandenkommen. 

2 Entschädigt werden auch Bruchschäden an Rohren der Was-
serversorgung und Frostschäden an sonstigen Leitungswasser 
führenden Einrichtungen (§ 7). 

§ 5 Brand; Nutzwärmeschäden; Blitzschlag; Überspannung 
durch Gewitter; Explosion; Implosion; Fahrzeuganprall; 
Anprall/Absturz von Luftfahrzeugen; Verpuffung; Über-
schalldruckwellen; Terrorismus 
1 Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen 
Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus ei-
gener Kraft auszubreiten vermag. 

2 Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch entstehen, 
dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbeitung oder 
zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden, sind mitversichert 
(Nutzwärmeschäden); dies gilt auch für Sachen, in denen oder 
durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weiter-
geleitet wird. 

3 Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sa-
chen. 

4 Der Versicherer ersetzt auch Überspannungsschäden durch 
Gewitter, die nicht Folge eines Blitzschlags sind. 

5 Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen 
oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung.  

Versichert sind auch Schäden durch die Explosion von Blindgän-
gern aus vergangenen Kriegen. 

6 Implosion ist die plötzliche Zerstörung eines Hohlkörpers 
durch äußeren Überdruck infolge eines inneren Unterdrucks. 

7 Sengschäden sowie Rauch-, Ruß- und Schmorschäden, die 
nicht Folge eines Brandes, Blitzschlags, einer Explosion, Implo-
sion oder Verpuffung sind, sind mitversichert. 

8 Als Fahrzeuganprall gilt jede unmittelbare Berührung eines 
Schienen-, Wasser- oder Straßenfahrzeuges. Die Versicherung 
erstreckt sich nicht auf Schäden, die von Fahrzeugen verursacht 
werden, die vom Versicherungsnehmer, den Benutzern des ver-
sicherten Gebäudes oder deren Arbeitnehmern betrieben 
werden. 

Eine Entschädigung aus anderen Versicherungen geht dieser De-
ckung vor (Subsidiärdeckung). 

Der Versicherer ersetzt auch Schäden durch den Anprall oder 
Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder ihrer Ladung.  

9 Verpuffung ist die selbstständige Flammenausbreitung, deren 
Geschwindigkeit unterhalb der Schallgeschwindigkeit liegt und 
die in einem Explosivstoff oder in explosionsfähiger Atmosphäre 
entsteht. 

10 Schäden durch eine Überschalldruckwelle liegen vor, wenn 
diese durch ein Luftfahrzeug ausgelöst wurde, das die Schall-
grenze durchflogen hat, und diese Druckwelle unmittelbar auf 
versicherte Sachen oder auf das versicherte Gebäude einwirkt. 

11 Terrorismus liegt vor, wenn Personen oder Personengruppen 
Handlungen zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer o-
der ideologischer Ziele begehen, die geeignet sind, Angst oder 
Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der Bevölkerung zu 

http://www.manaug.de/


 

Manufaktur Augsburg GmbH www.manaug.de | Stand: März 2022 SEITE 14 

verbreiten und dadurch auf eine Regierung oder staatliche Ein-
richtung Einfluss zu nehmen. 

§ 5a Feuer-Rohbau 
1 Sofern vereinbart, sind das Gebäude und die zu ihrer Errich-
tung notwendigen, auf dem Baugrundstück befindlichen 
Baustoffe während der Zeit des Rohbaus bis zur bezugsfertigen 
Herstellung versichert, längstens jedoch bis zu 24 Monate für die 
Rohbau-Feuerversicherung.  

2 Wenn sich die Versicherung auch auf Sturm- und / oder Lei-
tungswasser- und / oder Glasbruch-Schäden erstreckt, beginnt 
die Haftung für diese Schäden erst dann, wenn die Gebäude be-
zugsfertig hergestellt sind und ihrer Zweckbestimmung 
entsprechend benutzt werden. 

3 Die Rohbauversicherung gegen Feuerschäden gilt ohne Mehr-
beitrag, wenn unmittelbar nach Fertigstellung des Gebäudes der 
Vertrag in einen Anschlussvertrag umgewandelt wird. 

§ 6 Leitungswasser 
1 Leitungswasser ist Wasser, das aus 

1.1 Zu- oder Ableitungsrohren der Wasserversorgung, 

1.2 mit dem Rohrsystem verbundenen sonstigen Einrichtungen 
oder Schläuchen der Wasserversorgung, auch Duschtassen oder 
Badewannen, 

1.3 Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung (hierzu gehö-
ren auch Fußbodenheizungen) und Klimaanlagen 

1.4 Lüftungsanlagen 

1.5 Solarthermie-, Geothermie-, Wärmepumpen-, Photovoltaikan-
lagen oder bioenergetischen Anlagen (außer Windkraftanlagen), 

1.6 Fäkalienanlagen / Kläranlagen 

1.7 Sprinkler-, Berieselungs- und Wasserlöschanlagen, 

1.8 innenliegenden Regenabflussrohren und deren Behältern in 
Gebäuden, 

1.9 Zisternenanlagen oder Pools, 

1.10 Aquarien, Zimmerspringbrunnen, Wassersäulen und Was-
serbetten, 

1.11 abgedichteten Fugen, Spalten oder sonstigen Öffnungen im 
Bereich der Dusche oder Badewanne  

bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

2 Wasserdampf, wärmetragende Flüssigkeiten, wie Sole, Öle, 
Kühl- oder Kältemittel, sowie auf Wasser basierende 
Löschmedien stehen Wasser gleich. 

§ 7 Rohrbruch; Frost 
1 Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert Frost- und 
sonstige Bruchschäden an Rohren 

1.1 der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen); 

1.2 der Warmwasser- oder Dampfheizung oder an Klima-, Wär-
mepumpen- Solarheizungs- und Photovoltaikanlagen; 

1.3 von Sprinkler-, Berieselungs- und Wasserlöschanlagen; 

1.4 von Regenwassernutzungsanlagen; 

1.5 von Lüftungsanlagen; 

1.6 von Fäkalienanlagen / Kläranlagen; 

1.7 der Gasversorgung; 

2 Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert Frostschäden 
an 

2.1 Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Wasserhäh-
nen, Geruchsverschlüssen, Wassermessern oder ähnlichen 
Installationen; 

2.2 Heizkörpern, Heizkesseln, Boilern oder an vergleichbaren Tei-
len von Warmwasser- oder Dampfheizungsanlagen oder von 
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen; 

2.3 Sprinkler-, Berieselungs- und Wasserlöschanlagen.  

3 Mitversichert sind Frost- und sonstige Bruchschäden an Regen-
abflussrohren, die innerhalb des Gebäudes verlegt sind. 

4 Außerhalb versicherter Gebäude sind Frost- und sonstige 
Bruchschäden an folgenden Rohren versichert, sofern die Rohre 
nicht ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen: 

4.1 Wasserzuleitungsrohre und Rohre der Warmwasser- und 
Dampfheizung oder von Klima-, Wärmepumpen-, Solarheizungs- 
oder Photovoltaikanlagen auf dem Versicherungsgrundstück, die 
der Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen (auch Zister-
nenanlagen und Pools) dienen; 

4.2 Wasserzuleitungs- und Heizungsrohre auf dem Versiche-
rungsgrundstück, die nicht der Versorgung versicherter Gebäude 
oder Anlagen dienen; 

4.3 Wasserzuleitungs- und Heizungsrohre außerhalb des Versi-
cherungsgrundstücks, die der Versorgung versicherter Gebäude 
oder Anlagen (auch Zisternenanlagen und Pools) dienen, soweit 
der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt. 

5 Außerhalb versicherter Gebäude sind versichert Schäden 
durch Rohrbruch und Frost an Ableitungsrohren, die der Entsor-
gung versicherter Gebäude sowie versicherter Zisternenanlagen 
und Pools dienen, soweit der Versicherungsnehmer für diese 
Rohre die Gefahr trägt. Nicht unter den Versicherungsschutz fal-
len Schäden, deren Ursache in undichten Dichtungen, 
Muffenversatz und Wurzeleinwuchs begründet ist (Kausalität), 
sowie Schäden an Ableitungsrohren, die ausschließlich gewerbli-
chen Zwecken dienen.  

Die Entschädigung ist auf 20.000 EUR je Versicherungsfall be-
grenzt.  

Weist der Versicherungsnehmer im Schadenfall nach, dass das 
Gebäude nicht älter als 30 Jahre ist und in den 10 Jahren vor Ein-
tritt des Schadens eine Dichtheitsprüfung an den 
Ableitungsrohren durchgeführt wurde, verzichtet der Versicherer 
auf die vereinbarte Entschädigungsgrenze. 

5 Im Falle eines ersatzpflichtigen Rohrbruchschadens gemäß Nr. 
1 sind im unmittelbaren Schadenbereich befindliche Ventile, 
Hähne, Geruchsverschlüsse oder ähnliche Installationen und die 
damit verbundenen Lohnarbeiten mitversichert. 

6 Mitversichert ist der Flüssigkeitsverlust (Gas, Wasser und Öl) 
anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadenfalles. 
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§ 8 Sturm; Hagel 
1 Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens 
Windstärke 8. Ist die Windstärke für das Versicherungsgrund-
stück nicht feststellbar, so wird Sturm unterstellt, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass 

1.1 die Luftbewegung in der Umgebung Schäden an Gebäuden 
in einwandfreiem Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen 
anderen Sachen angerichtet hat oder 

1.2 der Schaden wegen des einwandfreien Zustands des versi-
cherten Gebäudes nur durch Sturm entstanden sein kann.  

2 Versichert sind nur Schäden, die entstehen 

2.1 durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes auf versicherte 
Sachen; 

2.2 dadurch, dass der Sturm Gebäudeteile, Bäume oder andere 
Gegenstände auf versicherte Sachen wirft; 

2.3 als Folge eines Sturmschadens gemäß 2.1 oder 2.2 an versi-
cherten Sachen. 

3 Für Schäden durch Hagel gilt Nr. 2 sinngemäß. 

4 Der Versicherer leistet zudem Entschädigung für unmittelbar 
eindringende Witterungsniederschläge am versicherten Ge-
bäude und den versicherten Sachen. Davon ausgenommen sind 
Schäden die auf Rückstau, Überschwemmung oder allmählicher 
Durchfeuchtung nach einem Witterungseinschlag beruhen. 

§ 9 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen, nicht 
versicherte Sachen und Schäden 
1 Ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen besteht keine Leis-
tungspflicht für Schäden, die durch Kriegsereignisse jeder Art, 
Erdbeben, Vulkanausbruch oder Kernenergie entstehen. 

Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der 
Bundesrepublik Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betrei-
ber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge verpflichtet und 
schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab 

2 Der Versicherungsschutz für Schäden durch Leitungswasser, 
Rohrbruch und Frost sowie durch Sturm und Hagel erstreckt sich 
ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden 

2.1 an versicherten Sachen, solange das versicherte Gebäude 
noch nicht bezugsfertig oder wegen Umbauarbeiten für seinen 
Zweck nicht mehr benutzbar ist; 

2.2 durch Brand, Nutzwärme, Blitzschlag, Überspannung durch 
Gewitter, Explosion/Implosion, Fahrzeuganprall oder Anprall/Ab-
sturz von Luftfahrzeugen, Verpuffung, Überschalldruckwellen, 
Terrorismus. 

3 Der Versicherungsschutz für Schäden durch Leitungswasser 
erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht 
auf Schäden durch 

3.1 Plansch- oder Reinigungswasser; 

3.2 Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Hoch-
wasser oder Witterungsniederschläge oder einen durch diese 
Ursachen hervorgerufenen Rückstau; 

3.3 Öffnen oder Bedienen der Sprinkler-, Berieselungs- und Was-
serlöschanlagen wegen eines Brandes, durch Druckproben oder 

durch Umbauten oder Reparaturarbeiten an dem versicherten 
Gebäude oder an diesen Anlagen; 

3.4 Erdfall oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser (§ 6 
Nr. 1) den Erdfall oder den Erdrutsch verursacht hat; 

3.5 Schwamm. 

Die Ausschlüsse gemäß 3.1 bis 3.3 gelten nicht für Leitungswas-
serschäden infolge eines Rohrbruchs gemäß § 7. 

4 Der Versicherungsschutz für Schäden durch Rohrbruch er-
streckt sich nicht auf Schäden durch Erdfall oder Erdrutsch, es 
sei denn, dass Leitungswasser (§ 6 Nr. 1) den Erdfall oder den 
Erdrutsch verursacht hat. 

5 Der Versicherungsschutz für Schäden durch Sturm und Hagel 
erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht 
auf Schäden 

5.1 durch Sturmflut; 

5.2 durch Lawinen; 

5.3 durch Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz 
durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, Außentüren 
oder andere Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen 
durch Sturm oder Hagel entstanden sind und einen Gebäude-
schaden darstellen; 

5.4 an Laden- und Schaufensterscheiben; 

5.5 durch Leitungswasser (§ 6) oder Rohrbruch (§ 7). 

§ 10 Gefahrerhöhung 
1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn sich nach Abgabe der 
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich 
vorhandenen Umstände so verändern, dass der Eintritt des Ver-
sicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die 
ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahr-
scheinlicher wird. 

2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere vorliegen, wenn  

2.1 sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt wor-
den ist; 

2.2 ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäudes 
nicht genutzt wird; 

2.3 in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebetrieb aufge-
nommen oder verändert wird. 

3 Für vorschriftsmäßige Anlagen des Zivilschutzes und für Zivil-
schutzübungen gelten Nr. 1 und 2 sowie die §§ 23 bis 26 und 29 
Versicherungsvertragsgesetz (VVG) nicht. 

§ 11 Sicherheitsvorschriften 
1 Der Versicherungsnehmer hat 

1.1 alle gesetzlichen, behördlichen oder vereinbarten Sicher-
heitsvorschriften zu beachten; 

1.2 die versicherten Sachen, insbesondere wasserführende Anla-
gen und Einrichtungen, Dächer und außen angebrachte Sachen 
stets in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und Mängel o-
der Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen; 

1.3 Wartungsfugen in Küchen und Feuchträumen regelmäßig, 
mindestens aber alle 5 Jahre, zu prüfen und Instand zu halten; 
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1.4 nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile genügend häufig 
zu kontrollieren und dort alle wasserführenden Anlagen und Ein-
richtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten; 

1.5 in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile zu 
beheizen und dies genügend häufig zu kontrollieren oder dort 
alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, 
zu entleeren und entleert zu halten. 

2.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Sicherheitsvorschrift/ 
Obliegenheit nach Nr. 1 vorsätzlich, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verlet-
zung der Sicherheitsvorschrift ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen. 

2.2 Außer im Falle einer arglistigen Verletzung einer Sicherheits-
vorschrift ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, 
soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung 
der Sicherheitsvorschrift weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung 
1 Soweit die Versicherung für fremde Rechnung genommen ist, 
kann der Versicherungsnehmer, auch wenn er nicht im Besitz 
des Versicherungsscheines ist, über die Rechte des Versicherten 
ohne dessen Zustimmung im eigenen Namen verfügen, insbe-
sondere die Zahlung der Entschädigung verlangen und die 
Rechte des Versicherten übertragen. Der Versicherer kann je-
doch vor Zahlung der Entschädigung den Nachweis verlangen, 
dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 

2 Der Versicherte kann über seine Rechte nicht verfügen, selbst 
wenn er im Besitz des Versicherungsscheines ist. Er kann die 
Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versiche-
rungsnehmers verlangen. 

3 Kenntnis und Verhalten 

3.1 Soweit Kenntnis oder Verhalten des Versicherungsnehmers 
von rechtlicher Bedeutung ist, sind bei der Versicherung für 
fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Ver-
sicherten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des 
Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich 
der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und 
die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der 
Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 

3.2 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn 
der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder 
ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsneh-
mers nicht möglich oder nicht zumutbar war. 

3.3 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, 
wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des 
Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber in-
formiert hat. 

 
 

§ 13 Umfang und Anpassung der Versicherung 
1.1 Versichert ist der ortsübliche Neubauwert des Gebäudes ent-
sprechend seiner Größe und Ausstattung zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls. Hierzu gehören auch Architektengebühren 
sowie sonstige Konstruktions- oder Planungskosten. Vertrags-
grundlage sind die Wohnfläche laut dem Kaufvertrag, den 
Bauunterlagen oder der Wohnflächenverordnung, wenn diese 
Angabe dem aktuellen Bauzustand entspricht, sowie die sonsti-
gen vereinbarten Merkmale. 

1.2 Der Versicherer passt diesen Versicherungsschutz gemäß Nr. 
3 an die Baukostenentwicklung an. Entsprechend verändert sich 
der Beitrag durch Erhöhung oder Verminderung des Anpas-
sungsfaktors. 

1.3 Verändert sich durch bauliche Maßnahmen ein der Beitrags-
berechnung zugrunde liegender Umstand (Wohnfläche und/oder 
sonstige vereinbarte Merkmale) innerhalb des Versicherungsjah-
res werterhöhend, so besteht bis zum Ende des laufenden 
Versicherungsjahres auch insoweit Versicherungsschutz (Vorsor-
geversicherung). Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem 
Versicherer diese Veränderung spätestens zu diesem Zeitpunkt 
anzuzeigen. 

2 Falls das Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dauernd 
entwertet ist, wird ohne besondere Vereinbarung aus der Versi-
cherung zum ortsüblichen Neubauwert eine Versicherung zum 
gemeinen Wert. Eine dauernde Entwertung liegt insbesondere 
vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck nicht mehr zu verwen-
den ist. Ist der gemeine Wert Grundlage des Versicherungs-
schutzes, sind versicherte Kosten gemäß § 2 und § 14 Nr. 3 nicht 
versichert. 

3 Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich jeweils zum 
1. Januar eines jeden Jahres entsprechend dem Prozentsatz, um 
den sich der jeweils für den Monat Mai des Vorjahres vom Statis-
tischen Bundesamt veröffentlichte Baupreisindex für 
Wohngebäude und der für den Monat April des Vorjahres veröf-
fentlichte Tariflohnindex für das Baugewerbe geändert haben. 
Die Änderung des Baupreisindexes für Wohngebäude wird zu 80 
Prozent und die des Tariflohnindexes für das Baugewerbe zu 20 
Prozent berücksichtigt; bei dieser Berechnung wird jeweils auf 
zwei Stellen hinter dem Komma gerundet. Der Anpassungsfaktor 
wird ebenfalls auf zwei Stellen hinter dem Komma gerundet. Der 
Beitrag verändert sich entsprechend mit Beginn des Versiche-
rungsjahres. 

Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die Er-
höhung des Anpassungsfaktors kann der Versicherungsnehmer 
zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Änderung den Vertrag 
kündigen. 

Die Kündigung ist in Textform zu erklären.  

4 Der Beitrag der Gebäudeversicherung passt sich während der 
Vertragslaufzeit an das Baujahr (Gebäudealter) an. Die Anpas-
sung sieht Beitragssprünge für Gebäude vor, die ein Alter von 8 
bzw. 17 Jahren erreichen. 

Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die Er-
höhung kann der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt des In-
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Kraft-Tretens der Änderung den Vertrag kündigen. Die Kündi-
gung ist in Textform zu erklären. Ein Widerspruchsrecht ist nicht 
gegeben. 

5.1 Der Beitrag wird unter Berücksichtigung der Schadenaufwen-
dungen, der Kosten (insbesondere der Provisionen, der Sach- 
und Personalkosten und des Aufwands für die Rückversiche-
rung), des Gewinnansatzes und der Feuerschutzsteuer kalkuliert. 

5.2 Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, den Beitrag 
für bestehende Versicherungsverträge zu überprüfen und - 
wenn die Entwicklung der Schadenaufwendungen es erforderlich 
macht - an diese Entwicklung anzupassen. 

Die durch gesetzlich vorgeschriebene Veränderung des betriebs-
notwendigen Sicherheitskapitals entstehenden Kapitalkosten 
dürfen mit einberechnet werden. Veränderungen des Gewinnan-
satzes und der Provisionssätze bleiben bei der Anpassung außer 
Betracht. 

Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitrag mindes-
tens alle fünf Jahre - gerechnet ab 01.07.2018 - neu kalkuliert.  

Die Neukalkulation berücksichtigt auf der Basis der bisherigen 
Schadenentwicklung insbesondere die voraussichtliche künftige 
Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensübergreifende 
Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass eine aus-
reichende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur 
Verfügung steht. 

5.3 Bei einer Abweichung ist der Versicherer zu Beginn jeder Ver-
sicherungsperiode, zu der er ein ordentliches Kündigungsrecht 
hat, berechtigt, die für bestehende Verträge geltenden Beiträge, 
auch soweit diese für erweiterten Versicherungsschutz verein-
bart sind, für die einzelnen Bestandsgruppen anzupassen, wenn 

5.3.1 die Abweichung auf Veränderungen der unternehmensbe-
zogenen Beitragsfaktoren beruht, die sich durch die 
Nachkalkulation ergeben haben und weder vorhersehbar noch 
beeinflussbar waren und 

5.3.2 die Abweichung mindestens 3 Prozent beträgt.  

Der neue Beitrag ist unter Beachtung der anerkannten Grunds-
ätze der Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik 
den neu ermittelten Werten angemessen anzupassen und darf 
nicht höher sein als die Beiträge des Tarifs für neu abzuschlie-
ßende Verträge mit gleichen Tarifmerkmalen und gleichem 
Deckungsumfang. 

Ist der Beitragssatz nach der festgestellten Abweichung zu sen-
ken, so ist der Versicherer dazu verpflichtet.  

5.4 Der neue Beitrag wird mit Beginn der nächsten Versiche-
rungsperiode wirksam. Für eine Beitragserhöhung gilt dies aber 
nur, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Bei-
tragserhöhung unter Hinweis auf den Unterschied zwischen 
altem und neuem Beitrag einen Monat vor dem Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens mitgeteilt und ihn in Textform über sein Recht 
nach 5.6 belehrt hat. 

5.5 Sieht der Versicherer von einer Beitragserhöhung ab oder 
führt sie nur zum Teil durch, kann die festgestellte Abweichung 
bei der nächsten Anpassung berücksichtigt werden. 

5.6 Bei Erhöhung der Beiträge kann der Versicherungsnehmer 
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühes-
tens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung 
in Textform kündigen. Anderenfalls wird der Vertrag zu dem ge-
änderten Beitrag fortgeführt. 

6 Im Beitrag ist die vom Versicherer abzuführende Feuerschutz-
steuer enthalten. Sofern der Gesetzgeber diese verändert, 
erhöht oder vermindert sich der Beitrag mit der auf die Geset-
zesänderung folgenden Beitragsfälligkeit. 

§ 14 Entschädigung, Garantien 
1 Ersetzt werden 

1.1 bei zerstörten Gebäuden sowie bei zerstörten oder abhand-
engekommenen sonstigen Sachen der Neuwert unmittelbar vor 
Eintritt des Versicherungsfalls; in den Fällen des § 13 Nr. 2 der 
gemeine Wert; 

1.2 bei beschädigten Sachen die angefallenen und nachgewiese-
nen Reparaturkosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls 
zuzüglich einer Wertminderung, die durch Reparatur nicht aus-
zugleichen ist, höchstens jedoch der Versicherungswert 
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls; die Reparaturkos-
ten werden gekürzt, soweit durch die Reparatur der 
Versicherungswert der Sache gegenüber dem Versicherungswert 
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls erhöht wird. Rest-
werte werden angerechnet. 

2 Ersetzt werden auch die angefallenen und nachgewiesenen 
Mehrkosten infolge von Preissteigerungen zwischen dem Eintritt 
des Versicherungsfalls und der Wiederherstellung. Wenn der 
Versicherungsnehmer die Wiederherstellung nicht unverzüglich 
veranlasst, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, 
in dem sie auch bei unverzüglicher Wiederherstellung entstan-
den wären. Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen 
Ereignissen, Betriebsbeschränkungen oder Kapitalmangel wer-
den nicht ersetzt. 

3 Ersetzt werden auch die angefallenen und nachgewiesenen 
Mehrkosten (inkl. Restwerte), die infolge behördlicher Auflagen 
auf der Grundlage bereits vor Eintritt des Versicherungsfalls er-
lassener Gesetze und Verordnungen entstehen. Soweit 
behördliche Auflagen mit Fristsetzung vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls erteilt wurden, sind die dadurch entstehenden 
Mehrkosten nicht versichert. Wenn die Wiederherstellung der 
versicherten und vom Schaden betroffenen Sache aufgrund be-
hördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen nur an anderer 
Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang 
ersetzt, in dem sie auch bei Wiederherstellung an bisheriger 
Stelle entstanden wären. 

4 Ersetzt werden auch Mehrkosten durch Technologiefortschritt. 
Dies sind die angefallenen und nachgewiesenen Aufwendungen 
für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung der versicher-
ten und vom Schaden betroffenen Sachen, wenn die 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der Sache in dersel-
ben Art und Güte infolge Technologiefortschritts nicht möglich 
oder unwirtschaftlich ist. Maßgebend ist der Betrag, der für ein 
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Ersatzgut aufzuwenden ist, das der vom Schaden betroffenen Sa-
che in Art und Güte möglichst nahe kommt. 

5 Ersetzt werden auch Mehrkosten für verbesserte Energieeffizi-
enz. Der Versicherer ersetzt bei Wiederherstellung der 
versicherten und vom Schaden betroffenen Sachen auch die tat-
sächlich angefallenen Mehrkosten für energetische 
Modernisierungen, die behördlich nicht vorgeschrieben sind. Vo-
raussetzung ist, dass diese dem Stand der Technik für 
Neubauten entsprechen und nicht bereits vor Eintritt des Versi-
cherungsfalls veranlasst wurden. Die Entschädigung ist je 
Versicherungsfall auf 25.000 Euro begrenzt. 

6 Ersetzt werden auch Mehrkosten, die entstehen, wenn durch 
einen Versicherungsfall zerstörte oder beschädigte Gebäude 
bzw. Gebäudeteile alters- oder behindertengerecht wieder auf-
gebaut werden müssen.  

Voraussetzung ist, dass 

 der Versicherungsnehmer das versicherte Gebäude selbst be-
wohnt, 

 der entschädigungspflichtige Schaden 10.000 Euro übersteigt 
und 

 konkreter Bedarf besteht. 

Der alters- und behindertengerechte Umbau umfasst  

 den schwellenlosen bzw. rollstuhl- oder rollatorgerechten Um-
bau, inklusive erforderlicher Türverbreiterungen, 

 die Installation von Handläufen im Treppenhaus und eines 
Treppenliftes, 

 den die Selbstständigkeit unterstützenden Umbau des Bade-
zimmers und der Küche. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 25.000 Euro be-
grenzt. 

7 Der Versicherungsnehmer erwirbt den Anspruch auf Zahlung 
des Teils der Entschädigung, der den Zeitwertschaden über-
steigt, nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach 
Eintritt des Versicherungsfalls sichergestellt hat, dass er die Ent-
schädigung verwenden wird, um versicherte Sachen in gleicher 
Art und Zweckbestimmung an der bisherigen Stelle wiederherzu-
stellen oder wiederzubeschaffen. Ist dies an der bisherigen Stelle 
rechtlich nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, so 
genügt es, wenn das Gebäude an anderer Stelle innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland wiederhergestellt wird. Der Zeit-
wert errechnet sich aus dem Neuwert abzüglich der 
Wertminderung, die sich aus Alter und Abnutzung ergibt. 

8 GDV-Garantie 

Der Versicherer garantiert, dass die Leistungsinhalte dieses Ver-
trages ausschließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers von 
denen, die der Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft (GDV) für die Wohngebäudeversicherung (VGB 2016 
Privat, Stand 26.05.2017) empfiehlt, abweichen. 

9 Innovationsgarantie 

Der Versicherer garantiert dem Versicherungsnehmer, dass 
künftig verbesserte Inhalte dieser Versicherungsbedingungen 
auch für diesen Vertrag gelten, soweit sie ausschließlich zum Vor-
teil des Versicherungsnehmers abweichen. Voraussetzung ist 

hierbei, dass diese Leistungserweiterungen ohne Mehrbeitrag 
bei künftigen Versicherungsverträgen des gleichen Produktes 
mitversichert sind. 

10 Vorversicherer-Garantie 

Waren im direkten Vorvertrag eines anderen Versicherers für 
dasselbe Risiko und die gleichen versicherten Gefahren bessere 
Leistungen vereinbart, sind diese auf Basis der Vertragsgrundla-
gen des Vorversicherers mitversichert. Der Versicherungs-
nehmer muss sich im Schadenfall darauf berufen und die Unter-
lagen zur Verfügung stellen. Diese Vereinbarung gilt für die 
Dauer des Vertrages, nicht während der Zeit einer Differenzde-
ckung, längstens für 5 Jahre. 

Von dieser Vereinbarung ausdrücklich ausgenommen sind  

 Vorsatz 
 berufliche und gewerbliche Risiken 
 Assistance- und sonstige versicherungsfremde Dienstleistun-

gen 
 Einschlüsse und/oder Leistungserweiterungen nach dem Prin-

zip der unbenannten Gefahren oder der Allgefahrendeckung. 

§ 15 Unterversicherung 
1 Weichen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die gemachten 
Angaben zur Wohnfläche oder zu sonstigen vereinbarten Merk-
malen von den tatsächlichen Gegebenheiten ab und ist der 
ermittelte Beitrag daher zu niedrig bemessen, liegt eine Unter-
versicherung vor. Die Entschädigung wird in diesem Fall in dem 
Verhältnis gekürzt, wie sich der zuletzt berechnete Beitrag zu 
dem tatsächlich zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls zu zahlen-
den Beitrag verhält. 

Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit dem vereinbar-
ten Beitrag, dividiert durch den tatsächlich zu zahlenden Beitrag. 

Die Vorsorgeversicherung nach § 13 Nr. 1.3 bleibt hiervon unbe-
rührt. 

2 Nr. 1 gilt entsprechend für die Berechnung der Entschädigung 
versicherter Kosten und des versicherten Mietausfalles sowie der 
versicherten Darlehenszinsen. 

3 Sind die Angaben zu der Wohnfläche und sonstigen Merkma-
len gemäß § 13 Nr. 1.1 korrekt, so nimmt der Versicherer keinen 
Abzug wegen Unterversicherung vor. 

4 Der Versicherer nimmt keinen Abzug wegen Unterversicherung 
vor, wenn die angegebene Quadratmeterzahl leicht fahrlässig un-
richtig angegeben wurde und nicht mehr als 15% von der 
tatsächlichen Quadratmeterzahl abweicht. Sofern nach Feststel-
lung der Unterversicherung ein erhöhter Beitrag zu entrichten 
wäre, hat der Versicherungsnehmer den geänderten Beitrag ab 
dem Zeitpunkt zu entrichten, ab dem der Umstand eingetreten 
ist. 

Die in § 195 Bürgerliches Gesetzbuch festgelegte Verjährungs-
frist oder ein vereinbartes Kündigungsrecht wird durch die 
vorstehende Versehensklausel nicht berührt. 

§ 16 Beitrag; Beginn und Ende der Haftung 
1 Fälligkeit von Beitrag und Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung Die 
Beiträge sind auf jährlicher Grundlage bemessen. Die Versiche-
rungsperiode (§ 12 VVG) beträgt daher stets ein Jahr. Die 
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Beiträge sind entsprechend der Versicherungsperiode als Jahres-
beitrag zu entrichten, alternativ kann jedoch ein anderer 
Zahlungsrhythmus (monatlich, viertel- oder halbjährlich) verein-
bart werden. Für den unterjährig entrichteten Jahresbeitrag wird 
ein entsprechender Zuschlag erhoben. 

Der Beitragszeitraum richtet sich nach dem vereinbarten Zah-
lungsrhythmus.  

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherung-
steuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat. 

1.1 Erstbeitrag 

Der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) ist unver-
züglich nach Abschluss des Versicherungsvertrages zu zahlen, 
jedoch nicht vor dem mit dem Versicherungsnehmer vereinbar-
ten, im Versicherungsschein angegebenen Beginn der 
Versicherung. Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. 

1.2 Folgebeitrag 

Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, 
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.  

1.3 Rechtzeitigkeit der Zahlung im Lastschriftverfahren  

Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag 
eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer 
berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die 
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach 
einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versi-
cherers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versi-
cherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, 
oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu 
vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der 
Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Last-
schriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur 
Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versi-
cherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 

2 Haftung 

2.1 Die Haftung des Versicherers beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, und zwar auch dann, wenn 
zur Beitragszahlung erst später aufgefordert, der Beitrag aber 
ohne Verzug gezahlt wird. Ist dem Versicherungsnehmer bei An-
tragstellung bekannt, dass ein Versicherungsfall bereits 
eingetreten ist, so entfällt dafür die Haftung. 

2.2 Abweichend von dem im Versicherungsschein angegebenen 
Zeitpunkt beginnt der Versicherungsschutz bereits um 00:00 
Uhr, wenn 

 für das zu versichernde Risiko vor Beginn dieses Vertrages 
gleichartiger Versicherungsschutz bei einem anderen Versi-
cherungsunternehmen (Vorversicherer) bestanden hat und 

 der Versicherungsvertrag des Vorversicherers um 24:00 Uhr 
des Tages endet, der vor dem im Versicherungsschein ange-
gebenen Vertragsbeginn liegt. 

3 Dauer und Ende des Vertrages 

3.1 Der Vertrag ist zunächst für den im Versicherungsschein an-
gegebenen Zeitraum abgeschlossen. 

3.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um eine weitere Versicherungsperiode, 
wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor Ab-
lauf eine Kündigung in Textform zugegangen ist. 

Nach Ablauf kann der Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten zum Ende der dann laufenden Versicherungsperi-
ode in Textform gekündigt werden. 

3.3 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres unter Einhaltung ei-
ner Frist von drei Monaten in Textform gekündigt werden; 
maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist der Zugang der Kündi-
gung beim Vertragspartner. 

4 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehe-
nen Zeitpunkt. 

5 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf 

Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragser-
klärung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der 
Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs ent-
fallenden Teil des Beitrages zu erstatten. Voraussetzung ist, dass 
der Versicherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht auf 
die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag 
hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, 
dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist be-
ginnt. 

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer 
zusätzlich den für das erste Jahr gezahlten Beitrag zu erstatten; 
dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus 
dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

§ 17 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versi-
cherungsfall 
Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt eines Versicherungs-
falls  

1 den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. Zu-
sätzlich sind böswillige Beschädigungen und Graffitischäden an 
versicherten Gebäuden/Sachen sowie das Abhandenkommen 
versicherter Gebäudebestandteile und sonstiger Gegenstände 
auch der zuständigen Polizeidienststelle unverzüglich anzuzei-
gen; 

2 der Polizeidienststelle unverzüglich ein Verzeichnis der ab-
handengekommenen Gegenstände einzureichen; 

3 den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern 
und dabei die Weisungen des Versicherers zu befolgen; er hat, 
soweit die Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuho-
len; 
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4 dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des Zumut-
baren jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens 
und über den Umfang seiner Entschädigungspflicht zu gestatten, 
jede hierzu dienliche Auskunft - auf Verlangen in Textform - zu 
erteilen und die erforderlichen Belege beizubringen, auf Verlan-
gen insbesondere einen beglaubigten Grundbuchauszug; 

5 Veränderungen der Schadenstelle möglichst zu vermeiden, so-
lange der Versicherer nicht zugestimmt hat;  

6 dem Versicherer auf dessen Verlangen innerhalb einer ange-
messenen Frist von mindestens zwei Wochen ein von ihm 
unterschriebenes Verzeichnis aller abhandengekommenen Ge-
genstände vorzulegen; in dem Verzeichnis ist der 
Versicherungswert dieser Gegenstände unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalls anzugeben. 

§ 18 Wegfall der Entschädigungspflicht 
1 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich her-
bei, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei. Ist 
die Herbeiführung des Schadens durch ein rechtskräftiges Straf-
urteil wegen vorsätzlicher Brandstiftung festgestellt, so gelten die 
Voraussetzungen als bewiesen. 

2 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig 
herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. Der Versicherer verzichtet bei 
grob fahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalls durch 
den Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten auf den 
Einwand der groben Fahrlässigkeit (ausgenommen Sicherheits-
vorschriften). 

3 Versucht der Versicherungsnehmer, den Versicherer arglistig 
über Tatsachen zu täuschen, die für den Grund oder für die 
Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, so ist der Versi-
cherer von der Entschädigungspflicht frei. Dies gilt auch, wenn 
die arglistige Täuschung sich auf einen anderen zwischen den 
Parteien über dieselbe Gefahr abgeschlossenen Versicherungs-
vertrag bezieht. Ist die Täuschung gemäß Abs. 1 durch 
rechtskräftiges Strafurteil wegen Betruges oder Betrugsversu-
ches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen von Abs. 1 als 
bewiesen. 

4 Die Bestimmung des § 15 VVG bleibt unberührt. 

§ 19 Sachverständigenverfahren 
1 Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt 
des Versicherungsfalls vereinbaren, dass die Höhe des Schadens 
durch Sachverständige festgestellt wird. Das Sachverständigen-
verfahren kann durch Vereinbarung auf sonstige tatsächliche 
Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs sowie der Höhe 
der Entschädigung ausgedehnt werden. 

Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverständigenverfahren 
auch durch einseitige Erklärung gegenüber dem Versicherer ver-
langen. 

2 Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

2.1 Jede Partei benennt in Textform einen Sachverständigen und 
kann dann die andere unter Angabe des von ihr benannten 

Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachver-
ständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht 
binnen zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung benannt, 
so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Schaden-
ort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung 
ist auf diese Folge hinzuweisen. 

2.2 Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn des 
Feststellungsverfahrens einen dritten Sachverständigen als Ob-
mann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann auf Antrag 
einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsge-
richt ernannt. 

2.3 Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen be-
nennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers sind oder 
mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung stehen, ferner keine 
Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern ange-
stellt sind oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen. 
Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes 
durch die Sachverständigen. 

3 Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 

3.1 ein Verzeichnis der zerstörten, beschädigten und abhanden-
gekommenen Gegenstände sowie deren Versicherungswert zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls; in den Fällen von § 14 Nr. 4 ist 
auch der Zeitwert anzugeben; 

3.2 bei beschädigten Gegenständen die Beträge gemäß § 14 Nr. 
1.2; 

3.3 alle sonstigen gemäß § 14 Nr. 1 maßgebenden Tatsachen, 
insbesondere die Restwerte der von dem Schaden betroffenen 
Gegenstände; 

3.4 angefallene und nachgewiesene Kosten, die gemäß § 2 versi-
chert sind. 

4 Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig 
ihre Feststellungen. Weichen die Feststellungen voneinander ab, 
so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Die-
ser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen 
Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien 
gleichzeitig. 

5 Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten 
des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. Sofern der 
entschädigungspflichtige Schaden 25.000 EUR übersteigt, ersetzt 
der Versicherer die durch den Versicherungsnehmer zu tragen-
den Kosten des Sachverständigenverfahrens. 

6 Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes 
sind verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offen-
bar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund 
dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer 
gemäß §§ 14 und 15 die Entschädigung. 

7 Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenhei-
ten des Versicherungsnehmers gemäß § 17 Nr. 1 nicht berührt. 

§ 20 Zahlung der Entschädigung 
1 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Ver-
sicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs 
abgeschlossen sind. Jedoch kann einen Monat nach Anzeige des 
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Schadens als Abschlagszahlung der Betrag beansprucht werden, 
der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. Der Lauf die-
ser Frist ist gehemmt, solange infolge Verschuldens des 
Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder 
nicht gezahlt werden kann. 

2 Die Entschädigung ist, soweit nicht innerhalb eines Monats 
nach Meldung des Schadens geleistet wird, seit Anzeige des 
Schadens zu verzinsen. Der Zinssatz beträgt 4 Prozent, soweit 
nicht aus anderen Gründen ein höherer Zins zu entrichten ist.  

3 Für die Zahlung des über den Zeitwertschaden hinausgehen-
den Teils der Entschädigung ist der Zeitpunkt maßgebend, in 
dem der Versicherungsnehmer den Eintritt der Voraussetzung 
von § 14 Nr. 4 dem Versicherer nachgewiesen hat. Zinsen für die 
Beträge gemäß Abs. 1 werden erst fällig, wenn die dort genann-
ten zusätzlichen Voraussetzungen der Entschädigung festgestellt 
sind. 

4 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, 

4.1 solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-
rungsnehmers bestehen; 

4.2 solange gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner 
Repräsentanten aus Anlass des Versicherungsfalls ein behördli-
ches oder strafgerichtliches Verfahren aus Gründen eingeleitet 
worden ist, die auch für den Entschädigungsanspruch rechtser-
heblich sind, bis zum rechtskräftigen Abschluss dieses 
Verfahrens.  

5 Die gesetzlichen Vorschriften über die Sicherung des Realkre-
dits bleiben unberührt. 

§ 21 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
1 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls können sowohl der 
Versicherungsnehmer als auch der Versicherer den Versiche-
rungsvertrag kündigen. 

2 Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss spätestens 
einen Monat nach Auszahlung der Entschädigung zugehen. 

3 Das Kündigungsrecht besteht auch, wenn die Entschädigung 
aus Gründen abgelehnt wird, die den Eintritt des Versicherungs-
falls unberührt lassen. 

4 Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. 
Der Versicherungsnehmer kann bestimmen, dass seine Kündi-
gung sofort oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam wird, 
jedoch spätestens zum Schluss des laufenden Versicherungsjah-
res. 

§ 22 Zurechnung von Kenntnis und Verhalten 
1 Besteht der Vertrag mit mehreren Versicherungsnehmern, so 
muss sich jeder Versicherungsnehmer Kenntnis und Verhalten 
der übrigen Versicherungsnehmer zurechnen lassen. 

2 Ferner muss sich der Versicherungsnehmer Kenntnis und Ver-
halten seiner Repräsentanten im Rahmen von §§ 9 Nr. 1, 10, 11, 
12, 17, 18 zurechnen lassen. 

3 Bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungseigentü-
mern gilt: 

3.1 Ist der Versicherer nach §§ 9 Nr. 1, 10, 11, 12, 17, 18 wegen 
des Verhaltens einzelner Wohnungseigentümer leistungsfrei, so 

kann er sich hierauf gegenüber den übrigen Wohnungseigentü-
mern wegen deren Sondereigentums und wegen deren 
Miteigentumsanteilen (§ 1 Abs. 2 des Wohnungseigentumsgeset-
zes) nicht berufen. 

3.2 Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, dass 
der Versicherer ihnen auch hinsichtlich des Miteigentumsanteils 
des Wohnungseigentümers, der den Entschädigungsanspruch 
verwirkt hat, Entschädigung leistet, jedoch nur, soweit diese zu-
sätzliche Entschädigung zur Wiederherstellung des 
gemeinschaftlichen Eigentums (§ 1 Abs. 5 des Wohnungseigen-
tumsgesetzes) verwendet wird. 

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungs-
grund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer diese 
Mehraufwendungen zu erstatten. 

3.3 Kann im Falle der Feuerversicherung ein Realgläubiger hin-
sichtlich des Miteigentumsanteils des Wohnungseigentümers, 
der den Entschädigungsanspruch verwirkt hat, Leistung aus der 
Feuerversicherung an sich selbst gemäß § 143 VVG verlangen, so 
entfällt die Verpflichtung des Versicherers nach 3.2 Satz 1. Der 
Versicherer verpflichtet sich, auf eine nach § 145 VVG auf ihn 
übergegangene Gesamthypothek (Gesamtgrundschuld) gemäß § 
1168 BGB zu verzichten und dabei mitzuwirken, dass der Ver-
zicht auf Kosten der Wohnungseigentümer in das Grundbuch 
eingetragen wird. 

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungs-
grund vorliegt, ist im Falle von Satz 2 verpflichtet, dem 
Versicherer die für seinen Miteigentumsanteil und sein Sonderei-
gentum an den Realgläubiger erbrachten Leistungen zu 
erstatten. 

3.4 Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum (§ 1 Abs. 3 
des Wohnungseigentumsgesetzes) gelten 3.1 bis 3.3 entspre-
chend. 

§ 23 Anzeigen; Willenserklärungen 
Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen 
sollen an den Assekuradeur des Versicherers oder an die im Ver-
sicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Stelle gerichtet werden. 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versi-
cherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte bekannte Anschrift des 
Versicherungsnehmers. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Ab-
sendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für 
den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

§ 24 Vollmachten 
1 Maklervollmacht 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevoll-
mächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den 
Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer 
weiterzuleiten. 
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2 Vollmacht des Versicherungsvertreters 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versiche-
rungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen 
betreffend 

 den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertra-
ges, 

 ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich des-
sen Beendigung, 

 Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertra-
ges und während des Versicherungsverhältnisses. 

3 Erklärungen des Versicherers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versiche-
rer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge 
dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 

§ 25 Wechsel des Versicherers 
Die Manufaktur Augsburg GmbH ist berechtigt, das auf der 
Grundlage dieses Vertrages versicherte Risiko jederzeit in Ihrem 
Namen bei einem anderen Versicherer als Risikoträger in De-
ckung zu nehmen oder/und weitere Versicherer zu beteiligen. 

Dies ist jedoch nur bei gleichbleibendem Versicherungsschutz 
und bei gleichbleibendem Beitrag / gleichbleibendem Beitrags-
satz möglich.  

Der Wechsel des Versicherers ist dem Versicherungsnehmer 
spätestens innerhalb von 4 Wochen nach erfolgtem Wechsel mit-
zuteilen. 

Bei Wechsel des Versicherers kann der Versicherungsnehmer in-
nerhalb von 4 Wochen nach Zugang der Mitteilung den Vertrag 
mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Wirksamwerden 
des Versichererwechsels, kündigen. 

§ 26 Anpassung von Versicherungsbedingungen 
1 Der Versicherer ist berechtigt, 

 bei Änderung von Gesetzen, auf denen die Bestimmungen 
des Versicherungsvertrages beruhen, 

 bei unmittelbar den Versicherungsvertrag betreffenden Ände-
rungen der höchstrichterlichen Rechtsprechung, der 
Verwaltungspraxis der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht oder der Kartellbehörden, 

 im Fall der Unwirksamkeit von Bedingungen sowie  
 zur Abwendung einer kartell- oder aufsichtsbehördlichen Be-

anstandung 

einzelne Bedingungen mit Wirkung für bestehende Verträge zu 
ergänzen oder zu ersetzen. Die neuen Bedingungen sollen den 
ersetzten rechtlich und wirtschaftlich weitestgehend entspre-
chen. Sie dürfen die Versicherten auch unter Berücksichtigung 
der bisherigen Auslegung in rechtlicher und wirtschaftlicher Hin-
sicht nicht unzumutbar benachteiligen. 

2 Die geänderten Bedingungen werden dem Versicherungsneh-
mer schriftlich bekannt gegeben und erläutert. Sie gelten als 
genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe in Textform widerspricht. Hierauf 
wird er bei der Bekanntgabe besonders hingewiesen. Zur Frist-
wahrung ist die Absendung ausreichend. Bei fristgerechtem 

Widerspruch laufen die Verträge mit den ursprünglichen Bedin-
gungen weiter.  

3 Zur Beseitigung von Auslegungszweifeln kann der Versicherer 
den Wortlaut von Bedingungen ändern, wenn diese Anpassung 
vom bisherigen Bedingungstext gedeckt ist und den objektiven 
Willen sowie die Interessen beider Parteien berücksichtigt. Das 
Verfahren nach Nr. 2 ist zu beachten. 

§ 27 Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände 
Treten Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versiche-
rungsnehmer und dem Versicherer auf, stehen dem 
Versicherungsnehmer folgende Beschwerdemöglichkeiten zu: 

1 Versicherungsombudsmann 

Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher 
oder um eine Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher 
Lage befindet, gilt: 

Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten kann sich der 
Versicherungsnehmer an den Ombudsmann für Versicherungen 
wenden. 

Versicherungsombudsmann e.V.  
Postfach 080632  
10006 Berlin  
Telefon: 0800 3696000  
E-Mail:  beschwerde@versicherungsombudsmann.de  
Internet:  www.versicherungsombudsmann.de 

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und 
kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich 
verpflichtet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen. 

Versicherungsnehmer, die diesen Vertrag online (z. B. über eine 
Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich mit 
ihrer Beschwerde auch online an die Plattform http://ec.eu-
ropa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird dann 
über diese Plattform an den Versicherungsombudsmann weiter-
geleitet. 

2 Versicherungsaufsicht 

Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung des Versi-
cherers nicht zufrieden ist oder Meinungsverschiedenheiten bei 
der Vertragsabwicklung auftreten, kann er sich auch an die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Der 
Versicherer unterliegt der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht. 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)  
Sektor Versicherungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108  
53117 Bonn  
Telefon: 0800 2 100 500  
E-Mail: poststelle@bafin.de  
Internet: https://www.bafin.de 

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann einzelne 
Streitfälle nicht verbindlich entscheiden 

3 Rechtsweg  

Es besteht zudem die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschrei-
ten. 
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3.1 Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen den Versicherer  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des 
Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständi-
gen Niederlassung. 

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versi-
cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den 
Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Erman-
gelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.  

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss 
seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder, 
in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
ins Ausland, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der 
Versicherer seinen Sitz hat. 

3.2 Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen Versicherungs-
nehmer  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des 
Versicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnli-
chen Aufenthalt.  

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zu-
ständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder sei-
ner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

§ 28 Schlussbestimmung 
Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes 
bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbe-
sondere für die im Anhang aufgeführten Gesetzesbestim-
mungen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen In-
halt des Versicherungsvertrages sind. 
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§ 1 Vertragsgrundlage  
§ 2 Gegenstand des Versicherungsschutzes 
§ 3 Versicherungsumfang 
§ 4 Verhalten im Versicherungsfall 
§ 5 Dauer der Differenzdeckung 
___________________________________________________________________________ 

§ 1 Vertragsgrundlage 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz im nachfolgenden Um-
fang ist die Beantragung der Wohngebäude Premium-Plus (VGV 
2022 Premium-Plus) sowie Dokumentation im Versicherungsschein. 

§ 2 Gegenstand des Versicherungsschutzes 
Die Differenzdeckung ergänzt im jeweilig vertraglichen vereinbarten 
Umfang Wohngebäude Premium-Plus (VGV 2022 Premium-Plus) eine 
anderweitig bestehende gleichartige Versicherung für dasselbe Ri-
siko gemäß den folgenden Bestimmungen. 

Der Versicherungsschutz aus dem anderweitig bestehenden Versi-
cherungsvertrag geht dem Versicherungsschutz aus dem 
vorliegenden Vertrag vor. 

§ 3 Versicherungsumfang 
3.1 Die Differenzdeckung leistet für Versicherungsfälle, die in der an-
derweitig bestehenden Versicherung nicht oder nicht im vollen 
Umfang versichert sind, bis zur Höhe des im vorliegenden Vertrag 
vereinbarten Versicherungsschutzes (zum Beispiel: Haftungserweite-
rungen, Entschädigungsgrenzen). Für im Rahmen des anderweitig 
bestehenden Vertrages vereinbarte Selbstbehalte besteht ebenfalls 
Versicherungsschutz im Rahmen dieses Vertrages. Die in diesem 
Vertrag vereinbarten Selbstbehalte bleiben hiervon jedoch unbe-
rührt. 

3.2 Maßgeblich für die vertraglich vereinbarten Leistungen aus der 
anderweitig bestehenden Versicherung ist er Umfang des Versiche-
rungsschutzes des anderen Vertrages, der zum Zeitpunkt der 
Antragstellung der Differenzdeckung bestanden hat. Nachträglich 
vorgenommene Änderungen an der anderweitig bestehenden Versi-
cherung bewirken keine Erweiterung der Differenzdeckung. 

3.3 Ergänzend zu den Bestimmungen der dem Vertrag zugrunde lie-
genden Bedingungen werden Leistungen nicht erbracht, wenn  

 zum Zeitpunkt der Antragstellung der Differenzdeckung keine an-
derweitige gleichartige Versicherung für gleiches Risiko bestanden 
hat; 

 die Leistung des anderen Versicherers infolge eines Vergleichs 
zwischen dem anderweitigen Versicherer und dem Versicherungs-
nehmer nicht zum vollen Ersatz des Schadens führt. Gleiches gilt, 
wenn aufgrund fehlender Nachweise über die Schadenshöhe 
durch den anderweitigen Versicherer lediglich eine pauschale Ent-
schädigung erbracht wird. 

Ist der anderweitige Versicherer infolge 

 Nichtzahlung der Beiträge 
 Obliegenheitsverletzung 
 arglistige Täuschung 
 vorzeitiger Vertragsbeendigung 

von seiner Leistungspflicht ganz oder teilweise befreit, so wird 
dadurch keine Erweiterung des Leistungsumfangs der Differenzde-
ckung bewirkt. Leistungen aus der Differenzdeckung werden dann 
nur insoweit erbracht, als sie entstanden wären, wenn keine der vor-
genannten Gründe für den Wegfall oder die Reduzierung der 
Leistung vorgelegen hätte. 

§ 4 Verhalten im Versicherungsfall 
4.1 Der Versicherungsnehmer hat einen Versicherungsfall 

 zunächst dem Versicherer der anderweitig bestehenden Versiche-
rung anzuzeigen und dort seine Ansprüche geltend zu machen;  

 zur Differenzdeckung unverzüglich zu melden, sobald er von dem 
anderweitigen Versicherer informiert wurde, dass ein gemeldeter 
Versicherungsfall dort nicht oder nicht in vollem Umfang unter die 
Leistungspflicht fällt. 

4.2 Die übrigen in den Versicherungsbedingungen genannten Oblie-
genheiten, welche im Versicherungsfall zu beachten sind, bleiben 
unberührt; insbesondere hat der Versicherungsnehmer nach Auffor-
derung durch den Versicherer die erforderlichen Auskünfte zur 
Feststellung der Entschädigungspflicht zu erteilen sowie die zur Fest-
stellung der Leistungshöhe notwendigen Untertagen des anderen 
Versicherers einzureichen. 

§ 5 Dauer der Differenzdeckung 
Die Differenzdeckung endet zum Beendigungstermin der anderwei-
tig bestehenden Versicherung. Ab diesem Zeitpunkt besteht voller 
Versicherungsschutz über den zugrunde liegenden Vertrag.
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§ 1 Vertragsgrundlage 
§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
§ 3 Versicherte Sachen 
§ 4 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen  
§ 5 Selbstbeteiligung  
§ 6 Kündigung 
§ 7 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 
___________________________________________________________________________ 

§ 1 Vertragsgrundlage 
Es gelten die vereinbarten Versicherungsbedingungen für Wohnge-
bäude (VGV 2022 Premium-Plus), soweit sich nicht aus den 
folgenden Bestimmungen etwas anderes ergibt. 

§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
1 Der Versicherer leistet auch Entschädigung für Sachschäden (Be-
schädigung oder Zerstörung) durch ein unmittelbar von außen 
einwirkendes Ereignis an den versicherten Sachen, die während der 
Versicherungsdauer unvorhergesehen eintreten.  

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder 
seine Repräsentanten weder rechtzeitig vorhergesehen haben, noch 
mit dem erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen können, wo-
bei nur grobe Fahrlässigkeit schadet.  

2 Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 
keine Entschädigung für Schäden 

a) die im oder zum Hauptvertrag versicherbar gewesen wären. 
Ausgeschlossen sind Schäden durch die versicherbaren Gefah-
ren aller zum Hauptvertrag abschließbaren Bedingungen 
einschließlich der dort genannten Ausschlüsse. 

b) der Elementargefahren. 
Ausgeschlossen sind Schäden durch Überschwemmung durch 
andere, als die nach dem Überschwemmungsbaustein versi-
cherbaren Sachverhalte sowie durch Hochwasser oder 
Sturmflut. 

c) durch Abhandenkommen. 
Ausgeschlossen sind über den bedingungsgemäßen Versiche-
rungsumfang hinaus Schäden durch einfachen Diebstahl, 
Verlieren, Stehen- oder Liegenlassen, Unterschlagung oder Ver-
untreuung versicherter Sachen. 

d) durch Tiere. 
Ausgeschlossen sind Schäden die durch Tiere, Insekten oder 
Schädlinge entstehen; 

e) durch Pflanzen. 
Ausgeschlossen sind Schäden die durch Pflanzen entstehen; 

f) durch Verfügung von hoher Hand. 
Ausgeschlossen sind Schäden, die durch in- und ausländisch 
verantwortete Verwaltungsakte entstehen oder begünstigt wer-
den. 

g) durch Dritte. 
Ausgeschlossen sind Schäden durch Krieg, Bürgerkrieg, kriegs-
ähnliche Ereignisse, Revolution, Rebellion und Aufstand sowie 
Terrorakte. 

h) durch Atomkraft. 
Ausgeschlossen sind Schäden durch Kernenergie, nukleare 
Strahlung oder radioaktive Substanzen. 

i) durch Mängel. 
Ausgeschlossen sind Schäden durch Mängel einer Sache, deren 
Reparaturbedürftigkeit dem Versicherungsnehmer oder seinen 
Repräsentanten bekannt sein musste.  
Des Weiteren sind Schäden ausgeschlossen, die durch Pla-
nungs-, Konstruktions-, Material- oder Instandhaltungsfehler 
entstehen. 

j) durch die natürliche Produktbeschaffenheit. 
Ausgeschlossen sind Schäden durch zwangsläufige, sich dau-
ernd wiederholende, von außen einwirkende Einflüsse des 
bestimmungsgemäßen Einsatzes, soweit es sich nicht um Folge-
schäden handelt sowie durch allmähliche Einwirkung 
(beispielsweise Feuchtigkeit, Chemikalien, Strahlen und Tempe-
raturen). 
Darüber hinaus leistet der Versicherer nicht für Schäden durch 
inneren Verderb oder die natürliche Beschaffenheit der versi-
cherten Sachen. 
Des Weiteren sind Schäden ausgeschlossen, die durch Abnut-
zung, Verschleiß, Alter, Rost, Schimmel und Fäulnis entstehen. 
Ausgeschlossen sind zudem Schäden durch Bedienungsfehler, 
Bearbeitung, Gebrauch, Reinigung, Reparatur oder Wartung, be-
stimmungswidrigen Gebrauch oder übermäßige 
Beanspruchung. 

k) auf der versicherten Sache.  
Ausgeschlossen sind Schäden, die nicht die Gebrauchs- oder 
Funktionsfähigkeit der versicherten Sache beeinträchtigen (Bei-
spiel: Kratzer, Schrammen, Lack- oder ähnliche 
Schönheitsschäden). 

l) durch Baumaßnahmen. 
Ausgeschlossen sind Schäden durch Baumaßnahmen, Renovie-
rung oder Restaurierung (durch Dritte und auch selbst 
ausgeführt). 

m) Schäden durch Satelliten oder Meteoriten. 
n) Erdsenkung infolge Über- oder Untertagebau sowie sonstige 

künstliche Baumaßnahmen wie z.B. Tunnel, Rohrleitungen, Ka-
näle, Erosion. 

o) Kontamination wie Verpuffung, Verrußung, Verschlammung, 
Verstaubung, Ablagerung, Korrosion. 

p) Schäden durch Zufuhr oder Ausbleiben von Energie (Elektrizität, 
Gas, Wasser oder Treibstoffe aller Art). 

q) durch Abnutzung, Alterung dauernde Einwirkung, korrosive An-
griffe oder Abzehrungen, Schlamm oder sonstige Ablagerungen. 

r) Schäden durch Mikroorganismen oder Genmanipulationen, 
Genmutation oder andere Genveränderungen. 

s) Senkungs- und Setzungs-, Dehnungs- oder Schrumpfungsschä-
den, soweit sie nicht Folge eines anderen entschädigungs-
pflichtigen Schadens sind. 

t) an Maschinen, maschinelle Einrichtungen, sonstigen techni-
schen Anlagen, Anlagen und Geräten der Informations-, 
Kommunikations-, Bürotechnik, sonstigen elektronischen Anla-
gen und Geräten durch Bedienungsfehler, Wartung, Montage, 
Reparatur oder Versagen von Mess-, Regel- und Sicherheitsein-
richtungen, Wasser-, Öl- und Schmiermittelmangel, Über-
spannung; 
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u) an beweglichen Sachen im Freien sowie in offenen Gebäuden, 
Gebäuden, die nicht bezugsfertig sind sowie den in diesen Ge-
bäuden befindlichen Sachen durch Witterungseinflüsse. 

§ 3 Versicherte Sachen 
1 Versichert sind die deklarierten Sachen gemäß § 1 (VGV 2022 Pre-
mium-Plus), soweit sie nicht nachstehend ausgeschlossen sind.  

2 Nicht versichert sind  

a) Gewässer, Grund und Boden. 
b) Sachen aus Glas. 
c) Sachen die noch nicht betriebsfertig sind. 
d) Gebäude und Gebäudeteile, die nicht bezugsfertig sind und an 

den in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen Sa-
chen. 

e) Anlagen zur Energiegewinnung und – speicherung. 
f) Software und weiter elektronische Daten.  

§ 4 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen  
1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versiche-
rungsfalles  

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätz-
lich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht 
frei.  
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Straf-
urteil wegen Vorsatzes in der Person des 
Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Her-
beiführung des Schadens als bewiesen.  

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig 
herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in ei-
nem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen.  

2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles  

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Ver-
sicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für 
den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 
täuscht oder zu täuschen versucht.  

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges 
Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder 
Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen.  

§ 5 Selbstbeteiligung  
Der Versicherungsnehmer trägt einen Selbstbehalt in Höhe von 5 % 
je Schadenfall von mindestens 250 EUR. Die Selbstbeteiligung ist je 
Schadenfall auf 2.500 EUR begrenzt. 

§ 6 Kündigung 
Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können jederzeit un-
ter Einhaltung einer Frist von einem Monat den Versicherungsschutz 
in Textform kündigen. 

Kündigt der Versicherer, steht dem Versicherungsnehmer zu, die 
Wohngebäudeversicherung innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt zu kündigen. 

Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass 
seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden Versicherungsjah-
res wirksam wird. 

§ 7 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 
Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages erlischt auch der 
Versicherungsschutz unbenannter Gefahren. 

http://www.manaug.de/


 

Manufaktur Augsburg GmbH www.manaug.de | Stand: März 2022 SEITE 27 

§ 1 Vertragsgrundlage 
§ 2 Gegenstand des Versicherungsschutzes 
§ 3 Versicherungsumfang 
§ 4 Ausschlüsse 
§ 5 Kündigung 
§ 6 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 
___________________________________________________________________________ 

§ 1 Vertragsgrundlage 
Es gelten die vereinbarten Versicherungsbedingungen für Wohnge-
bäude (VGV 2022 Premium-Plus), soweit sich nicht aus den 
folgenden Bestimmungen etwas anderes ergibt. 

§ 2 Gegenstand des Versicherungsschutzes 
Sofern zum Zeitpunkt des Schadenereignisses ein anderer in 
Deutschland zugelassener Versicherer eine Wohngebäude-Versiche-
rung mit weitergehendem Leistungsumfang anbietet, als es im 
vorliegenden Vertrag der Fall ist, so wird dementsprechend die Leis-
tung erweitert.  

Bei dem Tarif des anderen Versicherers muss es sich um einen, beim 
Eintritt des Versicherungsfalles, aktuellen und für jedermann zugäng-
lichen Tarif handeln. Darüber hinaus muss die Voraussetzung erfüllt 
sein, dass der Versicherungsnehmer bei dem anderen Versicherer 
versicherbar gewesen wäre. 

Der Versicherungsnehmer hat die Identität des betreffenden Versi-
cherers sowie den weitergehenden Versicherungsschutz 
nachzuweisen. Der Nachweis ist anhand geeigneter Unterlagen, ins-
besondere der Versicherungsbedingungen zu erbringen. 

Die Marktgarantie gilt ab Beginn des Versicherungsschutzes für die 
Dauer des Vertrages, längstens für 5 Jahre. 

§ 3 Versicherungsumfang 
Die Marktgarantie bezieht sich auf die über den Hauptvertrag versi-
cherten Gefahren gemäß §4 VGV 2022 Premium-Plus mit Ausnahme 
der weiteren Elementargefahren, versicherten Sachen gemäß § 1 
VGV 2022 Premium-Plus sowie versicherten Kosten gemäß § 2 VGV 
2022 Premium-Plus. 

Entschädigungsleistungen, die die diesem Vertrag zugrundeliegen-
den Entschädigungsgrenzen übersteigen, werden bis zur Höhe der 
Entschädigungsgrenzen des anderweitigen Versicherers erweitert.  

Sofern der vorliegende Vertrag tarifliche Selbstbehalte beinhaltet, die 
über dem nachgewiesenen Selbstbehalt des anderen Versicherers 
liegen, erfolgt die Entschädigungsleistung auf Grundlage des Selbst-
behaltes des anderen Versicherers.  

Die Marktgarantie greift nicht für den Fall, dass bei Abschluss des 
Vertrages durch Wahl ein Selbstbehalt vereinbart wurde oder der 
Abschluss oder die Fortführung des Vertrages nur unter Zugrundele-
gung des Selbstbehaltes angeboten wurde. 

§ 4 Ausschlüsse 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen nicht auf 

 Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revo-
lution, Rebellion oder Aufstand; 

 Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 
Substanzen; 

 berufliche und gewerbliche Risiken; 
 Schäden am Leitungswassersystem, das der Entsorgung versi-

cherter Gebäude dient; 
 Glasschäden; 
 Schäden durch weitere Elementargefahren; 
 Schäden durch Sturmflut; 
 Schäden durch Grundwasser; 
 Deckungsumfänge der Unbenannten Gefahren oder der All-Risk-

Versicherung; 
 Deckungsumfänge von Assistanceleistungen; 
 Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit und / oder Arbeitsunfähig-

keit; 
 Schäden durch Vorsatz des Versicherungsnehmers; 
 Versicherungsansprüche welche die Versicherten bei einem ande-

ren Versicherer deshalb gehabt hätten, weil dieser auf sein 
Leistungskürzungs- bzw. Leistungsverweigerungsrecht, welches 
ihm nach dem Versicherungsvertragsgesetz bei Obliegenheitsver-
letzungen durch die Versicherten zusteht, verzichtet; 

 auf Schäden durch Risiken, die der andere Versicherer beitrags-
pflichtig versichert; 

 auf Schäden durch Risiken, die zum vorliegenden Vertrag beitrags-
pflichtig versicherbar gewesen wären; 

 Schäden an Ableitungsrohren durch Muffenversatz und Wur-
zeleinwuchs. 

Risiken, die nach Abschluss dieses Vertrages neu entstehen, sind von 
der Marktgarantie ausgenommen. Für diese gelten ausschließlich die 
im vorliegenden Vertrag getroffenen Bestimmungen zur Vorsorge-
versicherung. 

§ 5 Kündigung 
Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können jederzeit un-
ter Einhaltung einer Frist von einem Monat diese Marktgarantie in 
Textform kündigen. 

Kündigt der Versicherer, steht dem Versicherungsnehmer zu, die 
Wohngebäudeversicherung innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt zu kündigen. 

Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass 
seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden Versicherungsjah-
res wirksam wird. 

§ 6 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 
Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages erlischt auch die 
Marktgarantie.
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§ 1 Vertragsgrundlage 
§ 2 Versicherte Sachen und nicht versicherte Sachen 
§ 3 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden 
§ 4 Versicherungsort 
§ 5 Versicherungssumme/Selbstbehalt 
§ 6 Entschädigung 
§ 7 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung  
§ 8 Wiederherbeigeschaffte Sachen  
§ 9 Verhältnis zu anderen Versicherungsverträgen (Subsidiarität) 
§ 10 Wegfall des versicherten Interesses 
§ 11 Kündigung 
___________________________________________________________________________ 

§ 1 Vertragsgrundlage 
Es gelten die vereinbarten Versicherungsbedingungen für Wohnge-
bäude (VGV 2022 Premium-Plus), soweit sich nicht aus den 
folgenden Bestimmungen etwas anderes ergibt. 

§ 2 Versicherte Sachen 
1 Versicherte Sachen 

Versichert gelten  

1.1 fest mit dem Gebäude verbundene Geräte, sofern diese internet-
fähig sind oder eine Smart Home Funktion haben, 

1.2 sonstige elektrotechnische oder elektronische Anlagen und Ge-
räte, die der Reduzierung des Energieverbrauchs dienen; 

1.3 Heizungsanlagen für die Verbrennung von nachwachsenden 
Rohstoffen (CO2-neutral) und Heizungsanlagen, die den aktuellen 
Abgasnormen für Wohngebäude entsprechen; 

1.4 Solarthermie-/Photovoltaikanlagen, sofern sie sich in oder auf ei-
nem Ein-/Zweifamilienhaus befinden, Geothermieanlagen inkl. 
Erdschleifen und Tiefbohrungen; 

1.5 privat genutzte, fest mit den versicherten Wohngebäuden, Ne-
bengebäuden, Carports, Garagen oder dem 
Versicherungsgrundstück verbundene E-Ladeboxen (Wallboxen); 

1.6 Blockheizkraftwerk, Kraftwärmekopplung; 

1.7 Klima- und Beschattungsanlagen; 

1.8 Schließ-, Einbruchmelde- und Feuermeldeanlagen; 

1.9 elektrische Antriebe von auf dem Versicherungsgrundstück be-
findlichen Garagen-, Hof- und Gartentoren sowie Poolabdeckungen. 

Versicherungsschutz besteht, sobald die unter 1.1. bis 1.9. genann-
ten Sachen betriebsfertig sind und soweit 

 der Versicherungsnehmer die Gefahr für die Anlagen trägt; 
 die Anlagen von einem eingetragenen Fachbetrieb montiert wur-

den oder, bei Selbstmontage, die Anlage von einem eingetragenen 
Fachbetrieb abgenommen wurde; 

 die Anlagen den gesetzlichen Vorgaben für Verbrennungsanlagen 
und dem aktuellen Stand der Technik zum Zeitpunkt der Installa-
tion entsprechen; 

Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung 
und soweit vorgesehen nach beendetem Probebetrieb entweder zur 
Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spätere 

Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unterbricht den Versicherungs-
schutz nicht. Dies gilt auch während einer De- oder Remontage 
sowie während eines Transportes der Sache innerhalb des Versiche-
rungsortes. 

2 Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind 

2.1 Datenträger (Datenspeicher für maschinenlesbare Informatio-
nen) nur versichert, wenn sie vom Benutzer nicht auswechselbar 
sind (z. B. Festplatten jeder Art); 

2.2 Daten (maschinenlesbare Informationen) und Programme nur 
versichert, wenn sie für die Grundfunktion der versicherten Sache 
notwendig sind (System-Programmdaten aus Betriebssystemen oder 
damit gleichzusetzende Daten). 

3 Nicht versichert sind 

3.1 nicht mit dem Gebäude/Grundstück fest verbundene Haustech-
nik wie z. B. Fernseher, Radios, Kühlschränke, Waschmaschinen, 
Mikrowellen, PCs; 

3.2 Windkraftanlagen; 

3.3 Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmit-
tel; 

3.4 Werkzeuge aller Art, z. B. Bohrer, Fräser; 

3.5 sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versicherten 
Sachen erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden müssen, 
z. B. Sicherungen, Lichtquellen, nicht wieder aufladbare Batterien, Fil-
termassen und -einsätze. 

§ 3 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden 
1 Versicherte Gefahren und Schäden 

1.1 Der Versicherer leistet Entschädigung für Sachschäden an versi-
cherten Sachen durch vom Versicherungsnehmer oder dessen 
Repräsentanten nicht rechtzeitig vorhergesehene Ereignisse und bei 
Abhandenkommen versicherter Sachen durch Diebstahl, Raub oder 
Plünderung. 

Entschädigung wird geleistet für Beschädigungen oder Zerstörungen 
(Sachschäden), insbesondere durch 

1.1.1 Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit, Fahrlässigkeit (leichte 
und grobe); 

1.1.2 Überspannung, Induktion, Kurzschluss, Überstrom; 

1.1.3 Brand, Blitzschlag, Explosion sowie Schwelen, Glimmen, Sen-
gen, Glühen oder Implosion (einschließlich der Schäden durch 
Löschen, Niederreißen, Ausräumen oder Abhandenkommen infolge 
eines dieser Ereignisse); 

1.1.4 Wasser, Feuchtigkeit, Überschwemmung; 

1.1.5 Vorsatz Dritter, Sabotage, Vandalismus; 

1.1.6 Hacking; 

1.1.7 höhere Gewalt; 

1.1.8 Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler. 

1.2 Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der ver-
sicherten Sache wird nur geleistet, wenn eine versicherte Gefahr 
nachweislich von außen auf eine Austauscheinheit (im Reparaturfall 
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üblicherweise auszutauschende Einheit) oder auf die versicherte Sa-
che insgesamt eingewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so 
genügt die überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf 
die Einwirkung einer versicherten Gefahr von außen zurückzuführen 
ist. 

Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Ent-
schädigung geleistet. 

1.3 Entschädigung für die Wiederherstellung versicherter Daten und 
Programme (§ 2 Nr. 2.2) wird nur geleistet, wenn der Verlust oder die 
Veränderung der Daten und Programme infolge eines dem Grunde 
nach versicherten Schadens an dem Datenträger eingetreten ist, auf 
dem diese gespeichert waren. 

1.4 Die Entschädigung für Akkumulatoren/Batteriespeicher wird ab 
einem Gerätealter von einem Jahr um monatlich 1 % gekürzt. Sons-
tige Material-, Fahrt- und Montagekosten werden gemäß § 6 ersetzt. 

2 Nicht versicherte Gefahren und Schäden Der Versicherer leistet 
ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für 
Schäden 

2.1 durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen Reprä-
sentanten; 

2.2 durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzei-
tige Abnutzung oder Alterung; für Folgeschäden an weiteren 
Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung geleistet. Nr. 2 bleibt 
unberührt; 

2.3 die durch Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Erdbeben, 
Vulkanausbruch oder Kernenergie entstehen. 

2.4 für die ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), Werkun-
ternehmer oder aus Reparaturauftrag einzutreten hat. Bestreitet der 
Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer zunächst Ent-
schädigung. Ergibt sich nach Zahlung der Entschädigung, dass ein 
Dritter für den Schaden einzutreten hat und bestreitet der Dritte 
dies, so behält der Versicherungsnehmer zunächst die bereits ge-
zahlte Entschädigung. § 86 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) - 
Übergang von Ersatzansprüchen - gilt für diese Fälle nicht. Der Versi-
cherungsnehmer hat seinen Anspruch auf Kosten und nach den 
Weisungen des Versicherers außergerichtlich und erforderlichenfalls 
gerichtlich geltend zu machen. Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, 
wenn der Versicherungsnehmer einer Weisung des Versicherers 
nicht folgt oder soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer Scha-
densersatz leistet. 

§ 4 Versicherungsort 
Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes. 
Versicherungsort ist das im Versicherungsvertrag bezeichnete 
Grundstück. 

§ 5 Versicherungssumme/Selbstbehalt 
Die unter § 2 genannten bzw. versicherten Sachen/Geräte sind bis zu 
einer Entschädigungsgrenze von max. 50.000 EUR auf Erstes Risiko 
zum Neuwert versichert. Der Selbstbehalt beträgt 150 EUR je Versi-
cherungsfall. 

§ 6 Entschädigung 
1 Der Versicherer leistet Entschädigung nach seiner Wahl entweder 
durch Naturalersatz (Nr. 2) oder durch Geldersatz (Nr. 3 und 4). 

Lehnt der Versicherungsnehmer Entschädigung durch Naturalersatz 
(Nr. 2) ab, so leistet der Versicherer Geldersatz (Nr. 3 und 4) zum 
Neuwert. 

2 Naturalersatz bedeutet 

2.1 bei beschädigten Sachen deren Wiederherstellung im Auftrag 
des Versicherers; 

2.2 bei zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen (§ 3 Nr. 1) 
die Wiederbeschaffung neuer Sachen gleicher Art und Güte durch 
den Versicherer. Ausgewechselte Teile oder Sachen (Altmaterial) ge-
hen in das Eigentum des Versicherers über. 

3 Geldersatz bedeutet 

3.1 im Falle eines Teilschadens die Zahlung der für die Wiederher-
stellung der beschädigten Sache am Schadentag notwendigen 
Kosten; 

3.2 im Falle eines Totalschadens die Zahlung des Betrages gemäß § 
5. Der Wert des Altmaterials (Teilschaden) bzw. der Reste (Totalscha-
den) wird angerechnet. 

4 Abweichend von Nr. 3 ist die Entschädigungsleistung durch Gelder-
satz auf den Zeitwert begrenzt, wenn  

4.1 die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaffung (To-
talschaden) unterbleibt oder 

4.2 für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatzteile 
nicht mehr zu beziehen sind. 

5 Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Kosten zur Wiederherstellung 
des früheren betriebsfähigen Zustands der versicherten Sache (zu-
züglich des Wertes des Altmaterials) niedriger sind als der jeweilige 
Neuwert der versicherten Sache. Andernfalls liegt ein Totalschaden 
vor. 

6 Der Zeitwert ist der Neuwert (= Wiederbeschaffungspreis im Neu-
zustand am Schadentag) unter Berücksichtigung eines Abzugs 
entsprechend dem technischen Zustand der Sache unmittelbar vor 
Eintritt des Versicherungsfalls, insbesondere für Alter und Abnut-
zung. 

7 Ersetzt werden auch notwendige zusätzliche Kosten für 

7.1 Teile gemäß § 2, jedoch unter Abzug einer Wertverbesserung 
und nur, wenn diese zur Wiederherstellung der Sache beschädigt o-
der zerstört und deshalb erneuert werden müssen; 

7.2 Eil- und Expressfracht; 

7.3 Überstunden sowie Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeiten. 

8 Weiterhin werden auch notwendige 

8.1 Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten (so-
weit diese Kosten nicht Wiederherstellungskosten sind); 

8.2 Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich; 

8.3 Bewegungs- und Schutzkosten; 

8.4 Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten; 

8.5 Kosten für Gerüstgestellung, Bergungsarbeiten oder Bereitstel-
lung eines Provisoriums; 

8.6 Kosten für Luftfracht; 
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8.7 Reparaturaufwendungen an dem Dach infolge eines ersatzpflich-
tigen Sachschadens an der darauf befindlichen Solar- 
/Photovoltaikanlage; 

8.8 Mehrkosten für die Beschaffung von zusätzlicher Energie auf-
grund eines ersatzpflichtigen Sachschadens für die Dauer von bis zu 
max. 6 Monaten nach Schadeneintritt (Haftzeit) bis zu einer Summe 
von jeweils 5.000 EUR ersetzt. 

9 Nach einem Versicherungsfall ist für die Photovoltaikanlage das Ri-
siko der Betriebsunterbrechung (Ertragsausfall) mitversichert. 

Die Entschädigungsleistung wird aus der schadenbedingt ausgefalle-
nen Leistung der installierten Photovoltaikanlage mit bis zu 2,50 EUR 
pro kW und Tag berechnet. Sie ist insgesamt begrenzt auf die, mit 
der vom Schaden betroffenen Anlage bzw. Teilanlage, im Ausfallzeit-
raum maximal erzielbare Vergütung aus der Stromeinspeisung. 

Die Haftzeit des Versicherers beträgt 6 Monate. 

Jeder Unterbrechungsschaden ist dem Versicherer unverzüglich 
nach Eintritt anzuzeigen. Ansonsten beginnt die Berechnung des Er-
tragsausfalls frühestens mit dem Eingang der Anzeige beim 
Versicherer. 

10 Für versicherte Daten und Programme (§ 2 Nr. 2.2) leistet der Ver-
sicherer Entschädigung in Höhe der notwendigen Kosten für deren 
Wiederbeschaffung bzw. Wiederherstellung; Nrn. 1 bis 8 und 11 blei-
ben unberührt. 

11 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

11.1 Kosten, die auch dann entstanden wären, wenn der Schaden 
nicht eingetreten wäre (z. B. für Wartung); 

11.2 zusätzliche Kosten, die dadurch entstehen, dass anlässlich eines 
Versicherungsfalls Änderungen oder Verbesserungen vorgenommen 
werden; 

11.3 Kosten, die nach Art oder Höhe in der Versicherungssumme 
nicht enthalten sind; 

11.4 Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige Wiederher-
stellung; 

11.5 Vermögensschäden, insbesondere nicht für Vertragsstrafen, 
Schadensersatzleistungen an Dritte und Nutzungsausfall versicherter 
Sachen. 

§ 7 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
1 Fälligkeit der Entschädigung 

1.1 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versi-
cherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen 
sind. Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung 
des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

1.2 Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschä-
digung wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer gegenüber 
dem Versicherer den Nachweis geführt hat, dass er die Wiederher-
stellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat. 

2 Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils 

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Versicherer 
nach 1.2 geleisteten Entschädigung verpflichtet, wenn die Sache in-
folge eines Verschuldens des Versicherungsnehmers nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft 
worden ist. 

3 Verzinsung  

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund 
eine weitergehende Zinspflicht besteht: 

3.1 die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines Monats 
nach Meldung des Schadens geleistet wird - ab Fälligkeit zu verzin-
sen; 

3.2 der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädi-
gung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem der 
Versicherungsnehmer die Sicherstellung der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung versicherter Sachen gegenüber dem Versicherer 
nachgewiesen hat; 

3.3 der Zinssatz beträgt 4 Prozent; 

3.4 die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 

4 Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 3.1 und 3.2 ist der Zeit-
raum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des 
Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht 
gezahlt werden kann. 

5 Aufschiebung der Zahlung 

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange  

5.1 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsneh-
mers bestehen; 

5.2 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den 
Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass die-
ses Versicherungsfalls noch läuft. 

6 Abtretung des Entschädigungsanspruches 

Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur mit Zustimmung 
des Versicherers abgetreten werden. Die Zustimmung muss erteilt 
werden, wenn der Versicherungsnehmer sie aus wichtigem Grund 
verlangt. 

§ 8 Wiederherbeigeschaffte Sachen 
1 Wird der Verbleib abhandengekommener Sachen (§ 3 Nr. 1) ermit-
telt, so hat der Versicherungsnehmer dies nach Kenntniserlangung 
dem Versicherer unverzüglich in Textform anzuzeigen. 

2 Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekom-
menen Sache (§ 3 Nr. 1) zurückerlangt, nachdem für diese Sache 
eine Entschädigung gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsneh-
mer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache dem 
Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat 
dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszuüben; nach frucht-
losem Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer 
über. 

http://www.manaug.de/


 

Manufaktur Augsburg GmbH www.manaug.de | Stand: März 2022 SEITE 31 

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der 
Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu 
verschaffen. 

§ 9 Verhältnis zu anderen Versicherungsverträgen (Subsidiari-
tät) 
Eine Entschädigung wird nicht geleistet, soweit für den Schaden eine 
Leistung aus einem anderen Versicherungsvertrag des Versiche-
rungsnehmers oder eines Dritten beansprucht werden kann. 

§ 10 Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer 
vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt. 

§ 11 Kündigung 
Der Versicherer kann den Baustein Wohngebäude Smart Home un-
ter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ablauf der zunächst 
vereinbarten Vertragsdauer und zum Ende der dann laufenden Ver-
sicherungsperiode in Textform kündigen. 

Macht der Versicherer von seinem Kündigungsrecht Gebrauch, so 
kann der Versicherungsnehmer den Wohngebäudeversicherungsver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklärung des 
Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen.
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§ 1 Vertragsgrundlage  
§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
§ 3 Überschwemmung des Versicherungsgrundstücks 
§ 4 Rückstau 
§ 5 Erdbeben 
§ 6 Erdfall 
§ 7 Erdrutsch 
§ 8 Schneedruck 
§ 9 Lawinen 
§ 10 Vulkanausbruch 
§ 11 Nicht versicherte Sachen 
§ 12 Selbstbehalt 
§ 13 Wartezeit 
___________________________________________________________________________ 

§ 1 Vertragsgrundlage 
Es gelten die vereinbarten Versicherungsbedingungen für Wohnge-
bäude (VGV 2022 Premium-Plus), soweit sich nicht aus den 
folgenden Bestimmungen etwas anderes ergibt. 

§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
1 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die 
durch 

1.1 Überschwemmung des Versicherungsgrundstücks (§ 3) 

1.2 Rückstau (§ 4) 

1.3 Erdbeben (§ 5) 

1.4 Erdfall (§ 6) 

1.5 Erdrutsch (§ 7) 

1.6 Schneedruck (§ 8) 

1.7 Lawinen (§ 9) 

1.8 Vulkanausbruch (§ 10) 

zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Ereignis-
ses abhandenkommen. 

2 Entschädigt werden auch die infolge eines Versicherungsfalles an-
gefallenen und nachgewiesenen Kosten gemäß § 2 VGV. 

Sofern Mietausfall gemäß den vereinbarten VWG mitversichert ist, 
werden auch hierzu die angefallenen und nachgewiesenen Kosten 
infolge eines Versicherungsfalls entschädigt. 

§ 3 Überschwemmung des Versicherungsgrundstücks 
1 Überschwemmung ist eine Überflutung des Grund und Bodens, 
auf dem das versicherte Gebäude liegt (Versicherungsgrundstücks) 
durch 

1.1 Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Ge-
wässern; 

1.2 Witterungsniederschläge; 

1.3 Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche infolge von 1.1 o-
der 1.2. 

2 Schäden durch Sturmflut sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen nicht versichert. 

 
 

§ 4 Rückstau 
Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberirdi-
schen (stehenden oder fließenden) Gewässern oder durch 
Witterungsniederschläge bestimmungswidrig aus dem Rohrsystem 
des Gebäudes, das als Versicherungsort bezeichnet ist, oder dessen 
zugehörigen Einrichtungen, austritt. 

§ 5 Erdbeben 
1 Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die 
durch geophysikalische Vorgänge im Erdinnern ausgelöst wird. 

2 Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass 

2.1 die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in der Umge-
bung des Versicherungsgrundstückes Schäden an Gebäuden in 
einwandfreiem Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen ande-
ren Sachen angerichtet hat oder 

2.2 der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes der versicher-
ten Sache, nur durch ein Erdbeben entstanden sein kann. 

§ 6 Erdfall 
Erdfall ist ein naturbedingter Einsturz des Erdbodens über natürli-
chen Hohlräumen. 

§ 7 Erdrutsch 
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abgleiten oder Abstürzen von Ge-
steins- oder Erdmassen. 

§ 8 Schneedruck 
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von ruhenden Schnee- o-
der Eismassen.  

Schäden durch Ablösen oder Abrutschen von Schnee- oder Eismas-
sen (Dachabgänge) sind nicht versichert. 

§ 9 Lawinen 
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- oder Eismas-
sen.  

§ 10 Vulkanausbruch 
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen 
der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, Asche-Eruptionen oder 
dem Ausströmen von sonstigen Materialien und Gasen. 

§ 11 Nicht versicherte Sachen 
Nicht versichert sind Schäden an versicherten Gebäuden, solange 
diese noch nicht bezugsfertig oder wegen Umbauarbeiten für ihren 
Zweck nicht benutzbar sind. 

§ 12 Selbstbehalt 
Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag 
einschließlich Aufwendungsersatz gemäß § 83 VVG wird je Versiche-
rungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 

§ 13 Wartezeit 
Der Versicherungsschutz für die Versicherung weiterer Elementar-
schäden in der Wohngebäudeversicherung beginnt frühestens 14 
Tage nach Antragstellung.
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§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden 
§ 2 Versicherte Sachen 
§ 3 Versicherte Kosten 
§ 4 Versicherungsort; Wohnungswechsel 
§ 5 Beitrag; Beginn und Ende der Haftung 
§ 6 Anpassung der Versicherung 
§ 7 Naturalersatz; Entschädigung; Unterversicherung; Garantien 
§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall 
§ 9 Wegfall der Entschädigungspflicht 
§ 10 Reparaturauftrag; Zahlung der Entschädigung 
§ 11 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall 
§ 12 Anpassung von Versicherungsbedingungen 
§ 13 Anzeigen; Willenserklärungen 
§ 14 Vollmachten 
§ 15 Wechsel des Versicherers 
§ 16 Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände  
§ 17 Schlussbestimmung 
___________________________________________________________________________ 

§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden 
1 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die 
durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden.  

Die Leistung erfolgt in Naturalersatz, sofern sich aus § 7 Nr. 2 nichts 
anderes ergibt. 

2 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf  

2.1 Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B. Schrammen, 
Muschelausbrüche); 

2.2 Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrscheiben-Iso-
lierverglasungen; 

2.3 Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Ab-
sturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung, ferner 
nicht auf Schäden durch Löschen, Niederreißen oder Ausräumen bei 
diesen Ereignissen. 

3 Die Versicherung erstreckt sich außerdem nicht auf Schäden an 
versicherten Sachen und nicht auf versicherte Kosten, die durch 
Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Erdbeben oder Kern-
energie verursacht werden. 

§ 2 Versicherte Sachen 
1 Gebäude- und Mobiliarverglasungen 

1.1 Gebäudeverglasungen sind fertig eingesetzte oder montierte 
Scheiben oder Platten aus Glas oder Kunststoff von Fenstern, Türen, 
Balkonen, Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden, Loggien, 
Wetterschutzvorbauten, Dächern, Brüstungen, Sonnenkollektoren, 
Photovoltaikanlagen und Lichtkuppeln; Spiegel, die an Türen und di-
rekt an dem Gebäude befestigt sind; Glasbausteine, Profilbaugläser 
und Bauelemente, die fest mit dem Gebäude verbunden sind.  

Gebäudeverglasungen sind nur an ihrem bestimmungsgemäßen 
Platz versichert. 

1.2 Mobiliarverglasungen sind Scheiben oder Platten aus Glas oder 
Kunststoff von Aquarien, Bildern, Schränken, Terrarien, Vitrinen, 
Stand-, Wand- und Schrankspiegeln; Glasscheiben und Sichtfenster 
von Öfen, Elektro- und Gasgeräten. 

2 Aufgeklebte oder innenliegende Sprossen der Gebäudeverglasung, 
sofern ein Versicherungsfall an der Verglasung selbst vorliegt. 

3 Duschkabinen (inklusive Rahmen). 

4 Glaskeramikkochflächen (inklusive der Elektronik). 

5 Nicht aus Glas bestehende Teile von Blei-, Messing-, Elektrolyt-, 
Elektrochrome- oder Eloxalverglasungen oder von transparentem 
Glasmosaik. 

Voraussetzung ist, dass gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden 
durch Zerbrechen (§ 1 Nr. 1) an der zugehörigen Scheibe vorliegt 
und entweder beide Schäden auf derselben Ursache beruhen oder 
der Schaden an der Scheibe den anderen Schaden verursacht hat. 
Die Rahmen der Verglasungen sind nicht Gegenstand der Versiche-
rung. 

6 Künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -spiegel und -platten. Die 
Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versicherungsfall begrenzt. 

7 Abdeckungen von Schwimmbecken in Form von Scheiben oder 
Platten aus Glas oder Kunststoff (inklusive Rahmen), soweit sich der 
Versicherungsnehmer hiergegen nicht gesondert versichern kann. 
Eine Entschädigung aus anderen Versicherungen geht dieser De-
ckung vor (Subsidiärdeckung). 

8 Nicht versichert sind Verglasungen von elektronischen Geräten, z. 
B. Displays von Smartphones, Laptops oder Pads oder Scheiben von 
Fernsehgeräten, Bildschirmen u. ä. Außerdem Sachen, die bereits bei 
Antragstellung beschädigt sind, sowie Beleuchtungskörper. 

§ 3 Versicherte Kosten 
1 Der Versicherer ersetzt 

1.1 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer 
zur Abwendung oder Minderung des Schadens (§ 8 Nr. 2) für gebo-
ten halten durfte; 

1.2 Aufwendungen für das vorläufige Verschließen von Öffnungen 
(Notverschalungen, Notverglasungen); 

1.3 Aufwendungen für das Abfahren von Glas- und sonstigen Resten 
zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern oder Vernich-
ten (Entsorgungskosten). 

2 Versichert sind auf Erstes Risiko Sonderkosten für  

2.1 Gerüste, Kräne und Beseitigung von Hindernissen, die infolge ei-
nes Versicherungsfalls notwendig sind; 

2.2 die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Verzierungen, 
Lichtfilterlacken und Folien auf den versicherten Sachen; 

2.3 das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die das Einset-
zen von Ersatzscheiben behindern; 

2.4 die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Beschlägen, 
Mauerwerk, Schutz und Alarmeinrichtungen. 

Die Entschädigung für 2.1 bis 2.4 ist auf 2.500 EUR je Versicherungs-
fall begrenzt. 

§ 4 Versicherungsort; Wohnungswechsel 
1 Versicherungsort 

1.1 Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsor-
tes. 

10 
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1.2 Versicherungsort sind 

1.2.1 die im Versicherungsvertrag bezeichneten und durch den Ver-
sicherungsnehmer ständig bewohnten Wohngebäude oder Räume 
von Wohngebäuden innerhalb der Bundesrepublik Deutschland; 

1.2.2 ein weiteres Ein-/Zweifamilienhaus (auch Ferienhaus) und/oder 
eine weitere Wohnung im Mehrfamilienhaus (auch Ferienwohnung) 
im In- oder Ausland. 

Versicherungsschutz besteht nur, wenn der Versicherungsnehmer 
Eigentümer dieses Hauses/dieser Wohnung ist und anderweitige 
Versicherungen nicht in Anspruch genommen werden können. 

1.3 Zum Versicherungsort gehören zusätzlich die auf dem jeweiligen 
Versicherungsgrundstück befindlichen Nebengebäude bis 60 qm 
Grundfläche, sowie Gewächshäuser, Garagen und Carports, sofern 
sie ausschließlich privat genutzt werden. 

1.4 Vertragsgrundlage ist die Wohnfläche des Versicherungsortes ge-
mäß Nr. 1.2.1 in Quadratmetern. Die Angabe kann dem Mietvertrag, 
dem Kaufvertrag oder den aktuellen Bauunterlagen entnommen 
werden, wenn diese mit dem aktuellen Bauzustand übereinstimmen. 

1.5 Nicht zum Versicherungsort gehören gemeinschaftlich genutzte 
Räume eines Mehrfamilienhauses, z. B. Treppenhäuser, Abstell-
räume und Waschküchen. 

2 Wohnungswechsel 

2.1 Im Falle eines Wechsels der in Nr. 1.2.1 genannten Wohnung des 
Versicherungsnehmers geht der Versicherungsschutz auf die neue 
Wohnung über. Während des Wohnungswechsels besteht Versiche-
rungsschutz in beiden Wohnungen. Der Versicherungsschutz in der 
bisherigen Wohnung erlischt jedoch spätestens 2 Monate nach Um-
zugsbeginn. 

2.2 Der Versicherungsnehmer hat den Wohnungswechsel nach Be-
endigung des Umzugs dem Versicherer unverzüglich in Textform 
anzuzeigen. Die neue Wohnfläche ist in Quadratmetern anzugeben. 

2.3 Der Beitrag wird gegebenenfalls ab Beginn des Umzugs dem 
neuen Versicherungsumfang angepasst. 

§ 5 Beitrag; Beginn und Ende der Haftung 
1 Fälligkeit von Beitrag und Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung  

Die Beiträge sind auf jährlicher Grundlage bemessen. Die Versiche-
rungsperiode (§ 12 VVG) beträgt daher stets ein Jahr. Die Beiträge 
sind entsprechend der Versicherungsperiode als Jahresbeitrag zu 
entrichten, alternativ kann jedoch ein anderer Zahlungsrhythmus 
(monatlich, viertel- oder halbjährlich) vereinbart werden. Für den un-
terjährig entrichteten Jahresbeitrag wird ein entsprechender 
Zuschlag erhoben. 

Der Beitragszeitraum richtet sich nach dem vereinbarten Zahlungs-
rhythmus.  

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die 
der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten 
Höhe zu entrichten hat. 

1.1 Erstbeitrag 

Der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) ist unverzüglich 
nach Abschluss des Versicherungsvertrages zu zahlen, jedoch nicht 

vor dem mit dem Versicherungsnehmer vereinbarten, im Versiche-
rungsschein angegebenen Beginn der Versicherung. Zahlt der 
Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 be-
stimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem 
die Zahlung bewirkt ist. 

1.2 Folgebeitrag 

Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am 
Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.  

1.3 Rechtzeitigkeit der Zahlung im Lastschriftverfahren  

Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezo-
gen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten 
Einziehung nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsneh-
mers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch 
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach 

einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versiche-
rers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-
rungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder hat 
der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass 
der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer be-
rechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Bei-
trages erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist. 

2 Haftung 

2.1 Die Haftung des Versicherers beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, und zwar auch dann, wenn zur 
Beitragszahlung erst später aufgefordert, der Beitrag (Einlösungsbei-
trag) aber ohne Verzug gezahlt wird. Ist dem Versicherungsnehmer 
bei Antragstellung bekannt, dass ein Versicherungsfall bereits einge-
treten ist, so entfällt dafür die Haftung. 

2.2 Abweichend von dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt beginnt der Versicherungsschutz bereits um 00:00 Uhr, wenn 

 für das zu versichernde Risiko vor Beginn dieses Vertrages gleich-
artiger Versicherungsschutz bei einem anderen 
Versicherungsunternehmen (Vorversicherer) bestanden hat und 

 der Versicherungsvertrag des Vorversicherers um 24:00 Uhr des 
Tages endet, der vor dem im Versicherungsschein angegebenen 
Vertragsbeginn liegt. 

3 Dauer und Ende des Vertrages 

3.1 Der Vertrag ist zunächst für die im Versicherungsschein angege-
bene Zeit abgeschlossen. 

3.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um eine weitere Versicherungsperiode, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor Ablauf eine Kündi-
gung in Textform zugegangen ist.  

Nach Ablauf kann der Vertrag unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Ende der dann laufenden Versicherungsperiode in 
Textform gekündigt werden. 
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3.3 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Ver-
trag schon zum Ablauf des dritten Jahres unter Einhaltung einer Frist 
von drei Monaten in Textform gekündigt werden; maßgeblich für die 
Einhaltung der Frist ist der Zugang der Kündigung beim Vertrags-
partner. 

4 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Ver-
trag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt. 

5 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf 

Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklä-
rung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Versicherer 
nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des 
Beitrages zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der 
Belehrung über das Widerrufsrecht auf die Rechtsfolgen des Wider-
rufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der 
Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungs-
schutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zu-
sätzlich den für das erste Jahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versiche-
rungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

6 Das Versicherungsverhältnis endet zwei Monate nach dem Tod des 
Versicherungsnehmers, wenn nicht spätestens zu dieser Zeit ein 
Erbe die versicherte Wohnung in derselben Weise wie der frühere 
Versicherungsnehmer nutzt. 

§ 6 Anpassung der Versicherung 
1 Die Haftung des Versicherers passt sich der Preisentwicklung für 
Verglasungsarbeiten an; entsprechend verändert sich der Beitrag. 

2 Der Beitrag erhöht oder vermindert sich mit Beginn eines jeden 
Versicherungsjahres entsprechend dem Prozentsatz, um den sich 
die vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Preisindizes für 
Verglasungsarbeiten verändert haben. 

Für Wohnungen, Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude gilt das Mit-
tel aus den Indizes für Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude.  

Der Veränderungsprozentsatz wird zum 1. Januar eines jeden Jahres 
ermittelt und auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet. Maßge-
bend sind die für den Monat Mai veröffentlichten Indizes. 

3 Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die Erhö-
hung der Haftung des Versicherers und der damit verbundenen 
Anpassung des Beitrages kann der Versicherungsnehmer durch Er-
klärung in Textform zum Anpassungszeitpunkt kündigen. 

Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. Die Mitteilung 
des Versicherers, in der der Versicherungsnehmer auf sein Kündi-
gungsrecht hinzuweisen ist, muss diesem mindestens 1 Monat vor 
Wirksamwerden der Anpassung des Beitrages zugehen. 

4 Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, den Beitrag für be-
stehende Versicherungsverträge zu überprüfen und - wenn die 
Entwicklung der Schadenaufwendungen es erforderlich macht - an 
diese Entwicklung anzupassen. 

Die durch gesetzlich vorgeschriebene Veränderung des betriebsnot-
wendigen Sicherheitskapitals entstehenden Kapitalkosten dürfen mit 

einberechnet werden. Veränderungen des Gewinnansatzes und der 
Provisionssätze bleiben bei der Anpassung außer Betracht. 

Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitrag mindestens 
alle fünf Jahre - gerechnet ab 01.07.2018 - neu kalkuliert. 

Die Neukalkulation berücksichtigt auf der Basis der bisherigen Scha-
denentwicklung insbesondere die voraussichtliche künftige 
Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensübergreifende Da-
ten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass eine 
ausreichende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur Ver-
fügung steht. 

4.1 Bei einer Abweichung ist der Versicherer zu Beginn jeder Versi-
cherungsperiode, zu der er ein ordentliches Kündigungsrecht hat, 
berechtigt, die für bestehende Verträge geltenden Beiträge, auch so-
weit diese für erweiterten Versicherungsschutz vereinbart sind, für 
die einzelnen Bestandsgruppen anzupassen, wenn 

4.1.1 die Abweichung auf Veränderungen der unternehmensbezoge-
nen Beitragsfaktoren beruht, die sich durch die Nachkalkulation 
ergeben haben und weder vorhersehbar noch beeinflussbar waren 
und 

4.1.2 die Abweichung mindestens 3 Prozent beträgt.  

Der neue Beitrag ist unter Beachtung der anerkannten Grundsätze 
der Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik den neu er-
mittelten Werten angemessen anzupassen und darf nicht höher sein 
als die Beiträge des Tarifs für neu abzuschließende Verträge mit glei-
chen Tarifmerkmalen und gleichem Deckungsumfang. 

Ist der Beitragssatz nach der festgestellten Abweichung zu senken, 
so ist der Versicherer dazu verpflichtet. 

4.2 Der neue Beitrag wird mit Beginn der nächsten Versicherungspe-
riode wirksam. Für eine Beitragserhöhung gilt dies aber nur, wenn 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Beitragserhöhung 
unter Hinweis auf den Unterschied zwischen altem und neuem Bei-
trag einen Monat vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitgeteilt 
und ihn in Textform über sein Recht nach 4.4 belehrt hat. 

4.3 Sieht der Versicherer von einer Beitragserhöhung ab oder führt 
sie nur zum Teil durch, kann die festgestellte Abweichung bei der 
nächsten Anpassung berücksichtigt werden. 

4.4 Bei Erhöhung der Beiträge kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung in Textform kün-
digen. Anderenfalls wird der Vertrag zu dem geänderten Beitrag 
fortgeführt. 

§ 7 Naturalersatz; Entschädigung; Unterversicherung; Garan-
tien 
1 Naturalersatz 

Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine Sachleistung. 
Sachleistung bedeutet, dass auf Veranlassung und Rechnung des 
Versicherers die zerstörten oder beschädigten Sachen entsorgt und 
in gleicher Art und Güte (Naturalersatz) an den Schadenort geliefert 
und eingesetzt werden. 

2 Abweichende Entschädigungsleistung 

http://www.manaug.de/


 

Manufaktur Augsburg GmbH www.manaug.de | Stand: März 2022 SEITE 36 

2.1 Im Einvernehmen mit dem Versicherungsnehmer ersetzt der Ver-
sicherer den Geldbetrag, welcher dem unter Nr. 1 beschriebenen 
Leistungsumfang entspricht. 

2.2 Der Versicherer kann in Geld leisten, sofern eine Ersatzbeschaf-
fung zu den ortsüblichen Wiederherstellungskosten nicht möglich ist. 

2.3 Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungs-
nehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist; das Gleiche gilt, soweit 
der Versicherungsnehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt 
hat. 

3 Unterversicherung 

Wurden bei Antragstellung unrichtige Angaben gemacht oder wur-
den spätere Änderungen nicht angezeigt, durch die ein zu niedriger 
Beitrag erhoben wurde, so wird der Entschädigungsbetrag in dem 
Verhältnis der angegebenen Wohnfläche zur tatsächlichen Wohnflä-
che nach folgender Berechnungsformel gekürzt: 

Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der versicherten 
Wohnfläche, dividiert durch die tatsächliche Wohnfläche. 

4 Zum Naturalersatz gehören nicht Kosten, um die sich das Liefern 
und Montieren von versicherten Sachen durch deren Lage verteuert 
(§ 3 Nr. 2). 

5 Ersetzt werden gemäß § 3 die notwendigen Kosten zur Zeit des 
Eintritts des Versicherungsfalls. Bei Kosten gemäß § 3 Nr. 2  ist die 
Entschädigung auf 2.500 EUR je Versicherungsfall begrenzt. 

6 Für die Berechnung der Entschädigung versicherter Kosten gemäß 
§ 3 gelten Nr. 2.3 und Nr. 3 entsprechend.  

7 GDV-Garantie 

Der Versicherer garantiert, dass die Leistungsinhalte dieses Vertra-
ges ausschließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers von 
denen, die der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-
schaft (GDV) für die Glasversicherung (AGlB 2016, Stand 13.11.2017) 
empfiehlt, abweichen. 

8 Innovations-Garantie 

Der Versicherer garantiert dem Versicherungsnehmer, dass künftig 
verbesserte Inhalte dieser Versicherungsbedingungen auch für die-
sen Vertrag gelten, soweit sie ausschließlich zum Vorteil des 
Versicherungsnehmers abweichen.  

Voraussetzung ist hierbei, dass diese Leistungserweiterungen ohne 
Mehrbeitrag bei künftigen Versicherungsverträgen des gleichen Pro-
dukts mitversichert sind. 

9 Vorversicherer-Garantie 

Waren im direkten Vorvertrag eines anderen Versicherers für die 
gleichen versicherten Gefahren bessere Leistungen vereinbart, sind 
diese auf Basis der Vertragsgrundlagen des Vorversicherers mitversi-
chert. Der Versicherungsnehmer muss sich im Schadenfall darauf 
berufen und die Unterlagen zur Verfügung stellen. 

Diese Vereinbarung gilt für die Dauer des Vertrages, nicht während 
der Zeit einer Differenzdeckung, längstens für fünf Jahre. Von dieser 
Vereinbarung ausdrücklich ausgenommen sind 

 Vorsatz, 
 berufliche und gewerbliche Risiken, 

 Assistance- und sonstige versicherungsfremde Dienstleistungen, 
 Einschlüsse und/oder Leistungserweiterungen nach dem Prinzip 

der unbenannten Gefahren oder der Allgefahrendeckung. 

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versiche-
rungsfall 
Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt eines Versicherungsfalls 

1 den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen; 

2 den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern und 
dabei die Weisungen des Versicherers zu befolgen; er hat, soweit die 
Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuholen; 

3 dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des Zumutba-
ren jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens und 
über den Umfang seiner Entschädigungspflicht zu gestatten, jede 
hierzu dienliche Auskunft - auf Verlangen in Textform - zu erteilen 
und die erforderlichen Belege beizubringen; 

4 Veränderungen der Schadenstelle möglichst zu vermeiden, solange 
der Versicherer nicht zugestimmt hat. 

§ 9 Wegfall der Entschädigungspflicht 
1 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich herbei, 
so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei. 

2 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig her-
bei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechen-
den Verhältnis zu kürzen. Der Versicherer verzichtet bei grob 
fahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalls durch den Versi-
cherungsnehmer auf den Einwand der groben Fahrlässigkeit. 

3 Versucht der Versicherungsnehmer, den Versicherer arglistig über 
Tatsachen zu täuschen, die für den Grund oder für die Höhe der Ent-
schädigung von Bedeutung sind, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei. Dies gilt auch, wenn die arglistige Täu-
schung sich auf einen anderen zwischen den Parteien über dieselbe 
Gefahr abgeschlossenen Versicherungsvertrag bezieht. 

Ist eine Täuschung gemäß Abs. 1 durch rechtskräftiges Strafurteil we-
gen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die 
Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen. 

4 Die Bestimmung des § 15 VVG bleibt unberührt. 

§ 10 Reparaturauftrag; Zahlung der Entschädigung 
1 Bei Naturalersatz (§ 7 Nr. 1) ist der Reparaturauftrag unverzüglich 
zu erteilen. 

Für zerbrochene Fenster- und Türverglasungen der vereinbarten Art 
und Größe darf der Versicherungsnehmer den Reparaturauftrag im 
Namen des Versicherers an einen Verglasungsbetrieb vergeben. 

Dabei muss er den Versicherer nennen, in dessen Namen er den 
Auftrag erteilt. § 9 bleibt hiervon unberührt. 

2 Ist die Entschädigung in Geld zu leisten (§ 7 Nr. 2), gilt:  

2.1 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versi-
cherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen 
sind. Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung 
des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 
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2.2 Die Entschädigung ist, soweit sie nicht innerhalb eines Monats 
nach Meldung des Schadens geleistet wird, seit Anzeige des Scha-
dens zu verzinsen. Der Zinssatz beträgt 4 %, soweit nicht aus 
anderen Gründen ein höherer Zins zu entrichten ist. 

2.3 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, 

2.3.1 solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-
rungsnehmers bestehen; 

2.3.2 solange gegen den Versicherungsnehmer aus Anlass des Versi-
cherungsfalls ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren aus 
Gründen eingeleitet worden ist, die auch für den Entschädigungsan-
spruch rechtserheblich sind, bis zum rechtskräftigen Abschluss 
dieses Verfahrens. 

3 Der Lauf der Fristen gemäß Nr. 1 und Nr. 2.1 und 2.2 ist gehemmt, 
solange infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers der Repa-
raturauftrag nicht erteilt bzw. die Entschädigung nicht ermittelt oder 
nicht gezahlt werden kann. 

§ 11 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall 
1 Für die in gleicher Art und Güte ersetzten Sachen besteht der Ver-
sicherungsvertrag unverändert fort. Werden Sachen nicht in gleicher 
Art und Güte ersetzt, besteht Versicherungsschutz nur, sofern dies 
vereinbart ist. 

2 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls können sowohl der Ver-
sicherungsnehmer als auch der Versicherer den 
Versicherungsvertrag kündigen. 

3 Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss spätestens ei-
nen Monat nach Auszahlung der Entschädigung zugehen. 

4 Das Kündigungsrecht besteht auch, wenn die Entschädigung aus 
Gründen abgelehnt wird, die den Eintritt des Versicherungsfalls un-
berührt lassen. 

5 Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann bestimmen, dass seine Kündigung sofort 
oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam wird, jedoch spätestens 
zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres. 

§ 12 Anpassung von Versicherungsbedingungen 
1 Der Versicherer ist berechtigt, 

 bei Änderung von Gesetzen, auf denen die Bestimmungen des 
Versicherungsvertrages beruhen, 

 bei unmittelbar den Versicherungsvertrag betreffenden Änderun-
gen der höchstrichterlichen Rechtsprechung, der 
Verwaltungspraxis der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht oder der Kartellbehörden, 

 im Fall der Unwirksamkeit von Bedingungen sowie  
 zur Abwendung einer kartell- oder aufsichtsbehördlichen Bean-

standung 

einzelne Bedingungen mit Wirkung für bestehende Verträge zu er-
gänzen oder zu ersetzen. Die neuen Bedingungen sollen den 
ersetzten rechtlich und wirtschaftlich weitestgehend entsprechen. 
Sie dürfen die Versicherten auch unter Berücksichtigung der bisheri-
gen Auslegung in rechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht nicht 
unzumutbar benachteiligen. 

2 Die geänderten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer 
schriftlich bekannt gegeben und erläutert. Sie gelten als genehmigt, 
wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe in Textform widerspricht. Hierauf wird er bei der Be-
kanntgabe besonders hingewiesen. Zur Fristwahrung ist die 
Absendung ausreichend. Bei fristgerechtem Widerspruch laufen die 
Verträge mit den ursprünglichen Bedingungen weiter.  

3 Zur Beseitigung von Auslegungszweifeln kann der Versicherer den 
Wortlaut von Bedingungen ändern, wenn diese Anpassung vom bis-
herigen Bedingungstext gedeckt ist und den objektiven Willen sowie 
die Interessen beider Parteien berücksichtigt. Das Verfahren nach 
Nr. 2 ist zu beachten. 

§ 13 Anzeigen; Willenserklärungen 
Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sol-
len an den Assekuradeur des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig be-
zeichnete Stelle gerichtet werden. 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift nicht 
mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-
nehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte bekannte Anschrift des Versi-
cherungsnehmers. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung 
des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer 
Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

§14 Vollmachten 
1 Maklervollmacht 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, 
Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entge-
genzunehmen. Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese 
unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten. 

2 Vollmacht des Versicherungsvertreters 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versiche-
rungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen 
betreffend den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsver-
trages, ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich 
dessen Beendigung, Anzeige- und Informationspflichten vor Ab-
schluss des Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses. 

3 Erklärungen des Versicherers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer 
ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Ver-
sicherungsnehmer zu übermitteln. 

§ 15 Wechsel des Versicherers 
Die Manufaktur Augsburg GmbH ist berechtigt, das auf der Grund-
lage dieses Vertrages versicherte Risiko jederzeit in Ihrem Namen bei 
einem anderen Versicherer als Risikoträger in Deckung zu nehmen 
oder/und weitere Versicherer zu beteiligen. 

Dies ist jedoch nur bei gleichbleibendem Versicherungsschutz und 
bei gleichbleibendem Beitrag / gleichbleibendem Beitragssatz mög-
lich.  

Der Wechsel des Versicherers ist dem Versicherungsnehmer spätes-
tens innerhalb von 4 Wochen nach erfolgtem Wechsel mitzuteilen. 
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Bei Wechsel des Versicherers kann der Versicherungsnehmer inner-
halb von 4 Wochen nach Zugang der Mitteilung den Vertrag mit 
sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Wirksamwerden des Ver-
sichererwechsels, kündigen. 

§ 16 Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände 
Treten Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherungs-
nehmer und dem Versicherer auf, stehen dem Versicherungsnehmer 
folgende Beschwerdemöglichkeiten zu: 

1 Versicherungsombudsmann 

Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher o-
der um eine Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher Lage 
befindet, gilt: 

Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten kann sich der 
Versicherungsnehmer an den Ombudsmann für Versicherungen 
wenden. 

Versicherungsombudsmann e.V.  
Postfach 080632  
10006 Berlin  
Telefon: 0800 3696000  
E-Mail:  beschwerde@versicherungsombudsmann.de  
Internet:  www.versicherungsombudsmann.de 

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und kos-
tenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich 
verpflichtet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen. 

Versicherungsnehmer, die diesen Vertrag online (z. B. über eine 
Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich mit ih-
rer Beschwerde auch online an die Plattform 
http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird 
dann über diese Plattform an den Versicherungsombudsmann wei-
tergeleitet. 

2 Versicherungsaufsicht 

Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung des Versicherers 
nicht zufrieden ist oder Meinungsverschiedenheiten bei der Ver-
tragsabwicklung auftreten, kann er sich auch an die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Der Versicherer unterliegt 
der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)  
Sektor Versicherungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108  
53117 Bonn  
Telefon: 0800 2 100 500  
E-Mail: poststelle@bafin.de  
Internet: https://www.bafin.de 

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann einzelne Streit-
fälle nicht verbindlich entscheiden 

3 Rechtsweg  

Es besteht zudem die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten. 

3.1 Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen den Versicherer  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer be-
stimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des 

Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz seiner 
Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.  

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss sei-
nen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Aus-
land, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der Versicherer 
seinen Sitz hat. 

3.2 Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen Versicherungsneh-
mer  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungs-
nehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz, 
dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des Versicherungs-
nehmers; fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt.  

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Kla-
geerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

§ 17 Schlussbestimmung 
Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes be-
stimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt 
insbesondere für die im Anhang aufgeführten Gesetzesbestimmun-
gen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen Inhalt des 
Versicherungsvertrages sind. 
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Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbe-
zogenen Daten und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht 
zustehenden Rechte. 

1. Verantwortlicher 
Manufaktur Augsburg GmbH 
Sitz: Augsburg, HRB 27590, AG Augsburg 
Hausanschrift: 
Manufaktur Augsburg GmbH 
Proviantbachstr. 30 
86153 Augsburg 
Telefon: 0821 / 71008 –500 
Telefax: 0821 / 71008 –599 
E-Mail: info@manaug.de 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie: 

 per Post unter der o. g. Adresse mit dem Zusatz  
Datenschutzbeauftragter, 

 per E-Mail unter: datenschutz@manaug.de 

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung 

 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), 
 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), 
 der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des 

Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie 

aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Wenn Sie einen Antrag stellen, 
benötigen wir die von Ihnen gemachten Angaben für den Abschluss 
des Vertrages. Nur so ist es möglich, das von uns zu übernehmende 
Risiko einzuschätzen.  

Wir verarbeiten Ihre Daten im Rahmen der Vertragsanbahnung, z. B. 
zur Angebotserstellung. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, 
verarbeiten wir die Daten, um das Vertragsverhältnis durchführen zu 
können. Die Daten benötigen wir beispielsweise, 

 um den mit Ihnen vereinbarten Vertragsinhalt zu dokumentieren 
(Policierung), 

 um eine Rechnung zu stellen oder den Beitragseinzug durchzu-
führen, 

 um Rückversicherung durchzuführen, 
 für das Forderungsmanagement, 
 zur Schaden- / Leistungsabrechnung, 
 zur Beratung oder 
 zur Kundenbetreuung. 

Wenn ein Schaden- / Leistungsfall eingetreten ist, benötigen wir An-
gaben zu diesem. Nur so können wir prüfen, ob ein Versicherungsfall 
eingetreten ist und wie hoch die tariflichen Leistungen sind.  

Der Versicherungsvertrag kann nicht abgeschlossen oder durchge-
führt  werden, ohne dass Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden. 

Wir benötigen darüber hinaus Ihre personenbezogenen Daten, um 
versicherungsspezifische Statistiken zu erstellen. Dies ist z. B. not-
wendig, um neue Tarife zu entwickeln. Zusätzlich müssen wir 
aufsichtsrechtliche Vorgaben erfüllen. Die Daten aller mit der Manu-
faktur Augsburg bestehenden Verträge nutzen wir, um die gesamte 

Kundenbeziehung zu betrachten. Diese wird z. B. berücksichtigt, 
wenn bezüglich einer Vertragsanpassung und –ergänzung beraten 
wird. Sie ist auch relevant, um Kulanzentscheidungen zu treffen oder 
um umfassende Auskünfte entsprechend den rechtlichen Vorgaben 
zu erteilen. 

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Da-
ten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke oder im Schadenfall 
ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung 
nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Ein Beispiel hierfür sind 
Ihre Gesundheits-daten bei Abschluss eines Versicherungsvertrages. 
Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf 
Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. 

Wenn Sie der Verarbeitung von personenbezogenen Daten für be-
stimmte Zwecke eingewilligt haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser 
Verarbeitung auf Basis Ihrer Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 a) DSGVO 
gegeben. 

Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit von Ihnen widerrufen wer-
den. 

Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Ha-
ben vor dem Widerruf Verarbeitungen stattgefunden, sind diese 
davon nicht betroffen. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns 
oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies kann insbe-
sondere erforderlich sein, 

 um die IT-Sicherheit des IT-Betriebs zu gewährleisten, 
 um Produkte und Services zu entwickeln, 
 um die Qualität unserer Prozesse und Services zu verbessern, 

z. B. durch Kundenzufriedenheits-befragungen, 
 um Straftaten zu verhindern und aufzuklären (Die Analyse der 
 Daten hilft Hinweise zu erkennen, die auf Versicherungsmiss-

brauch hindeuten können.), 
 zur Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung 

bei rechtlichen Streitigkeiten, 
 zur zielgerichteten und bedarfsgerechten Werbung und Informa-

tion zu unseren eigenen Versicherungs-produkten und anderen 
Produkte der Unternehmen der SIGNAL IDUNA Gruppe und de-
ren Kooperationspartner und für Markt- und Meinungsumfragen, 
ggfs. unter Verwendung eines Marketingscores, 

 um ein besseres Verständnis für Ihren Bedarf und Ihre Wünsche 
zu erhalten, z. B. durch Zuordnung zu einer Berufsgruppe, 

 um das Unternehmen zu steuern (z. B. Prozessverbesserungen, 
Controlling, Berichtswesen) sowie 

 zur Einholung von Bonitätsauskünften z. B. im Rahmen des 
Forderungsmanagements oder der Bearbeitung von Kfz-Versiche-
rungen. 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten auch, um beste-
hende handelsrechtliche Verpflichtungen gegenüber dem Vermittler 

zu erfüllen. Das betrifft insbesondere die Abrechnung seiner Vergü-
tung. Dieser Fall tritt natürlich nur ein, wenn der Antrag von einem 
Vermittler eingereicht wurde. 

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten 
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zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen. Darunter fallen z. B. 
 aufsichtsrechtliche Vorgaben, 
 handels- und steuerrechtliche Aufbewahrungspflichten, 
 unsere Beratungspflicht oder 
 die Bearbeitung von Beschwerden. 

Zudem sind wir aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorgaben 
zur Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und ver-
mögensgefährdender Straftaten verpflichtet. Dabei werden auch 
Datenauswertungen (u. a. im Zahlungsverkehr) vorgenommen. Diese 
Maßnahmen dienen zugleich Ihrem Schutz. 

Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die 
jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.  

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht ge-
nannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren. 

3. Datenquellen 
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unse-
rer Geschäftsbeziehung, z. B. über den Antrag oder im Schadenfall, 
von Ihnen erhalten. Das kann auch Daten über Dritte betreffen, die 
wir von Ihnen erhalten und verarbeiten. Dritte können in diesem Fall 
z. B. Mitversicherte, Beitragszahler, Bezugsberechtigte oder Fahr-
zeughalter sein. 

Wenn es für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich ist, 
verarbeiten wir auch weitere personenbezogene Daten. Diese erhal-
ten wir z. B. von: 

 anderen Unternehmen der SIGNAL IDUNA Gruppe, 
 für Sie zuständigen Vermittlern / Beratern / Partnern oder 
 sonstigen Dritten (z. B. Wirtschaftsauskunfteien, Sachverständi-

gen). 

Die Daten erhalten wir zulässigerweise im Moment und zukünftig.  
Dies ist notwendig, um z. B. Aufträge auszuführen, Verträge zu erfül-
len oder aufgrund einer von Ihnen erteilten Einwilligung. Wir  
verarbeiten auch personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zu-
gänglichen Quellen zulässigerweise gewonnen haben. Diese Quellen 
sind z. B. 

 Ihre Einträge in sozialen Medien, die von der SIGNAL IDUNA 
angeboten werden, 

 die Konzern-Homepage, 
 öffentliche Register, 
 Adressbücher oder 
 Presse. 

4. Datenkategorien 
Relevante Kategorien personenbezogener Daten sind u. a. 

 Identifikations- und Authentifikationsdaten (z. B. Name, Adresse 
und andere Kontaktdaten, Geburtsdatum, Beruf, Familienstand), 

 weitere Stamm- und Vertragsdaten, z. B. Angaben über die beste-
henden Verträge zur Kfz-, Unfall-, Sach- und  
Haftpflichtversicherung, Zahlungsdaten, Rollen der betroffenen 
Person (z. B. Versicherungsnehmer, versicherte Person, Beitrags-
zahler, Anspruchsteller), 

 sofern erforderlich besondere Kategorien personenbezogener 
Daten (z. B. Gesundheitsdaten, biometrische Daten, Daten über 

die Gewerkschaftszugehörigkeit), 
 Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen (z. 

B. Umsatzdaten, Produktdaten, Leistungs- / Schadendaten), 
 Informationen über Ihre finanzielle Situation (z. B. Bonitätsdaten, 

Scoring / Ratingdaten, Herkunft von Vermögenswerten), 
 Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsprotokoll), 
 Daten darüber, wie Sie unsere angebotenen Telemedien nutzen 

(z. B. Zeitpunkt des Aufrufs unserer Webseiten, Apps oder 
Newsletter, angeklickte Seiten bzw. Einträge), 

 Werbe- und Vertriebsdaten zur Person, über Sachwerte und Liqui-
ditäts- sowie Finanzplanung, 

 Daten zu Kundenkontakten und Vorgangsbearbeitung. 

5. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe: 
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmens-
gruppe nehmen bestimmte Aufgaben der Datenverarbeitung für die 
in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Das betrifft 
Sie, wenn ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder 
mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht. In diesem Fall 
werden Ihre Daten dann zentral durch ein Unternehmen 
der Gruppe verarbeitet, z. B.: 
 zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, 
 für den telefonischen Kundenservice, 
 zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, 
 für In- und Exkasso, 
 zur gemeinsamen Postbearbeitung. 

In unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer 
zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen.  

Risikoträger: 
Von uns übernommene Risiken versichern wir auf Name des Risiko-
trägers bei Versicherungsunternehmen. Deshalb ist es erforderlich, 
Ihre Vertrags- und ggf. Schaden- / Leistungsdaten an einen Risikoträ-
ger zu übermitteln. Nur so kann sich der Versicherer ein eigenes Bild 
über das Risiko oder den Versicherungsfall machen.  

Vermittler: 
Werden Sie bzgl. Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler 
betreut, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durch-
führung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schaden- / 
Leistungsdaten. Unser Unternehmen übermittelt diese Daten auch 
an die Sie betreuenden Vermittler. Dies erfolgt soweit die Informatio-
nen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und 
Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigt werden. 

Externe Dienstleister: 
Um unsere vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zu erfüllen, be-
dienen wir uns zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung der 
von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, können 
Sie der Übersicht im Anhang entnehmen. Die jeweils aktuelle Version 
dieser Liste finden Sie auf unserer Internetseite unter www.signal-i-
duna.de / Dienstleisterliste. 

Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an wei-
tere Empfänger übermitteln. Das betrifft Behörden zur Erfüllung 
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gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversicherungsträger, Fi-
nanzbehörden, Strafverfolgungsbehörden oder Aufsichtsbehörden) 
oder solche für die Sie uns Ihre Einwilligung zur Datenübermittlung 
erteilt haben. 

6. Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Ihre personenbezo-
genen Daten können für die Zeit aufbewahrt werden, in der 
Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden kön-
nen. Hier gelten gesetzliche Verjährungsfristen von drei oder bis zu 
30 Jahren. Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, so-
weit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- 
und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem 
Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschege-
setz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre. 
7. Betroffenenrechte 
Sie können über die unter Punkt 1 genannten Kontaktdaten des Ver-
antwortlichen Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie verlangen, dass Ihre 
Daten berichtigt werden. Unter bestimmten Voraussetzungen kön-
nen Sie auch verlangen, dass Ihre Daten gelöscht werden. Ihnen 
kann weiterhin ein Recht zustehen, dass Ihre Daten nur einge-
schränkt  verarbeitet werden. Sie haben ebenfalls das Recht, dass 
Ihnen die von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format zur Verfügung gestellt wer-
den. 

 
9. Beschwerderecht 
Sie können sich mit einer Beschwerde an die unter Punkt 1 genann-
ten Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder an eine 
Datenschutzaufsichtsbehörde wenden. Die für Sie zuständige Auf-
sichtsbehörde ist: Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit Bayern. 
10. Vollautomatisierte Entscheidungen 
Vollautomatisierte Entscheidungen  
Auf Basis Ihrer Angaben entscheiden wir in bestimmten Fällen vollau-
tomatisiert z. B. über 

 das Zustandekommen oder die Umstellung Ihres Vertrages, 
 tariflich geregelte Beitragsanpassungen und -rückerstattungen, 
 die Erstattung von Versicherungsleistungen, 
 Maßnahmen im Rahmen des Forderungsmanagements. 

Die Entscheidungsfindung erfolgt über vorher vom Unternehmen 
festgelegte Regelungen und Methoden. Diese werden z. B. abgeleitet 
aus 

 gesetzlichen Vorgaben, 
 Versicherungs- und Tarifbedingungen, 
 Annahmerichtlinien, 
 Angaben zum Zahlungsverhalten in Verbindung mit den 

fälligen Beiträgen oder 
 weiteren Bearbeitungsrichtlinien. 

Diese Kriterien werden in Bezug zu Ihren für die Entscheidung rele-
vanten Daten gesetzt. Das können z. B. Vertragsdaten,  
Leistungsdaten und Daten zur Beitragszahlung sein. 

Wenn Sie Fragen zu einer Sie betreffenden Entscheidung haben oder 
falls Sie mit der Entscheidung nicht einverstanden sind, wenden Sie 
sich gerne über die unter Punkt 1 genannten Kontaktdaten des Ver-
antwortlichen an unsere Mitarbeiter. So können Sie das Eingreifen 
einer Person bewirken, Sie können Ihren Standpunkt darlegen und 
offene Fragen zu dem Vorgang klären.

8. Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten zu Zwecken der Direktwerbung (inkl. Profiling) zu 
widersprechen. 

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interes-
sen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich 
aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die 
Datenverarbeitung sprechen. 

Der Widerspruch wirkt für die Zukunft und kann formfrei erfol-
gen. Bitte richten Sie den Widerspruch an die unter Punkt 1 
genannten Kontaktdaten des Verantwortlichen. 
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Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbe-
zogenen Daten und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht 
zustehenden Rechte. Diese Datenschutz-Informationen sind auch im 
Internet unter www.signal-iduna.de/datenschutzinfo abrufbar. 

1. Verantwortlicher 
ADLER Versicherung AG 
Sitz: Dortmund, HR B 20214, AG Dortmund 
VÖDAG Versicherung für den Öffentlichen Dienst, 
Zweigniederlassung der ADLER Versicherung AG 
Sitz der Zweigniederlassung: Hamburg 

Hausanschriften: 
Joseph-Scherer-Straße 3 Neue Rabenstraße 15 – 19 
44139 Dortmund  20354 Hamburg 
Telefon: 0231 / 135 -0 Telefon: 040 / 4124-0 
Telefax: 0231 / 135 -4638     Telefax: 040 / 4124-2958 

E-Mail: info@signal-iduna.de 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie: 

 per Post unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz  
Datenschutzbeauftragter, 

 per Telefon unter: 0231 / 135 4630 oder 
 per E-Mail unter: datenschutz@signal-iduna.de. 

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung 
 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), 
 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), 
 der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versiche-

rungsvertragsgesetzes (VVG) sowie 
 aller weiteren maßgeblichen Gesetze. 

Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltensre-
geln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die 
deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genann-
ten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. 

Diese können Sie im Internet unter www.signal-iduna.de/Verhaltens-
regeln abrufen. 

Wenn Sie einen Antrag stellen, benötigen wir die von Ihnen gemach-
ten Angaben für den Abschluss des Vertrages. Nur so ist es möglich, 
das von uns zu übernehmende Risiko einzuschätzen. 

Wir verarbeiten Ihre Daten im Rahmen der Vertragsanbahnung, z. B. 
zur Angebotserstellung. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, 
verarbeiten wir die Daten, um das Vertragsverhältnis durchführen zu 
können. Die Daten benötigen wir beispielsweise, 

 um den mit Ihnen vereinbarten Vertragsinhalt zu dokumentieren 
(Policierung), 

 um eine Rechnung zu stellen oder den Beitragseinzug durchzu-
führen, 

 um Rückversicherung durchzuführen, 
 für das Forderungsmanagement, 
 zur Schaden- / Leistungsabrechnung, 
 zur Beratung oder 
 zur Kundenbetreuung. 

Wenn ein Schaden- / Leistungsfall eingetreten ist, benötigen wir An-
gaben zu diesem. Nur so können wir prüfen, ob ein Versicherungsfall 
eingetreten ist und wie hoch die tariflichen Leistungen sind. 

Der Versicherungsvertrag kann nicht abgeschlossen oder durchge-
führt werden, ohne dass Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden. 

Wir benötigen darüber hinaus Ihre personenbezogenen Daten, um 
versicherungsspezifische Statistiken zu erstellen. Dies ist z. B. not-
wendig, um neue Tarife zu entwickeln. Zusätzlich müssen wir 
aufsichtsrechtliche Vorgaben erfüllen. Die Daten aller mit der ADLER 
Versicherung AG bestehenden Verträge nutzen wir, um die gesamte 
Kundenbeziehung zu betrachten. Diese wird z. B. berücksichtigt, 
wenn bezüglich einer Vertragsanpassung und –ergänzung beraten 
wird. Sie ist auch relevant, um Kulanzentscheidungen zu treffen oder 
um umfassende Auskünfte entsprechend den rechtlichen Vorgaben 
zu erteilen. 

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Da-
ten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke oder im Schadenfall 
ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung 
nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Ein Beispiel hierfür sind 
Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines Versicherungs-vertrages. 
Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf 
Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. 

Wenn Sie der Verarbeitung von personenbezogenen Daten für be-
stimmte Zwecke eingewilligt haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser 
Verarbeitung auf Basis Ihrer Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 a) DSGVO 
gegeben. 

Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit von Ihnen widerrufen wer-
den. 

Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Ha-
ben vor dem Widerruf Verarbeitungen stattgefunden, sind diese 
davon nicht betroffen. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns 
oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies kann insbe-
sondere erforderlich sein, 

 um die IT-Sicherheit des IT-Betriebs zu gewährleisten, 
 um Produkte und Services zu entwickeln, 
 um die Qualität unserer Prozesse und Services zu verbessern, z. 

B. durch Kundenzufriedenheitsbefragungen, 
 um Straftaten zu verhindern und aufzuklären (Die Analyse der Da-

ten hilft Hinweise zu erkennen, die auf Versicherungsmissbrauch 
hindeuten können.), 

 zur Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei 
rechtlichen Streitigkeiten, 

 zur zielgerichteten und bedarfsgerechten Werbung und Informa-
tion zu unseren eigenen Versicherungsprodukten und anderen 
Produkte der Unternehmen der SIGNAL IDUNA Gruppe und de-
ren Kooperationspartner und für Markt- und Meinungsumfragen, 
ggfs. unter Verwendung eines Marketingscores, 

 um ein besseres Verständnis für Ihren Bedarf und Ihre Wünsche 
zu erhalten, z. B. durch Zuordnung zu einer Berufsgruppe, 
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 um das Unternehmen zu steuern (z. B. Prozessverbesserungen, 
Controlling, Berichtswesen) sowie 

 zur Einholung von Bonitätsauskünften z. B. im Rahmen des Forde-
rungsmanagements oder der Bearbeitung von Kfz-
Versicherungen.  

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten auch, um beste-
hende handelsrechtliche Verpflichtungen gegenüber dem Vermittler 
zu erfüllen. Das betrifft insbesondere die Abrechnung seiner Vergü-
tung. Dieser Fall tritt natürlich nur ein, wenn der Antrag von einem 
Vermittler eingereicht wurde. 

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen. Darunter fallen z. B.  

 aufsichtsrechtliche Vorgaben, 
 handels- und steuerrechtliche Aufbewahrungspflichten, 
 unsere Beratungspflicht oder 
 die Bearbeitung von Beschwerden. 

Zudem sind wir aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorgaben 
zur Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und ver-
mögensgefährdender Straftaten verpflichtet. Dabei werden auch 
Datenauswertungen (u. a. im Zahlungsverkehr) vorgenommen. Diese 
Maßnahmen dienen zugleich Ihrem Schutz.  

Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die 
jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.  

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht ge-
nannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.  

3. Datenquellen 
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unse-
rer Geschäftsbeziehung, z. B. über den Antrag oder im Schadenfall, 
von Ihnen erhalten. Das kann auch Daten über Dritte betreffen, die 
wir von Ihnen erhalten und verarbeiten. Dritte können in diesem Fall 
z. B. Mitversicherte, Beitragszahler, Bezugsberechtigte oder Fahr-
zeughalter sein. 

Wenn es für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich ist, 
verarbeiten wir auch weitere personenbezogene Daten. Diese erhal-
ten wir z. B. von: 

 anderen Unternehmen der SIGNAL IDUNA Gruppe, 
 für Sie zuständigen Vermittlern / Beratern / Partnern oder 
 sonstigen Dritten (z. B. Wirtschaftsauskunfteien, Sachverständig 

en). 

Die Daten erhalten wir zulässigerweise im Moment und zukünftig. 
Dies ist notwendig, um z. B. Aufträge auszuführen, Verträge zu erfül-
len oder aufgrund einer von Ihnen erteilten Einwilligung. 

Wir verarbeiten auch personenbezogene Daten, die wir aus öffent-
lich zugänglichen Quellen zulässigerweise gewonnen haben. Diese 
Quellen sind z. B.  

 Ihre Einträge in sozialen Medien, die von der SIGNAL IDUNA ange-
boten werden, 

 die Konzern-Homepage, 
 öffentliche Register, 
 Adressbücher oder 

 Presse. 
4. Datenkategorien 
Relevante Kategorien personenbezogener Daten sind u. a.  

 Identifikations- und Authentifikationsdaten (z. B. Name, Adresse 
und andere Kontaktdaten, Geburtsdatum, Beruf, Familienstand), 

 weitere Stamm- und Vertragsdaten, z. B. Angaben über die beste-
henden Verträge zur Kfz-, Unfall-, Sach- und 
Haftpflichtversicherung, Zahlungsdaten, Rollen der betroffenen 
Person (z. B. Versicherungsnehmer, versicherte Person, Beitrags-
zahler, Anspruchsteller), 

 sofern erforderlich besondere Kategorien personenbezogener 
Daten (z. B. Gesundheitsdaten, biometrische Daten, Daten über 
die Gewerkschaftszugehörigkeit), 

 Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen (z. 
B. Umsatzdaten, Produktdaten, Leistungs- / Schadendaten),  

 Informationen über Ihre finanzielle Situation (z. B. Bonitätsdaten, 
Scoring / Ratingdaten, Herkunft von Vermögenswerten), 

 Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsprotokoll), 
 Daten darüber, wie Sie unsere angebotenen Telemedien nutzen 

(z. B. Zeitpunkt des Aufrufs unserer Webseiten, Apps oder 
Newsletter, angeklickte Seiten bzw. Einträge), 

 Werbe- und Vertriebsdaten zur Person, über Sachwerte und Liqui-
ditäts- sowie Finanzplanung, 

 Daten zu Kundenkontakten und Vorgangsbearbeitung. 

5. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe: 
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmens 
gruppe nehmen bestimmte Aufgaben der Datenverarbeitung für die 
in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. 

Das betrifft Sie, wenn ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und 
einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht. In die-
sem Fall werden Ihre Daten dann zentral durch ein Unternehmen 
der Gruppe verarbeitet, z. B.: 

 zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, 
 für den telefonischen Kundenservice, 
 zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, 
 für In- und Exkasso, 
 zur gemeinsamen Postbearbeitung. 

In unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer 
zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen. 

Rückversicherer: 
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versi-
cherungsunternehmen (Rückversicherer). Deshalb kann es 
erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schaden- / Leistungsdaten 
an einen Rückversicherer zu übermitteln. Nur so kann sich der Rück-
versicherer ein eigenes Bild über das Risiko oder den  
Versicherungsfall machen. 

Vermittler: 
Werden Sie bzgl. Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler 
betreut, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durch-
führung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schaden- / 
Leistungsdaten. Unser Unternehmen übermittelt diese Daten auch 
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an die Sie betreuenden Vermittler. Dies erfolgt soweit die Informatio-
nen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und 
Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigt werden. 

Externe Dienstleister: 
Um unsere vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zu erfüllen, be-
dienen wir uns zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung der 
von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, können 
Sie der Übersicht im Anhang entnehmen. Die jeweils aktuelle Version 
dieser Liste finden Sie auf unserer Internetseite unter www.signal-i-
duna.de/Dienstleisterliste. 

Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an wei-
tere Empfänger übermitteln. Das betrifft Behörden zur Erfüllung 
gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversicherungsträger, Fi-
nanzbehörden, Strafverfolgungsbehörden oder Aufsichtsbehörden) 
oder solche für die Sie uns Ihre Einwilligung zur Datenübermittlung 
erteilt haben. 

6. Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Ihre personenbezo-
genen Daten können für die Zeit aufbewahrt werden, in der 
Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden kön-
nen. Hier gelten gesetzliche Verjährungsfristen von drei oder bis zu 
30 Jahren. Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, so-
weit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- 
und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem 
Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschege-
setz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre. 

7. Betroffenenrechte 
Sie können über die unter Punkt 1 genannten Kontaktdaten des Ver-
antwortlichen Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie verlangen, dass Ihre 
Daten berichtigt werden. Unter bestimmten Voraussetzungen kön-
nen Sie auch verlangen, dass Ihre Daten gelöscht werden. Ihnen 
kann weiterhin ein Recht zustehen, dass Ihre Daten nur einge-
schränkt verarbeitet werden. Sie haben ebenfalls das Recht, dass 
Ihnen die von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format zur Verfügung gestellt wer-
den. 

 

9. Beschwerderecht 
Sie können sich mit einer Beschwerde an die unter Punkt 1 genann-
ten Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder an eine  
Datenschutzaufsichtsbehörde wenden. Die für Sie zuständige Auf-
sichtsbehörde ist: 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nord-
rhein-Westfalen, deren Kontaktdaten Sie auf unserer Homepage 
unter www.signal-iduna.de/datenschutzbeschwerde finden. 

10. Datenübermittlung in ein Drittland 
Datenübermittlungen an Empfänger in Drittländern (Länder außer-
halb der EU und des Europäischen Wirtschaftsraums) ergeben sich z. 
B. im Rahmen der Administration, der Entwicklung und des Betriebs 
von IT-Systemen. Die Übermittlung erfolgt nur, wenn diese 

a) grundsätzlich zulässig ist und 

b) die besonderen Voraussetzungen für eine Übermittlung in ein 
Drittland vorliegen. 

Insbesondere der Datenimporteur muss geeignete Garantien nach 
Maßgabe der EU-Standarddatenschutzklauseln für die Übermittlung 
personenbezogener Daten an Auftragsverarbeiter in Drittländer ge-
währleisten. Grundlage sind die Bestimmungen der 
Datenschutzgesetze. 

Besonderheiten ergeben sich, wenn sich der Versicherungsnehmer 
oder die versicherte Person in einem Drittland befinden. 

Dann kann es erforderlich sein, Daten im Einzelfall in ein Drittland 
ohne geeignete Garantien zu übermitteln. Das kann z. B. der Fall 
sein, wenn Sie einen Leistungsfall haben und wir Ihnen nur so helfen 
können. 

Wenn im Einzelfall Ihre Einwilligung notwendig ist, holen wir diese ge-
sondert ein. 

Detaillierte Information können Sie bei Bedarf über die unter Punkt 1 
genannten Kontaktdaten des Verantwortlichen anfordern.  

11. Vollautomatisierte Entscheidungen und Profiling 
Vollautomatisierte Entscheidungen 
Auf Basis Ihrer Angaben entscheiden wir in bestimmten Fällen vollau-
tomatisiert z. B. über 

 das Zustandekommen oder die Umstellung Ihres Vertrages, 
 tariflich geregelte Beitragsanpassungen und -rückerstattungen, 
 die Erstattung von Versicherungsleistungen, 
 Maßnahmen im Rahmen des Forderungsmanagements. 

Die Entscheidungsfindung erfolgt über vorher vom Unternehmen 
festgelegte Regelungen und Methoden. Diese werden z. B. abgeleitet 
aus 

 gesetzlichen Vorgaben, 
 Versicherungs- und Tarifbedingungen, 
 Annahmerichtlinien, 
 Angaben zum Zahlungsverhalten in Verbindung mit den fälligen 

Beiträgen oder 
 weiteren Bearbeitungsrichtlinien. 

8. Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten zu Zwecken der Direktwerbung (inkl. Profiling) zu 
widersprechen. 

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interes-
sen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich 
aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die 
Datenverarbeitung sprechen. 

Der Widerspruch wirkt für die Zukunft und kann formfrei erfol-
gen. Bitte richten Sie den Widerspruch an die unter Punkt 1 
genannten Kontaktdaten des Verantwortlichen. 

 

http://www.manaug.de/


 

Manufaktur Augsburg GmbH www.manaug.de | Stand: März 2022 SEITE 45 

Diese Kriterien werden in Bezug zu Ihren für die Entscheidung rele-
vanten Daten gesetzt. Das können z. B. Vertragsdaten,  
Leistungsdaten und Daten zur Beitragszahlung sein. 

Wenn Sie Fragen zu einer Sie betreffenden Entscheidung haben oder 
falls Sie mit der Entscheidung nicht einverstanden sind, wenden Sie 
sich gerne über die unter Punkt 1 genannten Kontaktdaten des Ver-
antwortlichen an unsere Mitarbeiter. So können Sie das Eingreifen 
einer Person bewirken, Sie können Ihren Standpunkt darlegen und 
offene Fragen zu dem Vorgang klären. 

Profiling 
Wir verarbeiten Ihre Daten teilweise automatisiert. Das Ziel hierbei 
ist, bestimmte persönliche Aspekte zu bewerten (Profiling). Dazu ver-
wenden wir mathematisch-statistisch anerkannte und bewährte 
Verfahren. 

Wir setzen Profiling z. B. zur Einschätzung des von uns zu überneh-
menden Risikos im Rahmen der Vertragsanbahnung ein. 

Auf Basis der berechtigten Interessen des Versicherers gem. Art. 6 
Abs. 1 f) DSGVO nutzen wir Profiling beispielsweise, 

 um Sie zielgerichtet über Produkte informieren und beraten zu 
können. Dafür werden Ihre Daten über geeignete Verfahren be-
reitgestellt. Diese ermöglichen eine bedarfsgerechte 
Kommunikation und Werbung. Eingeschlossen sind hier auch die 
Markt- und Meinungsumfragen, 

 um Ihnen bedarfsgerechte Serviceleistungen im Schaden- / Leis-
tungsfall anbieten zu können, 

 um mit einem Marketingscore werbliche und bedarfsgerechte 
Zielgruppenansprache vornehmen zu können. Dazu werden 
Name, Anschrift und Geburtsdatum an eine Auskunftei übermit-
telt, die in der Dienstleisterliste aufgeführt ist. Detaillierte 
Informationen über die Auskunftei, z. B. Informationen zum Ge-
schäftszweck, zu Zwecken der Datenspeicherung, zu den 
Datenempfängern, zum Selbstauskunftsrecht, zum Anspruch auf 
Löschung und Berichtigung etc. können Sie bei dem genannten 
Unternehmen jederzeit einholen, 

 um Kundenzufriedenheitsbefragungen gezielt durchführen zu 
können. Aus den Befragungsergebnissen erhalten wir Erkennt-
nisse, um unseren Service zu verbessern und unsere Prozesse zu 
optimieren. 

12. Datenaustausch zur Kfz-Versicherung mit früheren Versi-
cherungsunternehmen und mit dem Auto- und Reiseclub 
Deutschland e.V. (ARCD) 
Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse, Vertragsnummer) zum 
Zwecke der Überprüfung von Schadenfreiheitsrabatten und Tarifein-
stufungen an andere Versicherer und ggfs. an den Auto- und 
Reiseclub Deutschland e.V. (ARCD). 

13. Bonitätsauskünfte zur KFZ-Versicherung 
Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse und ggfs. Geburtsdatum) 
zum Zweck der Bonitätsprüfung, dem Bezug von Informationen zur 
Beurteilung des Zahlungsausfallrisikos, der Personenidentifikation 
sowie zu Zwecken der Vertragsverwaltung und -abwicklung und bei 
Bedarf im Verlauf der aktiven Geschäftsbeziehung (z. B. im Schaden-
fall), die auf Basis von mathematisch-statistischen Verfahren unter 
Verwendung von Anschriftendaten ermittelt wurden, an 

 Infoscore Consumer Data GmbH (ICD), Rheinstr. 99, 76532 Baden-
Baden. 

Bitte beachten Sie, dass die ICD die Daten der entsprechenden An-
frage zu Adressverifizierungs- und Scoringzwecken gegenüber 
anderen Unternehmen nutzt. 

Detaillierte Informationen zur ICD i. S. d. Artikel 14 Europäische Da-
tenschutzgrundverordnung (EU DSGVO), d.h. Informationen zum 
Geschäftszweck, zu Zwecken der Datenspeicherung, zu den Daten-
empfängern, zum Selbstauskunftsrecht, zum Anspruch auf Löschung 
und Berichtigung etc. finden Sie unter www.finance.arvato.com/icdin-
foblatt. 

14 Information über den Datenaustausch mit der informa HIS 
GmbH auf Grundlage der Art. 13 und 14 DSGVO 
Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei Abschluss 
eines Versicherungsvertrages oder im Rahmen der  Schadenbearbei-
tung Daten zum Versicherungsobjekt (Fahrzeugidentifikationsdaten 
oder Adresse des Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) an die in-
forma HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage). 

Die informa HIS GmbH überprüft anhand dieser Daten, ob zu Ihrer 
Person und / oder zu Ihrem Versicherungsobjekt im „Hinweis- und 
Informationssystem der Versicherungswirtschaft“ (HIS) Informationen 
gespeichert sind, die auf ein erhöhtes Risiko oder Unregelmäßigkei-
ten in einem Versicherungsfall hindeuten können. Solche 
Informationen können nur aufgrund einer früheren Meldung eines 
Versicherungsunternehmens an das HIS vorliegen (HIS-Einmeldung), 
über die Sie ggf. von dem einmeldenden Versicherungsunternehmen 
gesondert informiert worden sind. Daten, die aufgrund einer HIS-Ein-
meldung im HIS gespeichert sind, werden von der informa HIS 
GmbH an uns, das anfragende Versicherungsunternehmen, übermit-
telt. 

Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden Internetsei 
ten: www.informa-his.de 

Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH: 
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Verantwort-
liche das Hinweis- und Informationssystem HIS der  
Versicherungswirtschaft. Sie verarbeitet darin personenbeziehbare 
Daten, um die Versicherungswirtschaft bei der Bearbeitung von Ver-
sicherungsanträgen und -schäden zu unterstützen. Es handelt sich 
bei diesen Daten um Angaben zu erhöhten Risiken oder um Auffällig-
keiten, die auf Unregelmäßigkeiten (z. B. Mehrfachabrechnung eines 
Versicherungsschadens bei verschiedenen Versicherungsunterneh-
men) hindeuten können. 

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung: 
Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Daten auf 
Grundlage des Art. 6 Abs. 1f DSGVO. Dies ist zulässig, soweit die Ver-
arbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des 
Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die 
Interessen und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den 
Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen.  

Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen über den 
Abschluss eines Versicherungsvertrages oder über die Regulierung 
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von Schäden. Sie stellt den Versicherungsunternehmen lediglich die 
Informationen für die diesbezügliche Entscheidungsfindung zur Ver-
fügung. 

Herkunft der Daten der informa HIS GmbH: 
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungsunter-
nehmen, die diese in das HIS einmelden. 

Kategorien der personenbezogenen Daten: 
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung werden von 
der informa HIS GmbH – abhängig von der Versicherungsart bzw. -
sparte – die Daten der Anfrage oder Einmeldung mit den dazu ge-
nutzten personenbezogenen Daten (Name, Vorname, 
Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) bzw. Informationen 
zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. Gebäudeinformatio-
nen) sowie das anfragende oder einmeldende 
Versicherungsunternehmen gespeichert. Bei einer HIS-Einmeldung 
durch ein Versicherungsunternehmen, über die Sie gegebenenfalls 
von diesem gesondert informiert werden, speichert die informa HIS 
GmbH erhöhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkei-
ten hindeuten können, sofern solche Informationen an das HIS 
gemeldet wurden. Zu Fahrzeugen sind ggf. z. B. Totalschäden, fiktive 
Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer früheren Schadenmel-
dung gespeichert. Gebäudebezogene Daten sind Anzahl und 
Zeitraum geltend gemachter Gebäudeschäden. 

Dauer der Datenspeicherung: 
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Personen gem. 
Art. 17 Abs. 1 lit. a) DSGVO nur für eine bestimmte Zeit.  

Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei Jahren ge-
löscht. 

Für die Speicherfristen bei HIS-Einmeldungen gilt: 
 Personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsdatum) so-

wie Fahrzeug- und Gebäudedaten werden am Ende des vierten 
Kalenderjahres nach erstmaliger Speicherung gelöscht. Sofern in 
dem genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung zu einer Per-
son erfolgt, führt dies zur Verlängerung der Speicherung der 
personenbezogenen Daten um weitere vier Jahre. Die maximale 
Speicherdauer beträgt in diesen Fällen zehn Jahre. 

Betroffenenrechte: 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, 
auf Löschung sowie auf Einschränkung der Verarbeitung. Diese 
Rechte nach Art. 15 bis 18 DSGVO können gegenüber der informa 
HIS GmbH unter der unten genannten Adresse geltend gemacht 
werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die für die 
für die informa HIS GmbH zuständige Aufsichtsbehörde – Der Hessi-
sche Datenschutzbeauftragte, Gustav-Stresemann- Ring 1, 65189 
Wiesbaden – zu wenden. Hinsichtlich der Meldung von Daten an das 
HIS ist die für das Versicherungsunternehmen zuständige Daten-
schutzaufsichtsbehörde zuständig. 

 

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS GmbH zu Ih-
rer Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem Gebäude gespeichert 
hat und an wen welche Daten übermittelt worden sind, teilt Ihnen 
die informa HIS GmbH dies gerne mit. Sie können dort unentgeltlich 
eine sog. Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu berücksichti-
gen, dass die informa HIS GmbH aus datenschutzrechtlichen 
Gründen keinerlei telefonische Auskünfte erteilen darf, da eine ein-
deutige Identifizierung Ihrer Person am Telefon nicht möglich ist. Um 
einen Missbrauch durch Dritte zu vermeiden, benötigt die informa 
HIS GmbH folgende Angaben von Ihnen: 

 Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum. 
 Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) so-

wie ggf. Voranschriften der letzten fünf Jahre. 
 Ggf. FIN des Fahrzeugs. Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Beifü-

gung einer Kopie der Zulassungsbescheinigung I. oder II. zum 
Nachweis der Haltereigenschaft erforderlich. 

 Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten Versiche-
rungsscheins oder eines sonstigen Dokuments erforderlich, das 
das Eigentum belegt (z. B. Kopie des Grundbuchauszugs oder 
Kaufvertrags). 

Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises (Vor-
der- und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der informa HIS GmbH 
die Identifizierung Ihrer Person und vermeiden damit mögliche  
Rückfragen. Sie können die Selbstauskunft auch via Internet unter: 
www.infoma-HIS.de/selbstauskunft bei der informa HIS GmbH bean-
tragen. 

Kontaktdaten des Unternehmens und des Datenschutzbeauftragten: 
informa HIS GmbH 
Kreuzberger Ring 68 
65205 Wiesbaden 
Telefon: 0611 / 880 870 -0 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS GmbH ist 
zudem unter der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, oder 
per E-Mail unter folgender Adresse erreichbar: his-datenschutz@in-
forma.de.  

Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus 
Gründen, die sich aus der besonderen Situation der betroffe-
nen Person ergeben, unter der unten genannten Adresse 
widersprochen werden. 
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Nachstehend erhalten Sie zu Ihrer Information eine Übersicht der mit den verschiedenen Versicherungsgesellschaften der SIGNAL IDUNA 
Gruppe kooperierenden Unternehmen. Im Rahmen von Antrags-, Vertrags- und Schadenbearbeitungen sowie der Betreuung durch zustän-
dige Vermittler kann eine Weiterggabe Ihrer persönlichen Daten an diese Unternehmen erforderlich werden. Der Aufstellung können Sie 
zusätzlich entnehmen, an welche der Unternehmen ggf. auch Gesundheitsdaten weitergeleitet werden.

Konzerngesellschaften mit einer gemeinsamen Verarbeitung von Daten innerhalb der Unternehmensgruppe

 SIGNAL IDUNA Krankenversicherung a. G. * 
 SIGNAL IDUNA Lebensversicherung a. G. * 
 SIGNAL IDUNA Lebensversicherung a. G. * 
 SIGNAL IDUNA Allgemeine Versicherung AG * 
 SIGNAL IDUNA Pensionskasse AG * 
 SIGNAL IDUNA Lebensversicherung AG * 
 PVAG Polizeiversicherungs-Aktiengesellschaft * 
 ADLER Versicherung AG * 
 SIGNAL IDUNA Sterbekasse VVaG * 
 DEURAG Deutsche Rechtsschutz-Versicherung AG * 

 

 DONNER & REUSCHEL Aktiengesellschaft 
 HANSAINVEST Hanseatische Investment-GmbH 
 HANSAINVEST Real Assets GmbH 
 SIGNAL IDUNA Versorgungskasse e.V. 
 SIGNAL IDUNA Asset Management GmbH 
 SIGNAL IDUNA Bauspar AG 
 SIGNAL IDUNA Beratungs-GmbH für betriebliche Altersversor-

gung 
 SIGNAL IDUNA Select Invest GmbH 
 SDV - Servicepartner der Versicherungsmakler AG 

Übersicht der wichtigsten Partner und von den Versicherungsgesellschaften (siehe *) beauftragten Dienstleister

a) in Einzelnennung 

Auftraggeber Auftragnehmer/ Partner Hauptgegenstand des Auftrages /  
der Zusammenarbeit 

auch  
Gesund-
heitsdaten 

Übermitt-
lung an 
Drittland 

Garantien 

Versicherungs-
gesellschaften 
(siehe *) 

ROLAND Assistance GmbH Kundenservice, telefonischer Kundendienst, Un-
terstützung bei Pflege-Leistungsfällen und 
Erbringung von Assistance- und Serviceleistun-
gen für Versicherte 

ja nein  

Schröder Assistance und Con-
sulting GmbH 

Kundenservice, telefonischer Kundendienst ja nein  

Majorel Wilhelmshaven GmbH Kundenservice, telefonischer Kundendienst ja nein  

BSGV Bochumer Servicegesell-
schaft für Versicherer mbH 

Bestandsverwaltung, Schadenbearbeitung, tele-
fonischer Kundendienst 

ja nein  

GDV Dienstleistungs GmbH Datentransfer mit Vermittlern und Dienstleistern nein nein  

Actineo GmbH Unterstützung in der Leistungsbearbeitung ja nein  

MD Medicus Assistance Service 
GmbH 

Schadenbearbeitung, telefonischer Kunden-
dienst, Erbringung von Assistance- und 
Serviceleistungen für Versicherte im Ausland 

ja nein  

IHR Rehabilitations-Dienst 
GmbH 

Schadenbearbeitung, telefonischer Kunden-
dienst, Assistanceleistungen 

ja nein  

ARA GmbH – Auto- 
und Reise-Assistance 

Durchführung und Vermittlung sowie Schadenre-
gulierung von Assistance- und Serviceleistungen 
zur Unterstützung des Kunden 

ja nein  

KSP Kanzlei Dr. Seegers, Dr. 
Frankenheim Rechtsanwaltsge-
sellschaft mbH 

Forderungsmanagement nein nein  

HFG Inkasso GmbH Langzeitverfolgung von Forderungen nein nein  

 

13 
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Übersicht der wichtigsten Partner und von den Versicherungsgesellschaften (siehe *) beauftragten Dienstleister  

a) in Einzelnennung - Fortsetzung 

Auftraggeber Auftragnehmer/ Partner Hauptgegenstand des Auftrages /  
der Zusammenarbeit 

auch  
Gesund-
heitsdaten 

Übermitt-
lung an 
Drittland 

Garantien 

Versicherungs-
gesellschaften 
(siehe *) 

Infoscore Consumer Data 
GmbH 

Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein  

Creditreform Dortmund/Witten 
Scharf KG 

Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein  

Creditsafe Deutschland GmbH Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein  

Canon Deutschland Business 
Service GmbH 

Druck und Versand von Kundenbriefen ja nein  

Deutsche Post AG Identifikation und Legitimation von Personen 
durch das Postident-Verfahren 

nein nein  

SIGNAL IDUNA 
Krankenversi-
cherung a. G. 

PKV-Verband, Köln Unterstützung, Koordination, Revisionstätigkeit ja nein  

MedX GmbH, Hamburg Unterstützung in der Leistungsbearbeitung ja nein  

IBM Deutschland GmbH Übermittlung / Anreicherung von Gesundheits-
daten, Betrieb von Software 

ja nein  

LM+ Leistungsmanagement 
GmbH 

Unterstützung in der Leistungsbearbeitung ja nein  

SIGNAL IDUNA 
Lebensversi-
cherung a.G.; 
SIGNAL IDUNA 
Pensionskasse 
AG; 
SIGNAL IDUNA 
Lebensversi-
cherung AG 

Xempus AG Beratungs- und Angebotssoftware ja nein  

Pro Claims Solutions GmbH Unterstützung bei BU-Leistungsfällen ja nein  

Swiss Post Solutions GmbH Unterstützung in der Antrags-/ Vertragsbearbei-
tung 

ja nein  

Creditreform Hamburg von der 
Decken KG 

Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein  

CRIF Bürgel GmbH Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein  

Info Partner KG Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein  

SIGNAL IDUNA 
Allgemeine 
Versicherung 
AG 

KASKO Germany UG Online-Vertragsschluss und Vertragsverwaltung nein nein  

ALLCURA Versicherungs-AG Antragsprüfung und Underwriting nein nein  

Swiss Re Europe S.A. 
Niederlassung Deutschland 

Auswertung von Telematikdaten nein nein  

Perseus Technologies GmbH Schadenbehebung, Erste-Hilfe-Hotline nein nein  

SIGNAL IDUNA 
Allgemeine 
Versicherung 
AG, PVAG Poli-
zeiversiche-
rungs-Aktienge-
sellschaft, 
ADLER Versi-
cherung AG 

VdS Schadenverhütung GmbH Risikoermittlung im Zusammenhang mit Über-
schwemmung, Rückstau und Starkregen 

nein nein  

SkenData GmbH Ermittlung des Versicherungswertes nein nein  
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b) in Kategorien von Dienstleistern 

Auftraggeber Dienstleisterkategorie Hauptgegenstand des Auftrages /  
der Zusammenarbeit 

auch  
Gesund-
heitsdaten 

Übermitt-
lung an 
Dritt-
land** 

Garantien 

Versicherungs-
gesellschaften 
(siehe *) 

Konzerninterne Dienstleistun-
gen 

Vertrieb, Abschluss, Abwicklung und Verwaltung 
von Verträgen, Buchhaltung 

ja nein  

IT-Dienstleistungen / Rechen-
zentrum / Backup-
Rechenzentrum / Online-An-
träge und Abschlüsse 

Bereitstellung von IT-Kapazitäten, Hard- und 
Software einschließlich Wartung 

ja ja Standardda-
tenschutz- 
klauseln / 
Standardver-
tragsklauseln 

Wirtschaftsauskunftsunterneh-
men, Adressermittler 

Recherchen, Wirtschaftsauskünfte nein nein  

Wirtschaftsprüfer, Steuerbera-
ter 

Buchprüfung ja nein  

Ärzte, Gutachter, Dolmetscher Med. Untersuchungen, Begutachtungen, Unter-
stützungsleistungen 

ja nein  

Assisteure, Reha-Dienste Erbringung Assistanceleistungen zur Unterstüt-
zung des Kunden 

nein ja Standardda-
tenschutz- 
klauseln / 
Standardver-
tragsklauseln 

Lettershops, Druckereien Druck und Versand ja nein  

Aktenlagerung, Aktenvernich-
tung, Entsorgung 

Archivierung und Vernichtung von Akten und Un-
terlagen, Daten- und Datenträgerentsorgung/-
vernichtung 

ja nein  

Telefonischer Kundendienst Telefonische Entgegennahme von Kundenanlie-
gen, Leistung 

ja nein  

Markt- und Meinungsfor-
schungsinstitute 

Durchführung von repräsentativen Bevölke-
rungsbefragungen, Kunden- und 
Außendienstbefragungen 

nein nein  

Inkassounternehmen Realisierung von titulierten Forderungen nein nein  

Rechtsanwaltskanzleien Anwaltliche Dienstleistung in begründeten Ein-
zelfällen, Forderungseinzug 

ja nein  

Detekteien Anlassbezogene Betrugsbekämpfung in Einzelfäl-
len 

ja nein  

Werkstätten, Handwerksbe-
triebe, Mietwagenunternehmen 

Reparaturen, Sanierungen, Ersatz nein ja Standardda-
tenschutz- 
klauseln / 
Standardver-
tragsklauseln 

Regulierungsbüros Schadenregulierung, Belegprüfung ja nein  

Digitale Agenturen Erstellung und Verwaltung von Online Inhalten, 
Homepages der Aussendienstpartner 

ja nein  
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Übersicht der wichtigsten Partner und von den Versicherungsgesellschaften (siehe *) beauftragten Dienstleister  

b) in Kategorien von Dienstleistern - Fortsetzung 

SIGNAL IDUNA 
Krankenversi-
cherung a. G. 

Sanitätshäuser, Hilfsmittelher-
steller 

Hilfsmittelversorgung, Begutachtungen zur Hilfs-
mittelversorgung, aktive Kundenunterstützung 

ja nein  

Kliniken Krankenversorgung, Begutachtungen ja nein  

SIGNAL IDUNA 
Lebensversi-
cherung a.G.; 
SIGNAL IDUNA 
Pensionskasse 
AG; 
SIGNAL IDUNA 
Lebensversi-
cherung AG 

Rückversicherer Unterstützungsleistungen und Begutachtungen 
im Antragsverfahren und im Rahmen der Leis-
tungsprüfung 

ja nein  

Onlinebasierte Risikoprüfungs-
plattform 

Antragsaufnahme ja nein  

SIGNAL IDUNA 
Allgemeine Ver-
sicherung AG; 
ADLER Versi-
cherung AG 

Assekuradeure Antrags-/Vertragsbearbeitung, Inkasso, Sach-
schadenregulierung 

ja nein  

** Die Angabe, dass Daten bei Erforderlichkeit zweckbestimmt in ein Drittland übermittelt werden, erfolgt bereits, wenn dies nur auf 
einen einzelnen Dienstleister innerhalb einer Kategorie zutrifft.   
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§ 5 VVG Abweichender Versicherungsschein  
(1) Weicht der Inhalt des Versicherungsscheins von dem Antrag des 
Versicherungsnehmers oder den getroffenen Vereinbarungen ab, gilt 
die Abweichung als genehmigt, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 2 erfüllt sind und der Versicherungsnehmer nicht innerhalb 
eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in Textform wi-
derspricht.  

(2) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer bei Übermittlung 
des Versicherungsscheins darauf hinzuweisen, dass Abweichungen 
als genehmigt gelten, wenn der Versicherungsnehmer nicht inner-
halb eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in 
Textform widerspricht. Auf jede Abweichung und die hiermit verbun-
denen Rechtsfolgen ist der Versicherungsnehmer durch einen 
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein aufmerksam zu machen.  

(3) Hat der Versicherer die Verpflichtungen nach Absatz 2 nicht er-
füllt, gilt der Vertrag als mit dem Inhalt des Antrags des 
Versicherungsnehmers geschlossen.  

(4) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherungsnehmer darauf 
verzichtet, den Vertrag wegen Irrtums anzufechten, ist unwirksam.  

§ 8 VVG Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers  
(1) Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung inner-
halb von 14 Tagen widerrufen. Der Widerruf ist in Textform 
gegenüber dem Versicherer zu erklären und muss keine Begrün-
dung enthalten; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung.  

(2) Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem folgende Un-
terlagen dem Versicherungsnehmer in Textform zugegangen sind:  

1. der Versicherungsschein und die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie 
die weiteren Informationen, die nach der VVG-Informations-
pflichtenverordnung mitzuteilen sind, und  

2. eine deutlich gestaltete Belehrung über das Widerrufsrecht und 
über die Rechtsfolgen des Widerrufs, die dem Versicherungs-
nehmer seine Rechte entsprechend den Erfordernissen des 
eingesetzten Kommunikationsmittels deutlich macht und die 
den Namen und die ladungsfähige Anschrift desjenigen, gegen-
über dem der Widerruf zu erklären ist, sowie einen Hinweis auf 
den Fristbeginn und auf die Regelungen des Absatzes 1 Satz 2 
enthält.  

Bei Versicherungsprodukten, für die ein Basisinformationsblatt nach 
der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. November 2014 über Basisinformationsblät-
ter für verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger und 
Versicherungsanlageprodukte (PRIIP) (ABl. L 352 vom 9.12.2014, S. 1; 
L 358 vom 13.12.2014, S. 50), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 
1156/2019 (ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 55) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung oder für die ein PEPP-Basisinformati-
onsblatt nach Artikel 26 der Verordnung (EU) 1238/2019 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über ein 
Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt (PEPP) (ABl. L 198 vom 

25.7.2019, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung zu erstellen ist, be-
ginnt die Widerrufsfrist nicht, bevor auch das Basisinformationsblatt 
oder das PEPP-Basisinformationsblatt zur Verfügung gestellt worden 
ist. Der Nachweis über den Zugang der Unterlagen nach den Sätzen 
1 und 2 obliegt dem Versicherer.  

(3) Das Widerrufsrecht besteht nicht  

1. bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als 
einem Monat,  

2. bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung, es sei 
denn, es handelt sich um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 
312 c des Bürgerlichen Gesetzbuchs,  

3. bei Versicherungsverträgen bei Pensionskassen, die auf arbeits-
vertraglichen Regelungen beruhen, es sei denn, es handelt sich 
um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312 c des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs,  

4. bei Versicherungsverträgen über ein Großrisiko im Sinn des § 
210 Absatz 2.  

Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf 
ausdrücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers vollständig er-
füllt ist, bevor der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht 
ausgeübt hat.  

(4) Die nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 zu erteilende Belehrung genügt 
den dort genannten Anforderungen, wenn das Muster der Anlage zu 
diesem Gesetz in Textform verwendet wird. Der Versicherer darf un-
ter Beachtung von Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 und Zusätze wie die Firma 
oder ein Kennzeichen des Versicherers anbringen von dem Muster 
abweichen und Zusätze wie die Firma oder ein Kennzeichen des Ver-
sicherers anbringen. Beschränkt sich die Abweichung unter 
Beachtung von Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 auf Format und Schrift-
größe oder darauf, dass der Versicherer Zusätze wie die Firma oder 
ein Kennzeichen des Versicherers anbringt, so ist Satz 1 anzuwen-
den.  

§ 11 VVG Verlängerung, Kündigung  
(1) Wird bei einem auf eine bestimmte Zeit eingegangenen Versiche-
rungsverhältnis im Voraus eine Verlängerung für den Fall vereinbart, 
dass das Versicherungsverhältnis nicht vor Ablauf der Vertragszeit 
gekündigt wird, ist die Verlängerung unwirksam, soweit sie sich je-
weils auf mehr als ein Jahr erstreckt.  

(2) Ist ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegan-
gen, kann es von beiden Vertragsparteien nur für den Schluss der 
laufenden Versicherungsperiode gekündigt werden. Auf das Kündi-
gungsrecht können sie einvernehmlich bis zur Dauer von zwei Jahren 
verzichten.  

(3) Die Kündigungsfrist muss für beide Vertragsparteien gleich sein; 
sie darf nicht weniger als einen Monat und nicht mehr als drei Mo-
nate betragen.  

(4) Ein Versicherungsvertrag, der für die Dauer von mehr als drei Jah-
ren geschlossen worden ist, kann vom Versicherungsnehmer zum 
Schluss des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhal-
tung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.  

14 
AUSZUG AUS DEM VVG, BGB, HGB UND ZPO  
aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB), dem Handelsgesetzbuch (HGB), 
dem Sozialgesetzbuch XI (SGB XI), der Zivilprozessordnung (ZPO) und dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) 
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§ 15 VVG Hemmung der Verjährung  
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag beim Versicherer an-
gemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, 
zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht.  

§ 19 VVG Anzeigepflicht  
(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser-
klärung die ihm bekannten Gefahrumstände, die für den Entschluss 
des Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlie-
ßen, erheblich sind und nach denen der Versicherer in Textform 
gefragt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers, aber vor Ver-
tragsannahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist der 
Versicherungsnehmer auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.  

(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ab-
satz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten.  

(3) Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt hat. In diesem Fall hat der Versicherer das Recht, 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündi-
gen.  

(4) Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht und sein Kündigungsrecht nach Absatz 3 
Satz 2 sind ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte. Die anderen Bedingungen werden auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend, bei einer vom Versiche-
rungsnehmer nicht zu vertretenden Pflichtverletzung ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.  

(5) Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 4 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherer den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit 
der Anzeige kannte. 

(6) Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine Vertragsän-
derung die Prämie um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den 
Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuwei-
sen.  

§ 20 VVG Vertreter des Versicherungsnehmers  
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-
schlossen, sind bei der Anwendung des § 19 Abs. 1 bis 4 und des § 
21 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 Satz 2 sowohl die Kenntnis und die Arg-
list des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsneh-
mer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem 

Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit zur Last fällt.  

§ 21 VVG Ausübung der Rechte des Versicherers  
(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verlet-
zung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht 
begründet, Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei der Ausübung 
seiner Rechte die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner 
Erklärung angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstri-
chen ist.  

(2) Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es 
sei denn, die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen 
Umstand, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer 
nicht zur Leistung verpflichtet.  

(3) Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 erlöschen 
nach Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für 
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Hat 
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig 
verletzt, beläuft sich die Frist auf zehn Jahre.  

§ 22 VVG Arglistige Täuschung  
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt.  

§ 23 VVG Gefahrerhöhung  
(1) Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe seiner Vertragserklä-
rung ohne Einwilligung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.  

(2) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne Ein-
willigung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, hat er die Gefahrerhöhung dem Versicherer unverzüg-
lich anzuzeigen.  

(3) Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsneh-
mers eine Gefahrerhöhung unabhängig von seinem Willen ein, hat er 
die Gefahrerhöhung, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat, dem 
Versicherer unverzüglich anzuzeigen.  

§ 24 VVG Kündigung wegen Gefahrerhöhung  
(1) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach § 23 
Abs. 1, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Verpflich-
tung weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. Beruht die 
Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.  

(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 kann 
der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen.  
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(3) Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 2 erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers 
von der Erhöhung der Gefahr ausgeübt wird oder wenn der Zustand 
wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.  

§ 25 VVG Prämienerhöhung wegen Gefahrerhöhung  
(1) Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen für diese hö-
here Gefahr entsprechende Prämie verlangen oder die Absicherung 
der höheren Gefahr ausschließen. Für das Erlöschen dieses Rechtes 
gilt § 24 Abs. 3 entsprechend.  

(2) Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr 
als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der hö-
heren Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versi-
cherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuweisen.  

§ 26 VVG Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung  
(1) Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrerhöhung ein, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 vorsätzlich verletzt hat. 
Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 
Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 
der Versicherungsnehmer.  

(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, es sei 
denn, dem Versicherer war die Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt 
bekannt. Er ist zur Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung der An-
zeigepflicht nach § 23 Abs. 2 und 3 nicht auf Vorsatz beruht; im Fall 
einer grob fahrlässigen Verletzung gilt Absatz 1 Satz 2.  

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist der Versicherer 
zur Leistung verpflichtet,  

1. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war, 
oder  

2. wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für 
die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung 
nicht erfolgt war.  

§ 27 VVG Unerhebliche Gefahrerhöhung  
Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur eine unerhebliche 
Erhöhung der Gefahr vorliegt oder wenn nach den Umständen als 
vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert 
sein soll.  

§ 28 VVG Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit  
(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versiche-
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen ist, kann der Versicherer den Vertrag inner-
halb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt 

hat, ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, die Verletzung 
beruht nicht auf Vorsatz oder auf grober Fahrlässigkeit.  

(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer 
vom Versicherungsnehmer zu erfüllenden vertraglichen Obliegenheit 
nicht zur Leistung verpflichtet ist, ist er leistungsfrei, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall 
einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.  

(3) Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat.  

(4) Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit 
zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen hat. 

(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung 
einer vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, ist un-
wirksam.  

§ 29 VVG Teilrücktritt, Teilkündigung, teilweise Leistungsfrei-
heit 
(1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer nach 
den Vorschriften dieses Abschnittes zum Rücktritt oder zur Kündi-
gung berechtigt ist, nur bezüglich eines Teils der Gegenstände oder 
Personen vor, auf die sich die Versicherung bezieht, steht dem Versi-
cherer das Recht zum Rücktritt oder zur Kündigung für den übrigen 
Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, dass für diesen allein der Versi-
cherer den Vertrag unter den gleichen Bedingungen nicht 
geschlossen hätte.  

(2) Macht der Versicherer von dem Recht zum Rücktritt oder zur Kün-
digung bezüglich eines Teils der Gegenstände oder Personen 
Gebrauch, ist der Versicherungsnehmer berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis bezüglich des übrigen Teils zu kündigen. Die 
Kündigung muss spätestens zum Schluss der Versicherungsperiode 
erklärt werden, in welcher der Rücktritt oder die Kündigung des Ver-
sicherers wirksam wird.  

(3) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer wegen 
einer Verletzung der Vorschriften über die Gefahrerhöhung ganz o-
der teilweise leistungsfrei ist, nur bezüglich eines Teils der 
Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die Versicherung be-
zieht, ist auf die Leistungsfreiheit Absatz 1 entsprechend 
anzuwenden.  

§ 37 VVG Zahlungsverzug bei Erstprämie  
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(1) Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, 
ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Rück-
tritt vom Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten.  

(2) Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, wenn er 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht 
hat.  

§ 38 VVG Zahlungsverzug bei Folgeprämie  
(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform 
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betra-
gen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die 
rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Absätzen 2 und 3 
mit dem Fristablauf verbunden sind; bei zusammengefassten Verträ-
gen sind die Beträge jeweils getrennt anzugeben.  

(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie oder der 
Zinsen oder Kosten in Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet.  

(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Frist kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann 
mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass 
sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu 
diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist; hierauf ist der Versi-
cherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die 
Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer inner-
halb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der 
Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats 
nach Fristablauf die Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unberührt.  

§ 39 VVG Vorzeitige Vertragsbeendigung  
(1) Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf 
der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versiche-
rungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. Wird das 
Versicherungsverhältnis durch Rücktritt auf Grund des § 19 Abs. 2 o-
der durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung 
beendet, steht dem Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden 
der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu. Tritt der Versicherer 
nach § 37 Abs. 1 zurück, kann er eine angemessene Geschäftsge-
bühr verlangen.  

(2) Endet das Versicherungsverhältnis nach § 16, kann der Versiche-
rungsnehmer den auf die Zeit nach der Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses entfallenden Teil der Prämie unter Abzug 
der für diese Zeit aufgewendeten Kosten zurückfordern. 

§ 43 VVG Begriffsbestimmung  

(1) Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im ei-
genen Namen für einen anderen, mit oder ohne Benennung der 
Person des Versicherten, schließen (Versicherung für fremde Rech-
nung).  

(2) Wird der Versicherungsvertrag für einen anderen geschlossen, ist, 
auch wenn dieser benannt wird, im Zweifel anzunehmen, dass der 
Versicherungsnehmer nicht als Vertreter, sondern im eigenen Na-
men für fremde Rechnung handelt.  

(3) Ergibt sich aus den Umständen nicht, dass der Versicherungsver-
trag für einen anderen geschlossen werden soll, gilt er als für eigene 
Rechnung geschlossen.  

§ 44 VVG Rechte des Versicherten  
(1) Bei der Versicherung für fremde Rechnung stehen die Rechte aus 
dem Versicherungsvertrag dem Versicherten zu. Die Übermittlung 
des Versicherungsscheins kann jedoch nur der Versicherungsneh-
mer verlangen.  

(2) Der Versicherte kann ohne Zustimmung des Versicherungsneh-
mers nur dann über seine Rechte verfügen und diese Rechte 
gerichtlich geltend machen, wenn er im Besitz des Versicherungs-
scheins ist.  

§ 45 VVG Rechte des Versicherungsnehmers  
(1) Der Versicherungsnehmer kann über die Rechte, die dem Versi-
cherten aus dem Versicherungsvertrag zustehen, im eigenen Namen 
verfügen.  

(2) Ist ein Versicherungsschein ausgestellt, ist der Versicherungsneh-
mer ohne Zustimmung des Versicherten zur Annahme der Leistung 
des Versicherers und zur Übertragung der Rechte des Versicherten 
nur befugt, wenn er im Besitz des Versicherungsscheins ist.  

(3) Der Versicherer ist zur Leistung an den Versicherungsnehmer nur 
verpflichtet, wenn der Versicherte seine Zustimmung zu der Versi-
cherung erteilt hat.  

§ 46 VVG Rechte zwischen Versicherungsnehmer und Versi-
chertem  
Der Versicherungsnehmer ist nicht verpflichtet, dem Versicherten o-
der, falls über dessen Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet ist, 
der Insolvenzmasse den Versicherungsschein auszuliefern, bevor er 
wegen seiner Ansprüche gegen den Versicherten in Bezug auf die 
versicherte Sache befriedigt ist. Er kann sich für diese Ansprüche aus 
der Entschädigungsforderung gegen den Versicherer und nach de-
ren Einziehung aus der Entschädigungssumme vor dem Versicherten 
und dessen Gläubigern befriedigen.  

§ 47 VVG Kenntnis und Verhalten des Versicherten  
(1) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsneh-
mers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für 
fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versi-
cherten zu berücksichtigen.  

(2) Die Kenntnis des Versicherten ist nicht zu berücksichtigen, wenn 
der Vertrag ohne sein Wissen geschlossen worden ist oder ihm eine 
rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht mög-
lich oder nicht zumutbar war. Der Versicherer braucht den Einwand, 
dass der Vertrag ohne Wissen des Versicherten geschlossen worden 
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ist, nicht gegen sich gelten zu lassen, wenn der Versicherungsneh-
mer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und bei 
Vertragsschluss dem Versicherer nicht angezeigt hat, dass er den 
Vertrag ohne Auftrag des Versicherten schließt.  

§ 48 VVG Versicherung für Rechnung „wen es angeht“  
Ist die Versicherung für Rechnung „wen es angeht“ genommen oder 
ist dem Vertrag in sonstiger Weise zu entnehmen, dass unbestimmt 
bleiben soll, ob eigenes oder fremdes Interesse versichert ist, sind 
die §§ 43 bis 47 anzuwenden, wenn sich aus den Umständen ergibt, 
dass fremdes Interesse versichert ist. 

§ 51 VVG Prämienzahlung  
(1) Der Beginn des Versicherungsschutzes kann von der Zahlung der 
Prämie abhängig gemacht werden, sofern der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Vo-
raussetzung aufmerksam gemacht hat.  

(2) Von Absatz 1 kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
abgewichen werden.  

§ 69 VVG Gesetzliche Vollmacht  
(1) Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt,  

1. Anträge, die auf den Abschluss eines Versicherungsvertrags ge-
richtet sind, und deren Widerruf sowie die vor Vertragsschluss 
abzugebenden Anzeigen und sonstigen Erklärungen vom Versi-
cherungsnehmer entgegenzunehmen,  

2. Anträge auf Verlängerung oder Änderung eines Versicherungs-
vertrags und deren Widerruf, die Kündigung, den Rücktritt und 
sonstige das Versicherungsverhältnis betreffende Erklärungen 
sowie die während der Dauer des Versicherungsverhältnisses 
zu erstattenden Anzeigen vom Versicherungsnehmer entgegen-
zunehmen und  

3. die vom Versicherer ausgefertigten Versicherungsscheine oder 
Verlängerungsscheine dem Versicherungsnehmer zu übermit-
teln.  

(2) Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die 
der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung o-
der dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, 
anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versi-
cherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die 
Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge 
grober Fahrlässigkeit nicht kannte.  

(3) Der Versicherungsnehmer trägt die Beweislast für die Abgabe o-
der den Inhalt eines Antrags oder einer sonstigen Willenserklärung 
nach Absatz 1 Nr. 1 und 2. Die Beweislast für die Verletzung der An-
zeigepflicht oder einer Obliegenheit durch den 
Versicherungsnehmer trägt der Versicherer.  

§ 74 VVG Überversicherung  
(1) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten 
Interesses (Versicherungswert) erheblich, kann jede Vertragspartei 
verlangen, dass die Versicherungssumme zur Beseitigung der Über-
versicherung unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie mit 
sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.  

(2) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, 
sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen Vermögensvor-
teil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die 
Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt.  

§ 75 VVG Unterversicherung  
Ist die Versicherungssumme erheblich niedriger als der Versiche-
rungswert zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles, ist der 
Versicherer nur verpflichtet, die Leistung nach dem Verhältnis der 
Versicherungssumme zu diesem Wert zu erbringen.  

§ 77 VVG Mehrere Versicherer  
(1) Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Ge-
fahr versichert, ist verpflichtet, jedem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der an-
dere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben.  

(2) Wird bezüglich desselben Interesses bei einem Versicherer der 
entgehende Gewinn, bei einem anderen Versicherer der sonstige 
Schaden versichert, ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden.  

§ 78 VVG Haftung bei Mehrfachversicherung  
(1) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Ge-
fahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen 
zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen 
Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Versiche-
rer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den 
Gesamtschaden (Mehrfachversicherung), haften die Versicherer in 
der Weise als Gesamtschuldner, dass jeder Versicherer den von ihm 
nach dem Vertrag zu leistenden Betrag zu zahlen hat, der Versiche-
rungsnehmer aber insgesamt nicht mehr als den Betrag des 
Schadens verlangen kann.  

(2) Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach 
Maßgabe der Beträge verpflichtet, die sie dem Versicherungsnehmer 
nach dem jeweiligen Vertrag zu zahlen haben. Ist auf eine der Versi-
cherungen ausländisches Recht anzuwenden, kann der Versicherer, 
für den das ausländische Recht gilt, gegen den anderen Versicherer 
einen Anspruch auf Ausgleichung nur geltend machen, wenn er 
selbst nach dem für ihn maßgeblichen Recht zur Ausgleichung ver-
pflichtet ist.  

(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der 
Absicht vereinbart, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Ver-
trag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt 
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt.  

§ 79 VVG Beseitigung der Mehrfachversicherung  
(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehr-
fachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen 
der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungs-
summe unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den 
Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung 
nicht gedeckt ist.  
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(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung 
dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Versi-
cherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in 
diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im 
Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versi-
cherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Prämien verlangen.  

§ 80 VVG Fehlendes versichertes Interesse  
(1) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie ver-
pflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der 
Versicherung nicht besteht; dies gilt auch, wenn das Interesse bei ei-
ner Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein 
anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versi-
cherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.  

(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspru-
chen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des In-
teresses Kenntnis erlangt hat.  

(3) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in 
der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer 
steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.  

§ 82 VVG Abwendung und Minderung des Schadens  
(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles 
nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens 
zu sorgen.  

(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, so-
weit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen einzuholen, 
wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versi-
cherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
handeln.  

(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen 1 und 2 ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer 
grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für 
das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versiche-
rungsnehmer. 

(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistungspflicht ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

§ 83 VVG Aufwendungsersatz  
(1) Der Versicherer hat Aufwendungen des Versicherungsnehmers 
nach § 82 Abs. 1 und 2, auch wenn sie erfolglos bleiben, insoweit zu 
erstatten, als der Versicherungsnehmer sie den Umständen nach für 

geboten halten durfte. Der Versicherer hat den für die Aufwendun-
gen erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers 
vorzuschießen.  

(2) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Aufwendungsersatz nach Absatz 1 entsprechend kürzen.  

(3) Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die er gemäß den 
Weisungen des Versicherers macht, sind auch insoweit zu erstatten, 
als sie zusammen mit der sonstigen Entschädigung die Versiche-
rungssumme übersteigen.  

(4) Bei der Tierversicherung gehören die Kosten der Fütterung und 
der Pflege sowie die Kosten der tierärztlichen Untersuchung und Be-
handlung nicht zu den vom Versicherer nach den Absätzen 1 bis 3 zu 
erstattenden Aufwendungen.  

§ 85 VVG Schadensermittlungskosten  
(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer die Kosten, die 
durch die Ermittlung und Feststellung des von ihm zu ersetzenden 
Schadens entstehen, insoweit zu erstatten, als ihre Aufwendung den 
Umständen nach geboten war. Diese Kosten sind auch insoweit zu 
erstatten, als sie zusammen mit der sonstigen Entschädigung die 
Versicherungssumme übersteigen.  

(2) Kosten, die dem Versicherungsnehmer durch die Zuziehung eines 
Sachverständigen oder eines Beistandes entstehen, hat der Versi-
cherer nicht zu erstatten, es sei denn, der Versicherungsnehmer ist 
zu der Zuziehung vertraglich verpflichtet oder vom Versicherer auf-
gefordert worden.  

(3) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Kostenersatz entsprechend kürzen.  

§ 86 VVG Übergang von Ersatzansprüchen  
(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit 
der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.  

(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein 
zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung 
der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei dessen 
Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwir-
ken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflich-
tet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen 
kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.  

(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers ge-
gen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher 
Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nach Absatz 1 nicht geltend 
gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vor-
sätzlich verursacht.  

§ 95 VVG Veräußerung der versicherten Sache  
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(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, 
tritt an dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines 
Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte 
und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.  

(2) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf 
die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende Versicherungsperi-
ode entfällt, als Gesamtschuldner.  

(3) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich 
gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt hat.  

§ 96 VVG Kündigung nach Veräußerung  
(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber einer versicherten 
Sache das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von 
der Veräußerung ausgeübt wird.  

(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit so-
fortiger Wirkung oder für den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlen-
der Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung 
innerhalb eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird.  

(3) Im Fall der Kündigung des Versicherungsverhältnisses nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 ist der Veräußerer zur Zahlung der Prämie 
verpflichtet; eine Haftung des Erwerbers für die Prämie besteht nicht.  

§ 97 VVG Anzeige der Veräußerung  
(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Er-
werber unverzüglich anzuzeigen. Ist die Anzeige unterblieben, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versiche-
rer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber 
nicht geschlossen hätte.  

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt 
war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn zur 
Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung 
des Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.  

§ 108 VVG Verfügung über den Freistellungsanspruch  
(1) Verfügungen des Versicherungsnehmers über den Freistellungs-
anspruch gegen den Versicherer sind dem Dritten gegenüber 
unwirksam. Der rechtsgeschäftlichen Verfügung steht eine Verfügung 
im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung gleich.  

(2) Die Abtretung des Freistellungsanspruchs an den Dritten kann 
nicht durch Allgemeine Versicherungsbedingungen ausgeschlossen 
werden. 

§ 143 VVG Fortdauer der Leistungspflicht gegenüber Hypothe-
kengläubigern  
(1) Bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie bleibt der Versi-
cherer gegenüber einem Hypothekengläubiger, der seine Hypothek 
angemeldet hat, bis zum Ablauf eines Monats ab dem Zeitpunkt zur 

Leistung verpflichtet, zu welchem dem Hypothekengläubiger die Be-
stimmung der Zahlungsfrist oder, wenn diese Mitteilung 
unterblieben ist, die Kündigung mitgeteilt worden ist.  

(2) Die Beendigung des Versicherungsverhältnisses wird gegenüber 
einem Hypothekengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, 
erst mit dem Ablauf von zwei Monaten wirksam, nachdem ihm die 
Beendigung und, sofern diese noch nicht eingetreten war, der Zeit-
punkt der Beendigung durch den Versicherer mitgeteilt worden ist 
oder er auf andere Weise hiervon Kenntnis erlangt hat. Satz 1 gilt 
nicht, wenn das Versicherungsverhältnis wegen unterbliebener Prä-
mienzahlung durch Rücktritt oder Kündigung des Versicherers oder 
durch Kündigung des Versicherungsnehmers, welcher der Hypothe-
kengläubiger zugestimmt hat, beendet wird.  

(3) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend für die Wirksamkeit einer Ver-
einbarung zwischen dem Versicherer und dem 
Versicherungsnehmer, durch die der Umfang des Versicherungs-
schutzes gemindert wird oder nach welcher der Versicherer nur 
verpflichtet ist, die Entschädigung zur Wiederherstellung des versi-
cherten Gebäudes zu zahlen.  

(4) Die Nichtigkeit des Versicherungsvertrags kann gegenüber einem 
Hypothekengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, nicht gel-
tend gemacht werden. Das Versicherungsverhältnis endet jedoch 
ihm gegenüber nach Ablauf von zwei Monaten, nachdem ihm die 
Nichtigkeit durch den Versicherer mitgeteilt worden ist oder er auf 
andere Weise von der Nichtigkeit Kenntnis erlangt hat.  

§ 145 VVG Übergang der Hypothek  
Soweit der Versicherer den Hypothekengläubiger nach § 143 befrie-
digt, geht die Hypothek auf ihn über. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil eines gleich oder nachstehenden Hypothekengläubigers gel-
tend gemacht werden, dem gegenüber die Leistungspflicht des 
Versicherers bestehen geblieben ist. 

§ 280 BGB Schadenersatz wegen Pflichtverletzung  
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so 
kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens 
verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat.  

(2) Schadenersatz wegen Verzögerung der Leistung kann der Gläubi-
ger nur unter der zusätzlichen Voraussetzung des § 286 verlangen.  

(3) Schadenersatz statt der Leistung kann der Gläubiger nur unter 
den zusätzlichen Voraussetzungen des § 281, des § 282 oder des § 
283 verlangen.  

§ 288 BGB Verzugszinsen und sonstiger Verzugsschaden  
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Ver-
zugssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.  

(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, 
beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen neun Prozentpunkte 
über dem Basiszinssatz.  

(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zin-
sen verlangen.  
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(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausge-
schlossen.  

(5) Der Gläubiger einer Entgeltforderung hat bei Verzug des Schuld-
ners, wenn dieser kein Verbraucher ist, außerdem einen Anspruch 
auf Zahlung einer Pauschale in Höhe von 40 Euro. Dies gilt auch, 
wenn es sich bei der Entgeltforderung um eine Abschlagszahlung o-
der sonstige Ratenzahlung handelt. Die Pauschale nach Satz 1 ist auf 
einen geschuldeten Schadensersatz anzurechnen, soweit der Scha-
den in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist.  

(6) Eine im Voraus getroffene Vereinbarung, die den Anspruch des 
Gläubigers einer Entgeltforderung auf Verzugszinsen ausschließt, ist 
unwirksam. Gleiches gilt für eine Vereinbarung, die diesen Anspruch 
beschränkt oder den Anspruch des Gläubigers einer Entgeltforde-
rung auf die Pauschale nach Absatz 5 oder auf Ersatz des Schadens, 
der in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, ausschließt oder 
beschränkt, wenn sie im Hinblick auf die Belange des Gläubigers 
grob unbillig ist. Eine Vereinbarung über den Ausschluss der Pau-
schale nach Absatz 5 oder des Ersatzes des Schadens, der in Kosten 
der Rechtsverfolgung begründet ist, ist im Zweifel als grob unbillig 
anzusehen. Die Sätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn sich der 
Anspruch gegen einen Verbraucher richtet.  

§ 836 BGB Haftung des Grundstücksbesitzers  
(1) Wird durch den Einsturz eines Gebäudes oder eines anderen mit 
einem Grundstück verbundenen Werkes oder durch die Ablösung 
von Teilen des Gebäudes oder des Werkes ein Mensch getötet, der 
Körper oder die Gesundheit eines Menschen verletzt oder eine Sa-
che beschädigt, so ist der Besitzer des Grundstücks, sofern der 
Einsturz oder die Ablösung die Folge fehlerhafter Errichtung oder 
mangelhafter Unterhaltung ist, verpflichtet, dem Verletzten den dar-
aus entstehenden Schaden zu ersetzen. Die Ersatzpflicht tritt nicht 
ein, wenn der Besitzer zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat.  

(2) Ein früherer Besitzer des Grundstücks ist für den Schaden verant-
wortlich, wenn der Einsturz oder die Ablösung innerhalb eines Jahres 
nach der Beendigung seines Besitzes eintritt, es sei denn, dass er 
während seines Besitzes die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beo-
bachtet hat oder ein späterer Besitzer durch Beobachtung dieser 
Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können.  

(3) Besitzer im Sinne dieser Vorschriften ist der Eigenbesitzer.  

§ 352 HGB  
(1) Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, mit Einschluss der Verzugszin-
sen, ist bei beiderseitigen Handelsgeschäften fünf vom Hundert für 
das Jahr. Das gleiche gilt, wenn für eine Schuld aus einem solchen 
Handelsgeschäfte Zinsen ohne Bestimmung des Zinsfußes verspro-
chen sind.  

(2) Ist in diesem Gesetzbuche die Verpflichtung zur Zahlung von Zin-
sen ohne Bestimmung der Höhe ausgesprochen, so sind darunter 
Zinsen zu fünf vom Hundert für das Jahr zu verstehen.  

§ 13 ZPO Allgemeiner Gerichtsstand des Wohnsitzes  
Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohnsitz 
bestimmt.  

§ 17 ZPO Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen  
(1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korporationen 
sowie derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen 
Vereine und derjenigen Stiftungen, Anstalten und Vermögensmas-
sen, die als solche verklagt werden können, wird durch ihren Sitz 
bestimmt. Als Sitz gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo 
die Verwaltung geführt wird.  

(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem 
Gericht, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, wenn sie als 
solche verklagt werden können, bei dem Gericht ihres Amtssitzes.  

(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen bestimm-
ten Gerichtsstand ist ein durch Statut oder in anderer Weise 
besonders geregelter Gerichtsstand zulässig.  

§ 21 ZPO Besonderer Gerichsstand der Niederlassung  
(1) Hat jemand zum Betriebe einer Fabrik, einer Handlung oder eines 
anderen Gewerbes eine Niederlassung, von der aus unmittelbar Ge-
schäfte geschlossen werden, so können gegen ihn alle Klagen, die 
auf den Geschäftsbetrieb der Niederlassung Bezug haben, bei dem 
Gericht des Ortes erhoben werden, wo die Niederlassung sich befin-
det.  

(2) Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen 
Personen begründet, die ein mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden 
versehenes Gut als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter bewirt-
schaften, soweit diese Klagen die auf die Bewirtschaftung des Gutes 
sich beziehenden Rechtsverhältnisse betreffen.  

§ 29 ZPO Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsortes  
(1) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und über dessen 
Bestehen ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem die streitige 
Verpflichtung zu erfüllen ist.  

(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet die Zustän-
digkeit nur, wenn die Vertragsparteien Kaufleute, juristische 
Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliche Sonder-
vermögen sind. 
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